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„Fact Sheets“ ihren Beitrag zu leisten. Wir 
greifen dabei kontroversielle Themen auf 
wie z.B. Sinn und Unsinn von Gigalinern, 
die Entwicklung der Donau als Verkehrs-
ader im Einklang mit Naturschutzerfor-
dernissen oder die Frage, welche Rolle 
Public Private Partnership bei der Finan-
zierung von Verkehrsinfrastrukturprojek-
ten spielen kann. Ziel ist es, alle Pros und 
Cons sachlich und ehrlich darzustellen. 

Nicht immer gibt es am Ende eines GSV 
Forums auch gleich eine Lösung für das 
diskutierte Problem, aber es ist viel er-
reicht, wenn das Verständnis aller am 
Zukunftsprozess Beteiligten eine höhere 
Ebene erreicht hat und man gemeinsam 
an oft notwendigen Änderungen der Rah-
menbedingungen arbeiten kann.

Es freut uns, dass diese Aktivitäten so-
wohl vom Fachpublikum als auch von der 
Fachpresse sehr gut angenommen wer-
den. Wir wollen diese daher 2013 ver-
stärkt fortsetzen. Wenn sie Interesse an 
dieser Veranstaltungsreihe haben, lassen 
Sie uns das bitte wissen - wir laden Sie 
gerne dazu ein. 

EDITORIAL

Gefragt ist Versachlichung und guter Wille

Die Bewältigung der steigenden Mo-
bilität wird immer mehr zu einer zent-
ralen Frage moderner Gesellschaften. 
Das machen die im vorliegenden Jahr-
buch enthaltenen Beiträge wieder ein-
mal deutlich. Einerseits ist Mobilität eine 
Grundvoraussetzung für eine weltweit 
positive Wirtschafts- und Gesellschafts-
entwicklung (Wohlstand für alle durch 
Globalisierung), anderseits aber natür-
lich auch die Ursache neuer Probleme 
(Klimaerwärmung, Flächenbedarf).

Praktisch alle Experten, deren Expertise 
nicht von ideologischen Vorurteilen ge-
prägt ist, sind der Meinung, dass diese 
durch steigende Mobilität verursachten 
Probleme bewältigt werden können, und 
dass letztlich die Vorteile überwiegen. 
Dazu wird es freilich nicht nur enormer 
Kraftanstrengungen bedürfen, sondern 
auch guten Willen brauchen.

Beispielsweise den Willen, die in Ver-
kehrsfragen immer überaus emotional 
geführte Diskussion zu versachlichen. 
Dazu versucht die GSV mit ihrer Ver-
anstaltungsreihe „GSV Forum“ und den 

Dkfm. Hans Peter Halouska       
Präsident

Dipl. Ing. Mario Rohracher 
Generalsekretär
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Die GSV setzt sich daher für wirksame Maßnah-
men zur Bewältigung dieser Herausforderungen 
ein:

•	 Sinnvoller Infrastrukturausbau und kon-
sequente bauliche Erhaltung mit geeigne-
ten Finanzierungsmaßnahmen: Kriterien 
für den weiteren Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur müssen die Dringlichkeit, basierend 
auf möglichst aktuellen Verkehrsprognosen, 
die Verkehrssicherheit, die Umweltverträglich-
keit sowie eine möglichst geringe Beeinträch-
tigung der Lebensqualität von Anwohnern 
sein. Nach der Errichtung steht die konse-
quente bauliche Erhaltung im Vordergrund.  

•	 Weiterentwicklung von intelligenten 
Verkehrstechnologien: Durch telematik-
gestützte Verkehrsmanagement-, Verkehrsin-
formations- und Fahrerassistenzsysteme sol-
len sowohl die Verkehrsinfrastuktur, als auch 
die Verkehrsmittel intelligent gemacht werden 
und diese „Intelligenzen“ miteinander ver-
knüpft werden. Dies ermöglicht mehr Kapazität 
bei gleichem Verkehrsflächenangebot.	  

•	 Verkehrsträger gemäß der individuel-
len Stärken fördern und bestmöglichst 
miteinander vernetzen: Schaffung von in-
frastrukturellen („Hardware“) und informati-
onstechnologischen („Software“) Vorausset-
zungen für Intermodalverkehre mit dem Ziel, 
jeden Verkehrsträger entsprechend seiner 
Stärken bevorzugt zu nutzen – zum Beispiel 
durch den verstärkten Bau von Umschlag- 
und Umsteigeeinrichtungen, den Ausbau ver-
kehrsmittelübergreifender Informations- und 
Routenplanungssysteme und Gewährleistung 
der Anschlusssicherheit.

Die GSV ist eine Plattform aller Verkehrsträger - 
Straße, Schiene, Wasserstraße, Luftfahrt - und 
setzt sich für die Sicherung und Qualität einer 
nachhaltigen intermodalen Verkehrsinfrastruktur 
ein.

Die Österreichische Gesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (GSV) will zur Sicherung einer 
leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur als wesent-
licher Standortfaktor beitragen. Ihre Arbeit baut 
auf der Erkenntnis auf, dass das absehbar weitere 
Wachstum des Güter- und des Personenverkehrs 
vom Verkehrsflächenwachstum weitgehend ent-
koppelt werden muss – einerseits, weil die öffent-
lichen Haushalte der Finanzierbarkeit zusätzlicher 
Verkehrsinfrastruktur enge Grenzen setzen, und 
andererseits, weil große Infrastrukturbauvorha-
ben ans Limit der Umweltverträglichkeit stoßen 
und von der Öffentlichkeit kaum noch akzeptiert 
werden.

Wer ist eigentlich die GSV?
Die GSV stellt sich vor:
 

Die Ziele der GSV
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•	 Dialog mit Politik und Verwaltung:	  
Politikberatung zur Hebung der Verkehrsqualität: Er-
kenntnisse von Experten sowie aus Studien und 
Veranstaltungen werden an die Entscheidungsträ-
ger zur Bewertung und Umsetzung herangetragen.	  

•	 Wissensmanagement:	  
Teilnahme an Konferenzen, Symposien und Kongressen 
und anschließende Dokumentation der wesentlichsten Er-
kenntnisse in der Form von GSV DOKUs und dem Jahrbuch 
Mobilität. Eigene Veranstaltungen mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten. Herausgabe eines wöchentlich erschei-
nenden Pressespiegels, der einen Überblick über die Be-
richterstattung zu Verkehrs- und Energiefragen gibt.	   

•	 Fact Sheets (mehr auf Seite 111):	  
Relevante Fakten, Pros und Cons zu aktuellen Fra-
gen der Mobilität werden in handlichen Foldern publi-
ziert und an Medien und betroffene Zielgruppen verteilt.  

•	 Öffentlichkeitsarbeit:	  
In Presseaussendungen nimmt die GSV zu ta-
gesaktuellen Mobilitätsthemen Stellung und prä-
sentiert Vorschläge bzw. Lösungsansätze.	  

Das Jahrbuch Mobilität ist eine jährlich erscheinende Publika-
tion mit Beiträgen zu wichtigen und aktuellen verkehrspoliti-
schen Themen. Das Jahrbuch wird, persönlich adressiert, per 
Post an alle führenden Persönlichkeiten der Zielgruppen der 
GSV versandt. Mediadaten zum Jahrbuch sind bei der GSV er-
hältlich.

„Verkehrsträger gemäß den individuellen Stärken  
fördern und vernetzen“ 

www.gsv.co.at

Die Mitglieder der GSV kommen aus den folgenden Bereichen:

•	 Verkehrsinfrastruktur- und Verkehrsbetriebe
•	 Bauwirtschaft 
•	 Verkehrstelematik / Verkehrstechnik
•	 Finanzierung
•	 Technologie
•	 Ämter von Landesregierungen
•	 Interessenvertretungen
•	 Medien
•	 Transportwirtschaft / Logistik

Die Mitgliederliste 2012 finden Sie auf den Seiten 129 bis 130.

•	 Präsident:  
Dkfm. Hans Peter Halouska 

•	 Generalsekretär:  
Dipl.-Ing. Mario Rohracher 

•	 Chefredakteur GSV Publikationen:  
Bernhard Weiner, BSc MA

Auf Ihren Anruf oder Ihre e-Mail freut sich

Karin Haslacher
GSV-Sekretariat
Tel.: +43 1 713 62 96
e-Mail: karin.haslacher@gsv.co.at

WER IST DIE GSV?

Die Wege zu den Zielen

Jahrbuch Mobilität

Mitglieder der GSV

Das Team der GSV

Interesse an einer Mitgliedschaft?
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Die Mittel für die Straßenerhaltung müssen 
deutlich erhöht werden

GSV - Forum „Zu wenig Geld für Landesstraßen: Sparen am falschen Platz?“
 

Die Österreichische Gesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (GSV) hat in einem GSV-Forum 
das Thema „Zustand und Sanierungsbedarf öster-
reichischer Landesstraßen“ behandelt. 

Zu Beginn wurde von Univ. Prof. Johann Litzka 
eine Studie im Auftrag der österreichischen Lan-
desbaudirektoren vorgestellt, die den baulichen 
Erhaltungsbedarf für die Landesstraßen Öster-
reichs erhoben hat. Wien wurde wegen seiner 
besonderen Situation nicht in die österreichwei-
te Studie einbezogen. Insgesamt wurden 21.000 
Kilometer in der Studie analysiert, das gesamte 
B und L Straßennetz umfasst 33.700 Kilometer, 
davon 10.000 Kilometer im B – Netz, der Rest im 
L Netz. 

Die Ergebnisse sind von Bundesland zu Bundes-
land höchst unterschiedlich, allerdings ist der Er-
haltungsrückstand im L Netz laut der Studie we-
sentlich dramatischer, insbesondere wenn man 
sich den Substanzwert der Straßen ansieht: „Die 

Substanz wird sich weiter verschlechtern, wenn 
nicht mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden.“ 
sagte Litzka. Dies bestätigten auch die Ergeb-
nisse für das Gesamtnetz: Derzeit gibt es eine 
Rückstandslänge schlechter und sehr schlechter 
Straßen von 22%, die mit dem Budget auf heu-
tigen Niveau bis 2020 auf 29% anwachsen wird 
(Abbildung 1). Nur für eine Aufrechterhaltung des 
derzeitigen unzufriedenstellenden Zustandes bis 
2020 müssten statt durchschnittlich 4.800€ pro 
Kilometer und Jahr 6.600€ pro Kilometer und Jahr 
investiert werden. Das würde eine Erhöhung des 
derzeit vorhandenen Budgets für Sanierungen um 
40 %  bedeuten bzw. 1.800€ mehr pro Kilome-
ter. Pro Jahr wären demnach österreichweit fast 
70 Millionen € an zusätzlichen Mitteln erforderlich, 
um die aktuelle Rückstandslänge zu halten. Um 
den Rückstau an sanierungsbedürftigen Straßen 
bis 2020 auf einen europaweit akzeptierten Ziel-
wert von 20 % zu bringen, wäre gemäß Studie 
sogar eine Erhöhung der Mittel um 46 % erfor-
derlich. 

Diese Ergebnisse spiegeln sich auch beim Wert 
des Oberbaus wieder. Der derzeitige Anlagewert 

21 

ERGEBNIS GESAMTNETZ (1) 

3

19

52

26

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

%
-L

än
ge

Aktuelle mittlere Zustandsverteilung 

gut (1+2)

mittel (3)

schlecht (4)

sehr schlecht (5)

Gesamtnetz

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

0 1000 2000 3000 4000 5000 6000 7000 8000 9000

%
-L

än
ge

Erhaltungsbudget [€/km + Jahr]

Erhaltungsrückstand 2020
Mittelwert Gesamtnetz

Gesamtwert

22%

29%
6.600

4.800

Ergebnisse für das österreichische Gesamtnetz

G
ra

fik
: 

PM
S
 c

on
su

lt

GSV - FOREN

Litzka: „Pro Jahr fehlen öster-
reichweit 70 Millionen €“ 
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des Oberbaus des gesamten Landesstraßennetzes 
beträgt aufgrund des strukturellen Zustandes ca. 
5,5 Milliarden Euro, das sind ca. 50% des Neuwer-
tes. Der Neuwert des Oberbaus entspricht immer-
hin 4% des aktuellen BIPs (234 Mrd. €). Das ist 
ein deutlicher Hinweis auf die notwendige struktu-
relle Verbesserung des Oberbaus.

Nach der Präsentation gab es eine Podiumsdiskus-
sion mit je einem Vertreter eines Bundeslandes, 
einer Gemeinde und der Bauwirtschaft, um einen 
umfassenderen Einblick in die Problematik zu be-
kommen:

Bürgermeister Rudolf Kickinger sprach als Vertre-
ter der Gemeinden die knappen Gemeindebudgets 
an, die besonders die Straßen betreffen: „Für die 
Straßensanierung gibt es in den Gemeinden keine 
Deckung, maximal Strafeinnahmen können he-
rangezogen werden, diese liegen jedoch im Pro-
millebereich.“ Generell werden die Gemeinden mit 
immer mehr Aufgaben konfrontiert, die in der Fol-
ge auch mehr Kosten verursachen. Dabei ist der 
Erhalt des Gemeindestraßennetzes in Österreich 
nicht unwesentlich: In Niederösterreich gibt es 
beispielsweise 27.000 Kilometer Gemeindestra-
ßen und 23.000 Kilometer geförderte Güterwege. 

Dieser Analyse der Gemeinden schloss sich auch  
Peter Beiglböck, Straßenbaudirektor des Landes 
NÖ an: „Dem Land geht es nicht besser als den 
Gemeinden“. Das Budget für den niederösterrei-
chischen Straßendienst beträgt 300 Millionen €. 
Davon werden 100 Millionen für den Betrieb, 100 
Millionen für den Neubau und 100 Millionen für 
die bauliche Erhaltung aufgewendet. Dabei liegen 
40% des gesamten Landesstraßennetzes in Nie-
derösterreich. Das Land Niederösterreich müsste 
also gemäß Studie 30 Millionen € im Jahr zusätz-
lich in die Erhaltung investieren. Wenn da noch 
Brücken und der Hochbau dazugerechnet werden, 
die in der Studie nicht berücksichtigt wurden, 
rechnet Beiglböck grob mit 40 bis 50 Millionen €, 
die allein Niederösterreich pro Jahr zusätzlich be-
nötigen würde. Zusätzliche Schulden sind hier kei-
ne Lösung, das Geld müsste woanders eingespart 
werden. Die Politik müsse für Erhaltungsprojekte 
begeistert werden. Auch sanierte Straßen könnten 
durch das Durchschneiden eines Bandes medien-
wirksam wiedereröffnet werden.

Dabei ist billige Oberflächenkosmetik keine Lö-
sung, sagte Christoph Leithäusl, geschäftsfüh-
render Gesellschafter der Leithäusl GmbH: „Aus 
Geldnot werden ungeeignete Erhaltungsmaßnah-
men gesetzt, die nachhaltig den Substanzwert re-
duzieren. Die Kosten werden umso progressiver, 
je länger nichts passiert.“

Von den 13.600 Kilometern Landesstraßen in NÖ 
sind ca. 20% Ortsdurchfahrten, wo die Verant-
wortung zwischen Land und Gemeinde folgen-
dermaßen aufgeteilt ist: Für die Fahrbahn ist das 
Land zuständig und für alle Nebenanlagen die 
Gemeinde. Eine Kostenteilung zwischen Land und 
Gemeinde erfolgt nur, wenn die Verkehrssicher-
heit für den Straßenbenutzer nachweislich erhöht 
wird. Dazu Friedrich Nadler, Geschäftsführer der 
nast consulting ZT GmbH: „Eine neue Straße soll 
sowohl den Komfort als auch die Verkehrssicher-
heit verbessern.“

Als Lösungsmöglichkeit wurden anschließend so-
Reges Interesse beim GSV-Forum in der Industriellenvereinigung
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Kickinger: „Für Straßensanie-
rung gibt es keine Deckung“

Beiglböck: „Dem Land geht es 
nicht besser“

Leithäusl: „Ungeeignete Erhal-
tungsmaßnahmen helfen nicht“



9

GSV - FOREN

genannte Pavement Management Systeme er-
wähnt, Litzka: Pavement Management Systeme 
dienen der systematischen Erhaltungsplanung. 
Mit deren Hilfe können zum Beispiel Prioritäten 
besser gesetzt werden und man kann vorausse-
hen wie sich die Straße entwickelt. Allerdings sind 
Pavement Management Systeme kein Finanzie-
rungsinstrument. Sie können nur aufzeigen was 
verschiedene Geldmitteleinsätze bewirken. 

Tenor einer Wortmeldung von Wolfang Mar-
kovec, geschäftsführender Gesellschafter von 
Pittel+Brausewetter: Es müssen seitens der Politik 
fixe zuordenbare Mittel für die Sanierung einge-
plant werden.

Kurz wurde in der Diskussion das Thema PPP aus-
gesprochen: Beiglböck berichtete über seine Er-
fahrungen beim Bauvorhaben B4 – Umfahrung 
Maissau. 16 Kilometer wurden hier ausgeschrie-
ben inklusive Abschnitten davor und danach, bei 
denen auch bauliche Erhaltungsmaßnahmen er-
forderlich waren. Das PPP Projekt beginnt sinnvol-

lerweise erst nach behörderlicher Genehmigung 
und Grundstückserwerb. Als Nachteil dieser Fi-
nanzierungslösung sah Beiglböck den langen Zeit-
raum der Verfügbarkeitsentgelte. Dieser engt den 
Spielraum des Budgets in den Folgejahren ziem-
lich ein. Als Vorteil ist aber die schnellere Umset-
zung des Projektes zu sehen sowie die Einsparung 
der Erhaltungsmaßnahmen durch das Land. 

Anschließend kam noch die Haftung zur Sprache. 
Wer haftet bei schlecht erhaltenen Straßen in wel-
chem Ausmaß? Dazu informierte Beiglböck: „Bei 
bemauteten Strecken haftet im Schadensfall der 
Infrastrukturbetreiber bei Fahrlässigkeit, beim 
normalen Straßennetz erst bei grober Fahrlässig-
keit. 

Zusammenfassend hält Generalsekretär Mario 
Rohracher fest, dass die Veranstaltung den drin-
genden Handlungsbedarf bestätigt hat. Die GSV 
wird dem Thema der Infrastrukturfinanzierung 
in weiteren Veranstaltungen und Aussendungen 
Rechnung tragen. 

         

 

S W I E T E L S K Y  
Baugesellschaft m.b.H.  

 

Auf uns können Sie bauen 

 
 

Zentrale: A-4020 Linz, Edlbacherstraße 10 
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Korrosionsschäden sind der Preis für sichere 
Straßen

GSV - Forum „Korrosionsschäden an Fahrzeugen durch aggressive 
Streumittel - gibt es Alternativen?“
 

Seit Beginn der modernen Schneeräumung wer-
den Auftausalze verwendet, um das Straßennetz 
möglichst schnee- und eisfrei zu halten. Bei  zwei-
stelligen Minusgraden reichen klassische Koch-
salzlösungen jedoch nicht aus, Calciumchlorid 
muss den Auftausalzen zugefügt werden. Genau 
dieses Calciumchlorid erhöht aber die Korrosions-
anfälligkeit bereits von jungen Fahrzeugen. 

Anlässlich eines GSV-Forums zu dieser Problema-
tik  beklagt Christian Pesau, Geschäftsführer des 
Arbeitskreises der Automobilimporteure, diese 
Situation: „Aus unserer Sicht verursacht der Ein-
satz dieser aggressiv wirkenden Streumittel einen 

Schweiz sind in Österreich je nach Fahrzeugmar-
ke bis zu 14,3-mal mehr Schäden feststellbar. Der 
Salzverbrauch in Österreich beträgt 300.000 bis 
600.000 Tonnen pro Jahr. Die Schweiz verbraucht 
mit 100.000 bis 200.000 Tonnen 1/3 der Salzmen-
ge von Österreich. Trotz konstruktiver Gespräche 
mit der ASFINAG, der Landesbaudirektoren etc. ist 
die Situation für die Automobilindustrie unbefrie-
digend.

Dr. Josef Fiala, Geschäftsführer der ASFINAG hält 
dem entgegen, dass der Einsatz von aggressivem 
Calciumchlorid schon aus wirtschaftlichen Grün-
den so weit wie möglich vermieden wird. Calci-
umchlorid ist viermal so teuer wie das sonst ein-
gesetzte Natriumchlorid. Nur 4,4% der gesamten 
Streumenge ist Calciumchlorid. 

Allerdings möchte die ASFINAG dem Kunden eine 
hohe Verfügbarkeit und Sicherheit auch bei -10 
°C und darunter bieten und keine Straßensperren 
erlassen: „Die Verfügbarkeit und die Verkehrssi-
cherheit dürfen auch im Winterdienst für die Au-
tofahrerInnen nicht gefährdet sein; dies hat für 
die ASFINAG oberste Priorität“, sagte Fiala. Das 
Natriumchlorid ist bei zweistelligen Minusgraden 
– auch nach den Richtlinien und Vorschriften für 
das Straßenwesen (RVS) – wegen unzureichen-

7 

Golf+ MJ 2010 
- 6 Monate Laufzeit 
- 10.285 km  

23.05.2012 / GSV-Forum 

Beispiele: 
Korrosion Fahrwerk VW PKW 

beträchtlichen volkswirtschaftlichen Schaden.“ 
Diese Schäden betreffen nicht nur die Karosse-
rie, sondern auch andere Autoteile sind betroffen 
(Abbildung 1).Das große Problem dieser Korrosio-
nen sind die Kosten, Pesau: „Die steigenden Ge-
währleistungskosten für die Instandsetzung dieser 
Schäden müssen in die Fahrzeugpreise eingerech-
net werden. Nach Ende der Gewährleistungs- und 
Garantiefristen müssen die Endverbraucher diese 
Kosten selbst tragen.“ Innerhalb der Gewährleis-
tungs- und Garantiefristen muss der Importeur 
für den Schaden aufkommen. Im Vergleich zur 

Korrosionsschäden am Fahr-
werk eines 6 Monate alten 

PKWs mit gerade einmal 
10.000 Kiliometern
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Pesau: „Streumittel verusachen 
Korrosionen an Fahrzeugen“ Fiala: „Calciumchlorid wird so 

weit wie möglich vermieden“

Beispiel: 
Korrosion Fahrwerk PKW
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der Wirkung keine Alternative. Zu den von Pesau 
genannten hohen österreichischen Streumengen 
präsentierte Fiala Zahlen, bei denen ersichtlich ist, 
dass die österreichischen Streumengen auf Auto-
bahnen im Mittelfeld liegen. Generell sind in den 
letzten Jahren durch neueste Technologien und 
Optimierungen von Räumrouten die Streumengen 
im Autobahn und Schnellstraßennetz kontinuier-
lich gesunken.

Josef Decker, stv. Straßenbaudirektor in Niederös-
terreich argumentiert ähnlich: „In den letzten Jah-
ren konnten wir durch Schulungen der Mitarbeiter 
und Optimierungen im technischen Bereich den 
Streumitteleinsatz auf Landesstraßen, natürlich 
abhängig vom jeweiligen Winter, deutlich reduzie-
ren.“. Wobei weniger Salzverbrauch nicht schlech-
tere Straßenverhältnisse bedeutet, betont Decker. 
Für Gemeindestraßen kann Decker keine Aussage 
tätigen. Am Landesstraßennetz setzt sich generell 
der Trend „vom Splitt zum Salz“ durch. Denn die 
Feinstaubbelastung, die vom Splitt ausgeht, wird 
von der Bevölkerung immer weniger akzeptiert. 
Generell möchte der Kunde bei jedem Wetter eine 
„schwarze“ Fahrbahn vorfinden. Der Einsatz von 
Calciumchlorid ist bei den Ländern von unterge-
ordneter Bedeutung. Maximal wird bei Temperatu-
ren unter -10°C punktuell auf hochfrequentierten 
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Streumengenvergleich D, A, CH, Südtirol, HR 

Verlässlichkeit auf allen Wegen 
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Streumengen in Tonnen je Fstr.km 2009/10, 2010/11 u. 2011/12 
 

Amt der Niederösterreichischen Landesregierung,  Gruppe Straße 

Abteilung Straßenbetrieb 

Stand: Mai 2012 Straßenbaudirektor-Stv. Dipl. Ing. Decker Josef 

49 

32 

28 

37 

34 
32 

27 

20 g/m²*Sst

25 g/m²*Sst

30 g/m²*Sst

35 g/m²*Sst

40 g/m²*Sst

45 g/m²*Sst

50 g/m²*Sst

55 g/m²*Sst

Salzverbrauch - g/m² und Salzstreutag  (NÖ Mittelwert) 

g/m² und Salzstreutag

Linear (g/m² und Salzstreutag)

Straßen Calciumchlorid eingesetzt. Die vierfach 
höheren Calciumchlorid-Kosten bestätigt Decker 
ebenfalls. Alternative Streusalze wie z.B. Calcium-
magnesiumacetat (CMA) kosten überhaupt das 21 
fache. 

Für den ÖAMTC als Vertreter der Straßenbenützer 
steht vor allem die Sicherheit des Straßenverkehrs 
im Vordergrund. ÖAMTC-Chefjurist Martin Hoffer 
zeigte auf, dass ein allzu großzügiges Sparen beim 
Winterdienst sehr leicht zu Haftungsverpflichtun-
gen des Straßenerhalters führen kann. „Die von 

Salzverbrauch in 
Niederösterreich
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Decker: „Kunde erwartet eine 
schwarze Fahrbahn“

Hoffer: Straßenerhalter haftet
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die Fahrzeugbranche ist Rost ein Imagethema, 
auf das die Kunden äußerst sensibel reagieren. 
Schmidinger: „Der Kunde bezeichnet das Fahr-
zeug als „Klumpert“, wenn es rostet.“ Die Kulanz-
kosten aus den genannten Korrosionsfällen über-
steigen die Garantiekosten. Dabei ist vor allem der 
Westen Österreichs betroffen: „In Wien beträgt 
die Schadenshäufigkeit nur 1/10 von Tirol. Vor 
allem die Wintersportgebiete sind ein Problem.“ 
Auch Schmidinger bezieht sich auf die Schweiz: Er 
nennt weniger Schäden, kein Calciumchlorid und 
Schneefahrbahn oder gegebenenfalls Splitt als Al-
ternativen. „Bis zum Skilift gibt es in Österreich 
eine salznasse Straße, in der Schweiz nicht“. Von 
Seiten der Hersteller wäre es grundsätzlich mög-
lich, den Korrosionsschutz zu erhöhen, allerdings 
wäre das sehr teuer und weltweit gesehen einfach 
nicht notwendig. „Weltweit sind wir bei dieser Pro-
blematik am Weitesten vorn im negativen Sinne“. 
Dem stimmte auch ein Vertreter von Ford zu, sie 
haben ebenfalls mehr Probleme in Österreich als 
in anderen Ländern. Dazu passend werden laut 
Ford in Österreich trotz der Alpen die wenigsten 
Schneeketten verkauft. 

Fiala sieht hier für die Autobahnen keinen Ausweg: 
„Es ist keine Alternative die Autobahn zu sperren. 
Es muss quasi eine salznasse Fahrbahn präsen-
tiert werden, die Kunden sind sehr sensibel“. 
Decker ergänzt, dass es Mindestanforderungsni-
veaus für österreichische Straßen gibt. „Allerdings 
wünschen sich die Bürger mehr und das gibt es 
dann auch“, sagte Decker. 

Politikern des Öfteren propagierte „Nullstreuung“ 
ist daher nicht mehr als ein Kopf-in-den-Sand-Ste-
cken vor möglichen rechtlichen Nachteilen“. Hoffer 
informiert genauer über die Haftungsverpflichtun-
gen des Straßenerhalters: Beim untergeordneten 
Straßennetz gibt es keine Vertragsbeziehung zwi-
schen Straßenerhalter und Straßenbenutzer. Der 
Straßenerhalter haftet in diesem Fall nur bei gro-
ber Fahrlässigkeit, diese müsse der Straßenbenut-
zer auch nachweisen. Bei bemauteten Strecken ist 
die Haftung für den Infrastrukturbetreiber weitrei-
chender, bereits bei leichter Fahrlässigkeit muss 
der Betreiber Schadenersatz leisten und bewei-
sen, dass ihn keine Schuld trifft. Die Judikatur hat 
aber herausgearbeitet, dass das nicht übertrieben 
werden darf. Zu bedenken gibt Hoffer noch, dass 
bei Einführung einer Citymaut auf den betroffenen 
Straßen auch die weitreichende Haftung Anwen-
dung fände. Bezüglich Korrosionsschäden erwähn-
te Hoffer, dass diese von den Autofahrern in der 
Regel der Qualität der Kraftfahrzeuge und nicht 
dem Winterdienst zugeordnet werden.

Hans Schmidinger, Leiter der Service Technik von 
Porsche Holding, unterstreicht die Aussagen von 
Pesau. Er kann die Reduktion des Streumittelein-
satzes und vor allem des Calciumchlorids nicht 
nachvollziehen. Die Anzahl der Korrosionsschäden 
steigt noch immer an.  Die genannten Verbesse-
rungen wirken sich aus seiner Sicht nicht aus. Für 

Das Podium: Hoffer, Schmidinger, Pesau, Rohracher, Decker, Fiala
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übersteigen Garantiekosten“
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wird immer weniger attraktiv (Feinstaub!) und ist 
auf Autobahnen generell nicht erlaubt. Versuche 
mit Zuckermelasse lassen laut ASFINAG derzeit 
einen wirtschaftlich vertretbaren Einsatz nicht zu. 

Alles in allem stellt sich also die gesellschaftspo-
litische Frage, ob eine „schwarze“ Straße unter 
allen Umständen notwendig ist. Denn Fahrzeuge  
ohne Korrosionsschäden und perfekter Straßenzu-
stand lassen sich mit der heutigen Technik nicht 
vereinen. 

Zusammenfassend hält Rohracher fest, dass die 
Veranstaltung das Problem von allen Seiten gut 
beleuchtet hat und präsentiert abschließend die 
Forderung der GSV: „Oberstes Gebot beim Win-
terdienst bleibt die Verkehrssicherheit. Dennoch 
muss weiterhin mit Nachdruck an der Optimierung 
des Streumitteleinsatzes gearbeitet und die Ent-
wicklung umweltverträglicher Streumittel voran-
getrieben werden. Damit können auch Korrosions-
wirkungen an Fahrzeugen eingedämmt werden.“ 

Schmidinger kritisiert die schärfere Wegehalter-
haftung in Österreich im Vergleich zur Schweiz. 
Diese soll auch laut Pesau entschärft bzw. an 
Deutschland oder die Schweiz angepasst werden. 

Der Generalsekretär der GSV, Rohracher, gibt zu 
bedenken, dass winterliche Fahrverhältnisse für 
Autofahrer heute langsam unbekannt werden, was 
dann im Anlassfall zu einem noch größeren Si-
cherheitsrisiko führe. Der Präsident der GSV, Hans 
Peter Halouska stellt dazu die zentrale Frage: 
„Akzeptiert der Konsument noch eine Schneefahr-
bahn?“ Fiala glaubt nicht daran: In Wien herrscht 
schon bei 2-3cm Schneehöhe Chaos.  Laut einer 
Umfrage der ASFINAG wollen die Kunden sogar 
eine noch bessere Schneeräumung  auf Autobah-
nen haben. Dennoch optimiert die ASFINAG stän-
dig den Streumitteleinsatz und ist gerne bereit, 
brauchbare Alternativen zu vertretbaren Kosten 
einzusetzen, es gibt hier auch eine Kooperation 
mit der TU Wien. Alternativen zu Calciumchlorid 
sind derzeit allerdings wenig befriedigend: Splitt 

GSV - FOREN

Wien zählt zu den Städten mit der besten Lebens-
qualität weltweit. Die MA 28 – Straßenverwaltung 
und Straßenbau trägt durch Pflege, Schaffung und 
Gestaltung des öffentlichen Raums mit anspre-
chenden, bürgerfreundlichen und urbanen Plät-
zen, Straßen und Wegen wesentlich dazu bei. Ihr 
Ziel ist die laufende Verbesserung der Aufenthalts-
qualität für alle VerkehrsteilnehmerInnen, speziell 
für Menschen mit Behinderungen. Zur Förderung 
der sanften Mobilität hat die MA 28 eine Agen-
tur eingerichtet, die sich vor allem mit Fragen der 
RadfahrerInnen und der FußgängerInnen ausein-
andersetzt.

Knapp 300 MitarbeiterInnen der MA 28 betreuen 
insgesamt 6.842 Straßen (2.763 km). Im Vorjahr 
wurden etwa 22,7 Mio. Euro für Sanierungsmaß-
nahmen auf Wiens Straßen aufgewendet. Für den 
Neu-, Um- und Ausbau des Straßennetzes stan-
den 2011 rund 73,2 Mio. Euro zur Verfügung, die 
Leistungen für Dritte beliefen sich auf ca. 20 Mio. 
Euro.

Zu den derzeit größten Projekten der MA 28 zählen 
die verkehrstechnische Erschließung  der Stadt-

entwicklungsgebiete Hauptbahnhof Wien und 
Seestadt Aspern. Zahlreiche andere Großbaustel-
len gaben im heurigen „Baustellensommer“ den 
Takt an: Landstraßer Gürtel (3. Bezirk),  Wiedner 
Gürtel (4.), Ottakringer Straße (16., 17.), Äuße-
rer Währinger und Döblinger Gürtel (18., 19.) und 
die Verlängerung der Straßenbahnlinien 25 und 26 
(22.).

Bei größeren Projekten übernimmt die MA 28 ne-
ben der Planung und Realisierung eine weitere 
Rolle: Sie koordiniert  die Anliegen der beteilig-
ten Dienststellen,  Einbautenträger, Bezirke und 
InteressensvertreterInnen und sorgt dafür, dass 

Qualität auf allen Wegen

Die Magistratsabteilung 28 (Straßenverwaltung und Straßenbau)
 

die Bauarbeiten mit 
möglichst geringen 
Verkehrsmaßnahmen 
realisiert werden. 
Und das wiederum 
wirkt sich positiv auf 
die Lebensqualität in 
Wien aus.

Mehr Infos:
www.strassen.wien.at

Bezahlte Anzeige
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Ein Schreiben von EU Verkehrskommissar Siim 
Kallas an den Verkehrsausschuss des Europäi-
schen Parlaments sorgt auch in Österreich für hel-
le Aufregung und hat die Diskussion um die Zu-
lassung des Gigaliners (ein bis zu 60 Tonnen und 
bis zu 25,5 Meter langer Lkw-Zug) neu entfacht. 
Bei einem hochkarätig besetzten GSV-Forum zu 
diesem Thema gab es heute sowohl von den Be-
fürwortern als auch von den Gegnern eine Reihe 
neuer Erkenntnisse. 

Der Präsident der Spediteure und Logistiker, Ha-
rald Bollmann wandte sich vor allem gegen die 
Polemik, mit der die Diskussion geführt werde. Gi-
galiner werden schnell als gefährlich und umwelt-
schädlich dargestellt, dabei können zwei Gigaliner 

gewicht sinkt die Belastung auf 4 – 7 Tonnen je 
Achse, was einer Reduzierung von 30% gegen-
über einem Standard-Lkw entspricht. Die Kritik, 
dass Gigaliner heute übliche Kurven nicht befah-
ren können, versteht Bollmann nicht: „Der Radius 
von 12,5 Metern wird vom Ökoliner eingehalten.“ 
Die notwendige Anzahl von Gigalinern in Öster-
reich bezifferte Bollmann mit 150 Stück. Boll-
mann: „Und diese nur auf speziellen Routen, wo 
es auch wirklich Sinn macht.“ 

Ablehnend äußerte sich der Vertreter des Güter-
beförderungsgewerbes, Wolfgang Herzer: „Wir 
sind sowohl aus wirtschaftlichen als auch aus si-
cherheitstechnischen Gründen gegen die Einfüh-
rung der Straßengiganten. Am Ende des Tages 
wird mehr für das gleiche Geld transportiert“. 
Bereits jetzt gibt es einen massiven Standort-
nachteil für LKWs in Österreich vor allem auf-
grund des höheren Lohnniveaus im Vergleich zu 
den Nachbarstaaten. Der Gigaliner kostet mehr in 
der Anschaffung und dann auch in der Erhaltung. 
Bei mehr Beladung und gleichem Ertrag würden 
nur die Aufliegerbauer und Verlader profitieren. 
Herzer glaubt zwar, dass der Gigaliner langfristig 
nicht zu verhindern sein wird, verlangt aber für 
diesen Fall eine einheitliche europäische Lösung 
und keinen Fleckerlteppich an unterschiedlichsten 
Regelungen. Außerdem gab Herzer zu bedenken, 
dass die Logistikzentren nicht immer unmittelbar 
an den Autobahnabfahrten liegen. Einen Einsatz 
im untergeordneten Netz kann sich Herzer nicht 
vorstellen. 

Eine vehemente Ablehnung gab es auch vom Ge-
schäftsführer der Asfinag Alpenstraßen AG, Klaus 
Fink: „Neben sicherheitstechnischen Aspekten 
sind auch enorme finanzielle Aufwendungen in der 
Höhe von 5,4 Milliarden Euro erforderlich, um die 

Europaweite Lösung gesucht

GSV - Forum „Gigaliner“
 

drei Standard-Lkw ersetzen. Zwei Lang-Lkw be-
wältigen das Transportvolumen von drei Standard-
Lkw und benötigen um 50 Meter weniger Straße. 
Der Lang-Lkw ist also klimafreundlicher, effizien-
ter und er schafft mehr Platz auf der Straße. Aus 
diesem Grund ist die Bezeichnung „Ökoliner“ für 
Bollmann passender als „Gigaliner“. Als häufiger 
Kritikpunkt wird auch die Zerstörung von Straßen 
dargestellt. Aus Sicht der Spediteure müssen es 
gar keine 60 Tonnen sein, Bollmann: „Es geht nicht 
primär ums Gewicht, sondern um die Größe der 
Ladefläche, weil  diese für eine schnelle Be- und 
Endladung eine entscheidende Rolle spielt.“ Bei 8 
Achsen und 40 Tonnen höchstzulässiges Gesamt-

Ein Gigaliner kann bis zu 60 
Tonnen schwer und  bis zu 

25,5 Meter lang sein.
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Bollmann nennt ihn „Ökoliner“ Herzer: „Es wird mehr für das 
gleiche Geld transportiert.“

Fink: „5,4 Milliarden Euro sind 
für den Gigaliner erforderlich“
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Wenig überraschend lehnte auch der Vertreter der 
Bahn, Andreas Fuchs, Vorstandsdirektor der Rail 
Cargo Austria, die Zulassung von Gigalinern ab. 
Die Verlagerung von der Straße auf die Schiene ist 
ein europäisches Ziel, zu dem sich auch Österreich 
voll bekennt.  Die EU solle den Kurs halten. Außer-
dem ist die Bahn eine ökologische Transportalter-
native zum Lkw: Ein Zug kann 50 bis 60 Container 
transportieren und spart das 21,5 fache an CO2 

Ausstoß des Lkw ein. Eine Einführung des Giga-
liners würde die Bahn stark treffen, Fuchs: „Eine 
europaweite Zulassung des Gigaliners hätte weit-
reichende Rückverlagerungen von Schienengüter-
verkehren auf die Straße zur Folge.“ 

Fuchs zitierte dabei die CER Studie, welche von 
K+P & Fraunhofer durchgeführt wurde. Am stärks-
ten betroffen wäre der Einzelwagenverkehr mit 
Rückgängen je nach Korridor bis zu 35% (Abbil-
dung 3). Beim Einzelwagenverkehr werden die 

Straßeninfrastruktur auf die erhöhten Anforderun-
gen anzupassen.“ Dabei stellen u.a. die Brücken 
aufgrund der unterschiedlichen Bauweise und den 
unterschiedlichsten Belastungsvorschriften in der 
Vergangenheit die größte Kostenkomponente dar. 
Die ASFINAG besitzt über 5000 Brücken und keine 
2 sind ident. Pauschalaussagen auf Basis dieser 
Grundlagen sind daher schwer. Bei einer Gewichts-
beschränkung auf 40 bis 44 Tonnen würde sich al-
lerdings der zusätzliche Aufwand vermindern. 
Im Falle einer Einführung von Gigalinern wären 
allerdings neben den Brücken noch weitere Inves-
titionen zu tätigen: Eine Nachrüstung von Rück-
haltessysteme (z.B. Leitschienen), eine Vergröße-
rung von Pannenbuchten in Tunnels und eine neue 
Dimensionierung der Tunnellüftungsanlagen wäre 
unausweichlich. Generell hat Fink Sicherheitsbe-
denken, die Topographie in Österreich ist mit den 
nordischen Ländern nicht vergleichbar und auch 
die Steigungen im Autobahnnetz im Zusammen-
hang mit den Winterdienst verursachen schwer-
wiegende Probleme. Fink: „Einen PKW kann ich 
einfach leichter rausschieben, als einen LKW“.

GSV - FOREN

Das Podium vom GSV -Forum: Fink, Herzer, Spiegel, Rohracher, Fuchs, Bollmann (von links nach rechts)
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Fuchs: „Der Gigaliner würde 
die Bahn stark treffen“
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einzelnen Waggons an einem zentralen Knoten-
punkt zu einem Ganzzug gebündelt und dann zum 
Zielknotenpunkt gebracht und dort je nach An-
wendungsfall wieder einzeln verteilt. Der Einsatz 
von Gigalinern könnte zu einem vollkommenen 
oder teilweisen Zusammenbruch des Einzelwa-
genverkehrs führen, für dessen Rentabilität ge-
wisse Mindesttransportmengen erforderlich sind. 
Viele Firmen könnten so nicht mehr bedient wer-
den. Auch der kombinierte Verkehr würde durch 
den Gigaliner Marktanteile verlieren. Bereits jetzt 
sind die Hürden für den grenzüberschreitenden 
Bahnverkehr durch die mangelnde europaweite 
Interoperabilität sehr hoch.  Außerdem seien neue 
Terminals in Österreich wie z.B. Inzersdorf enorm 
wichtig.  

Rail Cargo Austria AG RCA IA AP - Megatrucks GSV 120620 

Korridor 4 
München/Nürnberg – Budapest 
-25% im EWV 

Korridor 3b 
Ruhrgebiet – Italien via CH & AT 
> -35% im EWV 

Korridor 1 
Deutsche Seehäfen  – CZ 

Korridor 3a 
Scandinavien – Ruhrgebiet 

Korridor 2  
NL, BE Häfen – Ile de France – Spanien 
> -13% im UKV 

CER Studie 
von K+P & Fraunhofer 

Link zur K+P & Fraunhofer-Studie: http://www.cer.be/publications/studies/2241-study-on-the-effects-of-the-introduction-of-lhvs-on-
combined-road-rail-transport-and-single-wagonload-rail-freight-traffic 

4 

Der Vertreter des  ÖAMTC, Markus Schneider,  
führte gegen den Gigaliner vor allem Sicherheits-
bedenken an: „Auf Lkw-Unfälle entfallen jetzt 
schon 13 % der Getöteten, obwohl ihr Anteil nur 
4 % an den Unfällen beträgt.“ Der ÖAMTC vertritt 
den Standpunkt, dass eine Erhöhung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit nicht auf Kosten 
der Verkehrssicherheit gehen darf. Im interna-
tionalen Bereich gibt es bereits jetzt einen Lkw-
Stellplatzmangel, mit den Gigalinern würde sich 
die Situation weiter verschlechtern.

Herbert Spiegel, Geschäftsführer von VOLVO Trucks 
Österreich verwies auf die Hand in Hand gehende 
Entwicklung von Wohlstand und Transportleistung. 
„Zur Bewältigung des wachsenden Transportaufkom-
mens - sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch - ist 
das European Modular System (EMS) ein Lösungs-
ansatz, den wir unterstützen.“ EMS steht dabei nicht 
für längere / schwerere Lkws sondern für effiziente 
Logistik. Das heißt nicht zwingend schwerere Fahr-
zeuge. Viele Güter sind volumenintensiv. Die Zusam-
menstellung der Fahrzeuggröße soll je nach Bedarf 
und Straßenklasse erfolgen. Lange Kombinationen 
sollen nur dort eingesetzt werden, wo es sinnvoll 
und notwendig ist. Dann profitiert auch die Umwelt. 
Spiegel ist es wichtig, dass alle Transportarten aufei-
nander abgestimmt werden. Das EMS soll das künftig 
steigende Transportaufkommen abfangen und nicht 
dem kombinierten Verkehr entgegenwirken. Denn 
eines ist klar, die Schiene kann nicht alles aufneh-
men. Schweden und Finnland haben schon immer 
längere Lkw-Züge eingesetzt, in der Vergangenheit 
sei es trotzdem zu keiner Verlagerung von der Straße 
auf die Schiene gekommen. Außerdem unterstützen 
die modularen Systeme einen kombinierten Trans-
port durch die Verwendung standardisierter Module. 
Schweden und Finnland, die EMS unterstützen, ge-
hören zu den Ländern mit höchsten Bahn-Transport-
Anteilen in Europa. Zum höheren Unfallrisiko merk-
te Spiegel an, dass es schon jetzt viele technische 
Lösungen beim LKW gibt, die die Unfälle weiter re-
duzieren würden, davon sind jedoch nur wenige ge-
setzlich verpflichtend. Mit EMS könnten Lkw auf der 
Straße eingespart und damit die Anzahl von Unfällen 
reduziert werden. Ein längeres Fahrzeug mit mehr 
Achsen und demselben Gewicht hat auch einen kür-
zeren Bremsweg. In EMS steckt keine neue Technik, 
die Fahrzeuge sind im Einsatz. 

GSV-Generalsekretär Mario Rohracher hält zusam-
menfassend fest, dass, wie bei allen Verkehrsthe-
men, auch beim Thema Gigaliner eine differenzierte 
Betrachtungsweise erforderlich ist. Letztlich geht 
es darum, eine europaweite Lösung zu finden, die 
den Kundenbedarf, die Wirtschaftlichkeit sowie Um-
welterfordernisse optimal vereint.

Auswirkungen des Gigaliners auf den Einzelwagenverkehr (EWV) und den unbegleiteten 
kombinierten Verkehr (UKV) (Grün = Gigaliner im Einsatz, Gelb = Testeinsatz, Rot = 
Ablehnende Haltung)
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Schneider: „Gigaliner senken 
Verkehrssicherheit“

Spiegel: „Nicht zwingend 
schwerere Fahrzeuge“

Europaweite Lösung gesucht



17

GSV - FOREN

der neue VolvO FH
Schön darin zu wohnen. Pure Begeisterung ihn zu fahren.
Mehr zu den 10 Top InnovaTIonen unter www.volvotrucks.at/fh

volvo Trucks. Driving progress

714_AZ_VOL_FH_Launch_GSV_A4_at_RZ.indd   1 15.10.12   11:12
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auf den öffentlichen Verkehr (ÖV) zu bewegen, 
stellt sich Gollner einen Korridorpreis vor: „Viele 
Pendler fahren durch mehrere Zonen hindurch, 
ohne die dort vorhandene Infrastruktur zu benut-
zen, bezahlen müssen sie diese dennoch.“ Gollner 
fordert daher ein günstigeres Ticket von Wohnort 
zu Arbeitsort. Die Gespräche mit Niederösterreich 
sind aber schwierig, die Kernzone 100 (Wien) 
soll nicht angetastet werden. Das neue länderü-
bergreifende 60€ Top Jugendticket findet Gollner 
gut, allerdings sollte der Jugend auch gesagt wer-
den, wie das System funktioniert. Am öffentlichen 
Verkehrssystem in Wien kritisierte Gollner, dass 
alle vom Stadtrand ins Zentrum fahren und dort 
umsteigen müssen, da Ringlinien außerhalb des 
Zentrums fehlen. Es gibt zwar z.B. die S45, diese 
müsse aber über den Handelskai hinaus verlän-
gert werden.

Rüdiger Maresch, Verkehrssprecher der Grünen 
in Wien, erklärte zunächst einmal, woher all die 
Pendler stammen: „70% der Pendler kommen aus 
Wien Umgebung und Mödling.“ Dort gibt es in den 
meisten Fällen Alternativen zum MIV. Maresch 
hat kein Verständnis für Personen die ihr Haus im 
Umland bauen und Wien freiwillig verlassen, für 
die dann teure Infrastruktur im Umland geschaf-
fen werden muss und die sich dann anschließend 
über ihre hohen Mobilitätskosten aufregen, Mare-
sch: „Die Feinverteilung am Land durch den ÖV 
funktioniert nicht, der ÖV ist in der Fläche nicht 
organisiert. Am Land werden PKW unbedingt be-
nötigt“. Dennoch möchte er mehr Pendler zum 
Umstieg auf den ÖV bewegen:  „Wir arbeiten da-
ran, dass die Pendler und Pendlerinnen verstärkt 
auf die öffentlichen Verkehrsmittel umsteigen und 
wollen uns als Stadt z.B. auch an P&R-Anlagen an 
der Quelle in Niederösterreich beteiligen.“ Nie-
derösterreich habe sich aber diesbezüglich noch 
nicht festgelegt. In Wien kostet ein Platz in einer 

Verkehrsangebot muss länderübergreifend
optimiert werden

GSV - Forum „Parken in Ballungszentren - Wohin mit den Pendlern?“
 

Mehr als 500.000 Menschen pendeln werktags in 
die Stadt Wien, davon 400.000 mit dem Auto. An-
lässlich des GSV-Forums „Parken in Ballungszen-
tren – wohin mit den Pendlern“ wurden mit hoch-
karätigen Experten Lösungsansätze diskutiert und 
die aktuelle Situation dargestellt:

Diese 500.000 Menschen pendeln nicht alle in der 
Früh in die Stadt, erklärte Andreas Gollner von 
der Pendlerinitiative Wien: „Die Arbeitszeiten sind 
nicht für alle gleich, der öffentliche Verkehr ist da 
nicht immer eine attraktive Option“. Es gibt auch 
viele Pendler, die nicht täglich pendeln und kei-
ne Jahreskarte benötigen. Diese Pendler müssen 
dann zu den pro Fahrt deutlich teureren Wochen- 
oder Einzelfahrscheinen greifen. Auch Verspä-
tungsrückerstattungen gibt es nur bei Jahreskar-
ten. Zu den Kosten für den öffentlichen Verkehr, 
kommt auch der Park and Ride (P&R) Stellplatz 
mit 3€ pro Tag dazu, Gollner: „Das können dann 
bis zu 60 € im Monat werden und das nur für den 
P&R-Abstellplatz“. Um die Pendler auf den Um-
stieg vom motorisierten Individualverkehr (MIV) 

Das Podium: Breiteneder, Gollner, Friedreich, Rohracher, Maresch, Winkler
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zum Umstieg motivieren
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lung in der Schweiz mit mehr als 300 Einwohner 
versorgen) und dort beträgt der Kostendeckungs-
grad beachtliche 52%. Bei der ÖBB ist die einzig 
kostendeckende Strecke die Westbahn“. Maresch 
stimmte auch einer Publikumsmeldung zu, dass 
nicht alles kann vom Staat kommen kann, es 
gibt auch eine gewisse Eigenverantwortung. Zum 
derzeit aktuellen Parkpickerl versprach Maresch, 
dass dessen Einnahmen sinnvoll in P&R, Öffis etc. 
investiert werden. Für die Zukunft wünscht sich 
Maresch gemeinsame Verkehrsverträge von Wien, 
Niederösterreich und dem Burgenland. Denn der-
zeit verliert der, der sich bei Verhandlungen als 
erster bewegt. Garagen sollen an strategischen 
Punkten errichtet werden. Parallel zur Errichtung 
von Garagen soll auch an der Oberfläche etwas 
getan werden (u.a. Rückbau der Stellplätze). Mit 
Niederösterreich sollte zukünftig eine gemeinsa-
me Raumordnung entwickelt werden.  

P&R-Anlage 15.000 € und die dafür vorhandene 
Fläche ist nicht erweiterbar. In 10 Jahren rechnet 
Maresch mit 100.000 Fahrzeugen zusätzlich. Das 
Errichten  von P&R-Anlagen für so viele Fahrzeuge 
in der Stadt wäre nicht finanzierbar. Die P&R-An-
lagen müssen außerhalb der Stadt liegen. Es gab  
auch einen Vorschlag, die Kernzone 100 auf eine 
Außenzone auszudehnen, der hat sich aber nicht 
durchgesetzt. Generell ist der öffentlicher Verkehr 
über die Stadtgrenze hinaus schwierig, Maresch: 
„Die ÖBB hat andere Prioritäten, eine andere Un-
ternehmensphilosophie“. 

In der Stadt der Zukunft will Maresch die Autos un-
ter der Oberfläche parken: „Der öffentliche Raum 
gehört allen.“ Der von Gollner verlangten Verlän-
gerung der S45 ist Maresch nicht abgeneigt: „Die 
ÖBB will aber nicht! Damit könnten die U2, U1 und 
die S80 sinnvoll verknüpft werden.“ Ein Problem 
stellt auch der niedrige Besetzungsgrad der Autos 
dar, Maresch: „In jedem Auto sitzt normalerweise 
ein Pendler, in jedem zehnten Auto zwei.“ Fahrspu-
ren, die nur für Autos mit mehreren Personen vor-
behalten sind, wie es sie z.B. in den USA gibt, sind 
für Maresch jedoch sinnlos. Die Hauptpendlerströ-
me müssen früher umgelenkt werden. Auch die 
Feinverteilung am Land ist verbesserungswürdig: 
„In der Schweiz gibt es ab 300 Einwohnern eine 
Mobilitätsgarantie (Anmerkung: Der öffentliche 
Verkehr muss im gesetzlichen Auftrag jede Sied-

Die Pendler sollen möglichst früh in P&R-Anlagen 
umsteigen. Doch welche Kapazitäten stehen zur 
Verfügung und wie viele freie Plätze gibt es eigent-
lich in den P&R-Anlagen?. Die Kapazitäten in Wien 
und Niederösterreich sind äußert beschränkt, ver-
glichen mit all den Pendlern die mit dem Auto in die 
Stadt kommen (Abbildung oben). Die Auslastung  

1 
 

Park & Ride Situation in Wien (Quelle: Betreiber der Wiener P&R Anlagen) 
 

 

Die P&R Anlage Heiligenstadt ist aufgrund fehlender Auslastungszahlen nicht angeführt. 
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der P&R-Anlagen in Wien ist völlig unterschiedlich. 
Mehr Informationen zu den P&R-Anlagen konnte 
Johann Breiteneder, Best In Parking, geben. P&R-
Anlagen verzeichnen starke Zuwachsraten, auch 
bei den Dauerparkern. Dies führt Breiteneder auf 
erhöhte Verkäufe bei den Jahreskarten zurück. Die 
wesentlichsten Faktoren einer P&R-Anlage sind 
die Anbindung an das hochrangige Straßennetz, 
aber auch die Beschilderung davor. Gerade diese 
Beschilderung ist bei den Garagen in der Wiener 
Innenstadt nicht optimal: „Das statische Leitsys-
tem in der Wiener Innenstadt ist gegenüber dem 
vorherigen dynamischen System ein Rückschritt. 
Generell wären vernünftige Leitsysteme sehr hilf-
reich. Dann ist auch die Akzeptanz da.“  Zu den 
jungen, noch nicht ausgelasteten P&R-Anlagen 
meinte Breiteneder, dass sich die Kunden erst da-
ran gewöhnen müssen. Bei geringer Auslastung 
der P&R-Anlagen müssen die Kredite an die Stadt 
Wien nicht zurückgezahlt werden: „Für Errichter 
und Betreiber gibt es eine Umsatzschwelle, erst 
wenn die überschritten wird, muss bezahlt wer-
den.“ Breiteneder sieht bei kostenlosen Parkplät-
zen am Land das Risiko einer Abwanderung der 
Parkkunden. Mit Zusatzservices wie E-Tankstellen 
können Garagen auch zukünftig punkten.

Abseits von P&R-Anlagen nehmen die Parkflächen 
stetig ab, die Anzahl der Autos aber nicht. Ort-
fried Friedreich, AXIS Ingenieurleistungen, sieht 
darin eine positive Entwicklung: „Die parkenden 
Autos sind ein Problem. 300 bis 350 Stunden be-
wegt sich ein PKW im Jahr, 8760 Stunden hat im 
Vergleich ein Kalenderjahr. Ist es gerechtfertigt, 
ein Auto so lange im öffentlichen Raum abzustel-
len? Das knappe Gut Stellplatz soll mehreren zur 
Verfügung stehen. Der öffentliche Raum ist für 
alle da.“ Wenn es gelingt, all die Dauerparker los-
zuwerden, braucht man auch keine Diskussionen 
mehr führen, wo sich Radfahrer und Fußgänger 
bewegen dürfen. 

Ein Viertel der Erwerbstätigen in Wien sind Pend-
ler. Doch nicht alle fahren zur Arbeit: „Es gibt auch 
andere Fahrtzwecke“. P&R ändere nichts am MIV, 
maximal um 5% kann da etwas verändert wer-
den. Generell sollte es heißen, mit dem ÖV so weit 
wie möglich, mit dem MIV so kurz wie nötig. Der 
von Maresch genannte Vergleich mit der Schweiz 
ist nicht so eindeutig: In der Schweiz finanzieren 
die Gemeinden, der Kanton und der Bund. In Ös-
terreich hingegen nur der Bund und die Länder. 
Der Straßenraum soll generell nachhaltig gestaltet 
werden. Pilot- und Demoprojekte sollen der Be-
völkerung zeigen, was die Maßnahmen bringen. Er 
wünscht sich von der Politik ein Konzept für die 
Dauerparker und Garagen mit entsprechenden so-
zialen Preisen und eine Gesamtsicht auf die Ver-
kehrsproblematik.

Die Pendlerproblematik erstreckt sich weit über 
das Parken und Ländergrenzen hinaus, beton-
te Angelika Winkler von der MA 18 – Stadtent-
wicklung und Stadtplanung: „Es geht nicht nur 
um Parken im Ballungsraum, sondern um abge-
stimmte Maßnahmenpakete, die verschiedenste 
Angebote und Alternativen – in der Region, aber 
auch in Wien – enthalten, z.B. Ausbau des öffent-
lichen Verkehrs, Park and Ride, Bike and Ride, car 
sharing und Garagenbau.“ Denn sowohl die Stadt 
als auch die Region wächst. Jeder will sein Einfa-
milienhaus im Umland. Dort sind zwar die Wohn-Fo
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Das ist Herbert, der gerade im Stau steht. Und damit 
ist er nicht alleine. Denn die Wienerinnen und Wiener  
verbringen jährlich bis zu 240 Stunden im Stau oder 
zähen Verkehr. Das Parkpickerl schafft da Abhilfe. Wo  
das Parkpickerl gilt und alle anderen Infos finden Sie auf 
www.parken.wien.at.

Infoline Straße und Verkehr Auskünfte zu Parkpickerl, 
 Baustellen und mehr unter Tel. 01/955 59, tägl. von 7–18 Uhr

Weniger im 
Stau Stehen.

Wenn Sie mehr über das Parkpickerl erfahren 
wollen, zum Beispiel wo genau es gilt, scannen Sie 
einfach diesen QR-Code mit Ihrem Smartphone! 
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Abschließend sagte Winkler, dass nicht nur eine 
Verkehrslösung angeboten werden darf, es müs-
sen immer mehrere sein. Zur Kritik von Gollner 
bezüglich des fehlenden Ringsystems erläuterte 
Winkler, dass dieses laufend gestärkt wird. Zum 
Beispiel wird die Machbarkeit einer besseren Wie-
nerberganbindung und das Passagierpotenzial 
eines S-Bahn Ringes geprüft. Zur Schnellbahn in 
Wien meinte Winkler, dass womöglich nicht jeder 
über die rasche Verbindung Bescheid weiß.

Parallel zum Angebot muss die finanzielle Unter-
stützung für Pendler überdacht werden. Das der-
zeitige Modell der Pendlerpauschale wurde sowohl 
von Maresch als auch vom Vertreter der Pendlerin-
itiative Wien, Andreas Gollner, wegen der fehlen-
den sozialen Treffsicherheit (geringe Einkommen 
erhalten nichts, weil sie keine Einkommenssteuer 
zahlen) und der fehlenden Berücksichtigung von 
Pendlern, die nicht täglich pendeln, kritisiert. Goll-
ner fordert zusätzlich ein Kombiticket, um den 
Umstieg auf den öffentlichen Verkehr für Auto-
pendler attraktiver zu machen. Dieses existiert 
laut Maresch bereits: „Mit der Jahreskarte kann 
in P&R-Anlagen billiger geparkt werden.“ Da Die 
Berechtigung für die Pendlerpauschale nicht über-
prüft wird, werden nach Schätzung von Maresch 
etwa ein Drittel zu Unrecht in Anspruch genom-
men.

kosten günstiger, dafür die Mobilitätskosten höher. 
In Wien werden viele Wege mit den öffentlichen 
Verkehrsmitteln zurückgelegt und weniger Wege 
mit dem Auto. In den Regionen ist das genau um-
gekehrt. Die absoluten Zahlen im ÖV sind zwar 
gewachsen, allerdings ist auch die Region gewach-
sen. Damit zeigt sich der Modal Split nahezu un-
verändert. Immerhin 13% der Pendler steigen in 
Niederösterreich um. 

Es gibt ein Stadt-Umland-Management (Wien – 
Niederösterreich), bei dem sich Bezirksvorsteher 
von Wien und Bürgermeister angrenzender Ge-
meinden treffen und sich über Entwicklungen aus-
tauschen. Nextbike, ein Fahrradverleihsystem, ist 
z.B. ein Ergebnis dieser Zusammenarbeit. An ei-
nem P&R Konzept wird gearbeitet. Auch eine neue 
Garagenförderung in Wien wird überlegt.

Walter Hecke, Vizepräsident der GSV
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Eine Reform der Pendlerpau-
schale scheint unausweichlich
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Alexander Biach, Wirtschaftsbund Wien, erwähnte 
zwei Milliarden Euro, die von Seiten des Bundes 
in die ÖBB investiert werden. Bei all den Maßnah-
men darf deren Finanzierbarkeit nicht außer Acht 
gelassen werden. 

Karlheinz Hora, Verkehrssprecher der SPÖ, er-
wähnte die Rückgänge der Passagierzahlen und 
Zugkilometer bei den ÖBB. Die Züge müssen na-
türlich die Bundesländer bestellen. Er schlägt ein 
Regionalparlament vor, welches sich der Umland-
planung widmen soll. 

Um eine nachhaltige Verbesserung der Verkehrs-
situation in und um Ballungsräume zu erzielen, ist 
eine enge Zusammenarbeit der Regionen und der 
unterschiedlichen Verkehrsträger das Gebot der 
Stunde, fasste GSV-Generalsekretär Mario Rohra-
cher die Erkenntnisse zusammen.
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P&R-Anlagen sind für multimodale Wege unverzichtbar. Eine besonders beliebte P&R-
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2011 um 237 zusätzliche Parkplätze erweitert. Insgesamt stehen hier seitdem 737 
Stellplätze zur Verfügung.
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für die mittelständische Wirtschaft attraktiv sind. 
Durch Standardisierungen in der PPP-Ausgestal-
tung könnten beispielsweise die Transaktionskos-
ten reduziert werden und sich alternative Finan-
zierungen auch für Projekte mit einem geringeren 
Volumen rentieren. Hochhauser abschließend: 
„Vorausgesetzt es besteht der politische Wille, und 
vorausgesetzt es stimmen die Rahmenbedingun-
gen, kann PPP angesichts immer knapperer öf-
fentlicher Budgets eine wichtige und sinnvolle Fi-
nanzierungsquelle für Infrastrukturvorhaben sein, 
die einen Nutzen für die öffentliche Hand ebenso 
wie für den privaten Sektor bringen.“

Univ.Prof. Georg Hauger, TU Wien, betonte ein-
gangs, dass keine Erfolgsfaktoren für erfolgreiches 
PPP gefunden werden konnten, Hauger: „Jedes 
Projekt ist unterschiedlich.“ Generell haben Inf-
rastrukturprojekte einen enormen Finanzmittel-
bedarf inklusive hoher Risiken. Unterbleiben not-
wendige Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur, 
geht das unweigerlich zu Lasten der Verkehrs-
sicherheit, der Erreichbarkeit, des Wachstums 
und der Entwicklungschancen eines Wirtschafts-
raumes. In unterer Abbildung sind die freien Fi-
nanzspitzen der Gemeinden zu sehen, Hauger: 
„Die Gemeinden haben mit 194 Millionen € kei-

Große Infrastrukturprojekte nur mehr mit al-
ternativen Finanzierungsformen umsetzbar

GSV - Forum „Public Private Partnership (PPP)“
 

Die Schaffung eines gut ausgebauten Infrastruk-
turnetzes ist die Grundlage eines attraktiven Wirt-
schaftsstandortes und eine Grundvoraussetzung 
für Wachstum und Erfolg einer exportorientierten 
Nation wie Österreich, betonte die Generalsekre-
tärin der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ), 
Anna Maria Hochhauser, bei der Eröffnung des 
GSV-Forums zum Thema „Public Private Partner-
ship - Erfolgsmodell oder Finanzierungskrücke für 
klamme Budgets?“, das am 02.10.2012 im Haus 
der österreichischen Wirtschaft stattgefunden hat. 
Um notwendige Infrastrukturvorhaben trotz der 
Sparzwänge der öffentlichen Hände zu realisieren, 
müsse verstärkt auf alternative Finanzierungs-
möglichkeiten zurückgegriffen werden, Hochhau-
ser: „Eine Möglichkeit, wenn auch kein Allheilmit-
tel, ist dabei Public Private Partnership - kurz PPP.“ 

Da der Nutzen von PPP bei manchen Projekten 
jedoch nicht immer auf den ersten Blick sichtbar 
ist - die Transaktionskosten liegen Untersuchun-
gen zufolge bei durchschnittlich 10 Prozent - seien 
auch Finanzierungsalternativen abseits von PPP 
notwendig. „Das betrifft die Einbindung von pri-
vaten Unternehmen und von institutionellen In-
vestoren ebenso wie Project Bonds oder spezielle 
Formen der Ausschreibung“, so Hochhauser. Es 
müsse gelingen, alle diese alternativen Finanzie-
rungsinstrumente so zu gestalten, dass sie auch 
für den privaten Sektor und dabei vor allem auch 

Univ. Prof. Dr. Georg Hauger 04.10.2012

georg.hauger@tuwien.ac.at IVS | Verkehrssystemplanung | TU Wien 5

Georg Hauger
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Personal. Aus diesem Grund gibt es für solche Pro-
jekte Mindestgrößen. Die 51 Kilometer beim PPP-
Projekt Ostregion sind dabei definitiv am unteren 
Ende. Die ASFINAG musste sich anfangs genau 
überlegen was sie benötigt und was sie will. Dann 
hieß es, sich Zeit zu nehmen. Dann wurde das Pro-
jekt mit mehreren in Frage kommenden Bietern 
diskutiert. Am Schluss sollten beide Seiten einen 
Vorteil daraus ziehen und das Risiko fair geteilt 
haben. Wesentlich ist es auch, den Vertrag nicht 
mit Klauseln zu überfrachten, die keiner Seite et-
was bringen. Die extrem hohen Ausstiegskosten 
bestätigte Rux. Die ASFINAG plant derzeit kein 
weiteres PPP Modell.

Michael Salzmann, Hochtief Construction Austria, 
sieht in dem Projekt Ostregion ebenfalls eine ab-
solute Erfolgsstory (für beide Partner ein ausge-
wogenes Modell), die leider in der Öffentlichkeit 
nicht die gebührende Anerkennung erhalten hat. 
„Es wurde hier etwas in drei Jahren vollendet, was 
normalerweise 7-10 Jahre gedauert hätte“. In drei 
Jahren wurden der Bau, die Planung und das Ma-
terienrechtsverfahren umgesetzt und  „immense 
Hürden überwunden“.  Umso bedauerlicher sei 
es, so Salzmann weiter, dass die ASFINAG vorerst 
keinerlei weiteren PPP-Modelle in Angriff nehme. 
Denn die Zusammenarbeit mit der ASFINAG hat 
gut funktioniert. Einzig die Verkehrszahlen sind 
nicht ganz so eingetreten wie erwartet. Auch in 
Deutschland gibt es einige PPP Modelle, da auch 
dort nicht viel Geld verfügbar ist. Die längere Lauf-
zeit ist in diesem Fall vorteilhaft. Salzmann freut 

Volker Rux, ASFINAG, präsentierte das erfolgrei-
che PPP-Projekt Ostregion. Dabei gelang es, ins-
gesamt 51 Kilometer Autobahn und Schnellstra-
ßen (A5, S1, S2) mit einem Auftragsvolumen von 
rund 800 Millionen Euro in weniger als 3 Jahren 
zu errichten und den Betrieb für 30 Jahre abzu-
sichern. Für den Betrieb benötigt der private Be-
treiber eigene Infrastruktur und das zugehörige 

nen Spielraum mehr““ Dazu kommt noch, dass 
die Gesamteinnahmen stetig sinken und die Ge-
samtausgaben steigen. Hauger brachte das Bei-
spiel Nordrhein-Westfalen: Nur acht Kommunen in 
Nordrhein Westfalen haben einen ausgeglichenen 
Haushalt. Kommunen, die Ihre Probleme nicht 
mehr aus eigener Kraft lösen können, werden 
vom Land zu einem Haushaltsicherungskonzept 
gezwungen, also finanziell entmündigt. 

Modelle wie PPP sollen helfen, die unzureichenden 
öffentlichen Mittel für Planungen zugunsten von 
volkswirtschaftlich rentablen, jedoch betriebswirt-
schaftlich unrentablen Projekten zu verwenden. 
Eine gänzliche Überlassung an Private ist poli-
tisch oder wirtschaftlich (Rentabilitätslücke) nicht 
opportun. Bei staatlicher Leistungsbereitstellung 
gibt es von Kontrollinstanzen üblicherweise Kritik 
wie fehlender Wettbewerbsdruck, fehlendes Kos-
tenbewusstsein, personalrechtliche Probleme und 
Nichtbeachtung von Formvorschriften. Die öffent-
liche Hand kann aber prinzipiell nützliche Beiträ-
ge liefern: Machbarkeitsstudien, Übernahme der 
Planungskosten, Bauzuschüsse, Zuschüsse wäh-
rend der Betriebsphase, Zurverfügungstellung von 
Grund und Boden, Beschleunigung der Behördern-
verfahren, geförderte Kredite, staatliche Garanti-
en, Steuerbegünstigungen, Risikoübernahmen, 
garantierte Mindesterträge etc. 

Zusammenfassend zeichnen sich PPP-Verkehrsinf-
rastrukturprojekte durch hohe Investitionskosten, 
hohe Ausstiegskosten (sunk costs – das Geld kann 
nicht mehr aus der Erde herausgeholt werden), 
lange Kapitalbindung, hohe schwer kalkulierbare 
Projektrisiken, externe Nutzen (Erreichbarkeits-
verbesserung, Standortaufwertung, Reduktion 
von Unfall- oder Schadstoffkosten) die nicht ein-
fach in Einnahmen umgesetzt werden können, 
aus. 

4 

Der Weg im PPP Projekt 

Beginn Vergabeverfahren  
September 2004 

Vertragsbeginn 12.12.2006 
Financial Close 21.12.2006 

Beginn der Baumaßnahmen Februar 2007 

Verkehrsfreigabe 31.10.2009 / 31.01.2010 

Projektstart (Vorstandsbeschluss) im Dezember 2003 

Betrieb bis August 2039 
Der Weg im PPP-Projekt Ostregion
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die Vertragsdauer von 27,5 Jahren betragen rund 
81,5 Millionen €. Am 8. Juni 2012 konnte mit der 
Verkehrsfreigabe die zwei jährige  Bauphase er-
folgreich abgeschlossen werden, Klimka: „Die 
notwendige Infrastruktur steht mit PPP früher zur 
Verfügung und auch die Lebenszyklusbetrachtung 
infolge der ‚Gewährleistung‘ auf Vertragsdauer ist 
ein Vorteil für die öffentliche Hand.“ Wichtig in der 
Vertragsgestaltung ist eine faire Risikoverteilung 
zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer. z.B. 
hatte das Land NÖ das Behördenrisiko und das Ri-
siko der Grundaufbringung inne. Eine eigene pri-
vate Straßenmeisterei für 16 Kilometer hat sich 
ebenfalls nicht ausgezahlt. Niederösterreich ist 
im Straßensektor Pionier mit diesem PPP-Projekt, 
es ist kein anderes PPP-Straßen-Projekt aus den 
Bundesländern bekannt. Niederösterreich möchte 
nach dem ersten erfolgreichen PPP Projekt gleich 
mit dem nächsten starten: Die Umfahrung Mis-
telbach mit 14,9 km ist bereits in Vorbereitung. 
Wenn PPP Zukunft haben soll, sollten Berater- und 
Entstehungskosten zu Beginn minimiert werden, 
indem Standardverträge herangezogen werden 
sollen.

sich über das Engagement des Landes NÖ für PPP 
Projekte. Salzmann wies abschließend darauf hin, 
dass es die jetzige funktionale Ausschreibung der 
ASFINAG, die er als Teilaspekt von PPP sieht, ohne 
dem PPP-Projekt nicht geben würde.

Ferdinand Klimka, Land Niederösterreich, stellte 
das erfolgreiche PPP-Projekt der Umfahrung Mais-
sau vor. „Die Umfahrung Maissau hätte aus dem 
jährlichen Landesbudget in absehbarer Zeit nicht 
realisiert werden können“. Mit PPP habe man das 
Projekt in 2 Jahren fertig stellen können und hätte 
überdies eine weit überdurchschnittliche Qualität 
bekommen, Klimka: „Offensichtlich macht es ei-
nen Unterschied, ob sich der Partner auf 28 Jahre 
bindet oder nur die gesetzliche Gewährleistung 
von 3 Jahren übernehmen muss.“ Insgesamt ste-
hen dem NÖ Landesstraßendienst jährlich Bud-
getmittel in Höhe von rund 350 Millionen € für 
Erhaltung, Betrieb und Neubau zur Verfügung. Al-
leine der Winterdienst kostet 80 Millionen €. Eine 
zeitnahe Realisierung von größeren Umfahrungs-
projekten erfordert daher die Nutzung alternativer 
Finanzierungsformen. 

Die Umfahrung Maissau umfasst 16,1 km inklu-
sive 11 Brückenobjekten. Die Gesamtkosten für 

Franz Hrachowitz, Rail Tech Arsenal (RTA), zeigte 
die Anwendbarkeit von PPP bei einem völlig ande-

PPP-Modell Klima-Wind-Kanal
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© RTA Rail Tec Arsenal Fahrzeugversuchsanlage GmbH

PPP-Projekt Klima-Wind-Kanal

Errichter

Republik Österreich

Betreiber

100 %

100 %

100 %

Projekt und
Pachtvertrag

26,0 %

29,6 %

14,8 %

14,8 %

14,8 %

Umfahrung Maissau in nur zwei 
Jahren fertig getstellt

Klima-Wind-Kanal war nur mit 
PPP finanzierbar
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Michael Ehrensberger, Raiffeisen Bank Internati-
onal, nannte als wichtige Voraussetzung für eine 
Bank, sich in PPP zu engagieren, das nachhaltige 
öffentliche Interesse an einem Projekt und den 
starken politischen Willen zur Umsetzung. Die not-
wendige realpolitische Kontinuität sei aber leider 
in einigen jungen osteuropäischen Demokratien, 
wo PPP an sich gebraucht würde, nicht ausrei-
chend vorhanden. Seit 2008 sind auch wenig Pro-
jekte in der Form von PPP an die Bank herangetra-
gen werden. Wesentlich ist, dass ein PPP-Projekt 
wirtschaftlich derart strukturiert ist, dass es einen 
ausreichenden Cash-Flow Puffer über die Konzes-
sionslaufzeit hat. Jedes Risiko muss abgehandelt 
werden. Die Bank kann z.B. das Marktrisiko nur 
in Ausnahmefällen nehmen. Ein weiteres Problem 
bei PPP für Banken ist die geforderte Eigenkapital-
erhöhung der Banken. Um das zu schaffen müs-
sen die Banken Ihre Bilanzsummen kürzen. PPP ist 
mit der Langfristigkeit in diesem Zusammenhang 
problematisch. Andere Projekte mit fünf bis sieben 
Jahren Laufzeit sind da besser geeignet, Ehrens-
berger: „Die Bank tut das, was Sie bereits gut ge-
macht hat.“ Generell fehlt Ehrensberger ein Mas-
terplan Infrastruktur in Österreich. Damit wäre die 
Effizienz und Wirtschaftlichkeit besser gegeben.

ren Projekt, nämlich dem Klima-Wind-Kanal Wien 
auf. Hrachowitz: „Die notwendige Langfristigkeit 
der Finanzierung dieses Projektes war mit klassi-
schen Finanzierungsformen nicht machbar.“ Ohne 
PPP-Modell wären 40 Jahre Erfahrung ans Ausland 
verloren gegangen. Das Projekt belief sich auf 65 
Millionen € Investitionskosten. Die Einnahmen des 
Klima-Wind-Kanals sind in schlechter Relation zu 
den Finanzierungskosten gestanden, daher wurde 
eine Finanzierung mit 30 Jahren Laufzeit  gesucht. 
Diese war jedoch nicht zu bekommen, 20 Jahre 
war das Maximum. So wurde die Idee geboren, 
dieses Projekt als PPP Projekt umzusetzen. 

Es wurde von der Industrie konzipiert und über die 
öffentliche Hand finanziert. Die SCHIG fungierte 
dabei als Public Partner und die RTA Rail Arsenal 
Fahrzeugsversuchsanlage GmbH (RTA) als Priva-
te Partner. Eigentümer der RTA sind zu 26% das 
AIT, zu 29,6% Bombardier, zu 14,8% ALSTOM, zu 
14,8% Siemens und zu 14,8% die Firma Trasporti. 
2003 wurde der Klima-Wind-Kanal schließlich er-
öffnet. Die Vorteile beider Seiten wurden vereint: 
Die Bonität und langfristige Finanzierungsfähig-
keit des Staates und die Flexibilität der Privatwirt-
schaft in der Unternehmensführung. 3 Millionen € 
Pacht werden pro Jahr von der RTA  bezahlt, bei 6 
Millionen € Umsatzerlösen. Die Anlage ist weltweit 
einzigartig.

Das Podium: Klimka, Pachner, Hrachowitz, Salzmann, Hauger, Rux, Ehrensberger, Rohracher
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hung bei Banken bremst PPP
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oder kommt es nicht. Sondern eher wie wird es 
finanziert. Mistelbach wird kommen, weil der po-
litische Wille da ist. Von Seiten der Politik mit ei-
nem Lebenszyklus von 4-5 Jahren gibt es keine 
Lebenszyklusbetrachtung einer Straße von z.B. 30 
Jahren. Neu bauen ist politisch auch interessanter 
als erhalten, Nagl: „Es wurden fast zu viele neue 
Straßen gebaut, jetzt müssen bestehende Straßen 
erhalten werden.“ Jetzt schon einen Standardver-
trag für PPP festzulegen, findet Nagl zu früh. 

Salzmann sieht hingegen sehr wohl Möglichkeiten, 
Standardverträge schon jetzt festzulegen: „Jene 
Verträge die bereits existieren, können herange-
zogen werden. Die A5 kann auch für die Risiko-
verteilung hergenommen werden, da es ein sehr 
ausgewogenes Modell ist.“ In Osteuropa gibt es 
gar keine Alternative zu PPP. Er tritt dafür ein, vor-
handene PPP Modelle nicht zu verteufeln sondern 
gut zu heißen. Auch in Holland wird wieder einiges 
als PPP umgesetzt. 

Rux sieht das Risiko hingegen als akademischen 
Teil. Bei jedem Projekt ist das anders z.B. UVP, 
Bauphase etc. Er sieht das Ostregion Projekt als 
das erste und einzige PPP Modell an. 
Hauger hat sich 300 Infrastrukturprojekte ange-
schaut und bei fast allen gab es Kostenüberschrei-
tungen, Hauger: „Wir sollten zu standardisierten 
Methoden kommen.“ 

Klimka sieht PPP ebenfalls nicht als generelles 
Straßenmodell, aber für einzelne Projekte mit ge-
wisser Projektgröße ist es sinnvoll. Maissau ist ein 
Erfolgsprojekt für NÖ, er hofft dass es auch in der 
Erhaltungsphase so bleibt. 
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Franz Pachner, bis vor kurzem Vergaberechts-
experte des BMFWJ, kommentierte den eben 
vorgelegten Entwurf der Europäischen Kommissi-
on einer Richtlinie für Bau- und Dienstleistungs-
konzessionen überaus kritisch. Eine Umsetzung 
würde eine unnötige Verschärfung und Kompli-
zierung des Europäischen Vergaberechts bringen. 
Aus diesem Grund werde dieser Entwurf bis jetzt 
sowohl vom Europäischen Parlament als auch 
den Mitgliedsstaaten der EU vehement abgelehnt. 
Generell stößt das Vergaberecht bei PPP Model-
len an seine Grenzen. Die Trennung zwischen 
Eignungskriterien und Zuschlagskriterien ist hier 
problematisch.

Markus Menedetter, Kommunalkredit, forderte 
vom Verkehrsministerium mehr Energie um die 
Kommunen bei PPP Projekten zu unterstützen. In 
England gibt es z.B. Standard PPP Verträge die 
dann leicht adaptiert werden. Auch die Verträge 
von Maissau und Mistelbach lesen sich ähnlich. 
Menedetter warf auch die Idee ein, dass eventuell 
eine Versicherung als dritter Partner einspringen 
soll, um die Finanzierung abzusichern bzw. ein-
facher zu machen, denn 30 Jahre sind auch aus 
Sicht der Kommunalkredit schwer zu finanzieren. 
(Hauger sieht darin eine weitere Erhöhung der 
Transaktionskosten, wenn auch nur einmalig. )

PPP Projekte sollen für die Öffentlichkeit keine 
Budgetentlastung sein, der Lebenszyklus soll im 
Vordergrund stehen, sagte Marc Schimpel von der 
Kommunalkredit. Doch wie quantifiziert man Le-
benszykluskosten?

Johann Litzka sieht als Ouput von PPP, dass man 
endlich zu den Lebenszykluskosten kommt. An 
den Banken kritisierte er deren Skepsis an inno-
vativen Bauweisen. 

Wolfgang Makovec, Pittel + Brausewetter, sah die 
PPP Modelle ohne direkte Einnahmen kritisch: „PPP 
sind Modelle des Schuldenmachsens. Die noch 
verfügbaren Spitzen der Gemeinden werden zu-
gemacht.“

Christian Nagl, Land Salzburg, sieht als langfristi-
ge Aussicht der Kommunen, frei verfügbare Mittel 
nicht in lange Projekte zu binden. In Österreich 
gibt es ja nicht die Frage, kommt das Projekt 
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wollten in die Stadt, nicht nur europa- sondern 
weltweit. Das große Versprechen der Städte sei 
Bewegung, allerdings auch die große Herausfor-
derung. Die Energie und Verkehrswende muss 
gemeinsam erfolgen. Grundsätzlich ist der öffent-
liche Verkehr ein Kompromiss, der die Individua-
lisierung mitmachen muss: „Menschen wollen Ei-
genzeit und Eigenraum“ und „man will individuell 
unterwegs sein“, sagte Knie dazu. Wer den öffent-
lichen Verkehr nicht gelernt habe, der komme dar-
in um. Notwendig seien daher attraktive intelligent 
verknüpfte Dienstleistungsangebote. Ein Schlüs-
sel dazu sei geteilte Mobilität. Ein erster Schritt 
zu dieser geteilten Mobilität sind z.B. Fahrradver-
mietsysteme. Diese sind jedoch weltweit gesehen 
höchst unterschiedlich verbreitet. In Europa gibt 
es sehr viele, in Amerika z.B. gar keine. Auch Au-
tos sollten laut Knie nur mehr geteilt werden. Die 
geteilte Mobilität alleine reicht jedoch nicht aus, 
deren Verknüpfung ist ebenfalls erforderlich. „Der 
Verkehrsalltag muss so geplant werden, dass man 
sich nicht viel damit beschäftigen muss. Eine Nut-
zung ohne Nachdenken muss das Ziel sein.“ Es 
müssen noch mehr Anstrengungen unternommen 
werden, Systeme zu entwickeln, die die Nutzung 
des öffentlichen Verkehrs, des geteilten Fahrrades 
und des elektrischen Autos (z.B. mit einer Karte) 
möglich macht. Dafür gibt es weltweit bereits ei-
nige interessante Versuche, mehrere Dienste mit-
einander zu kombinieren: In Honkong die Octopus 
Card (9 Millionen Karten, Nutzungsgrad 95%), 
oder in England die Oyster Card (21 Millionen 
Karten im Umlauf, Nutzungsgrad im ÖV 80%) mit 
denen unter anderem der ÖPNV und die Fähren 
benutzt bzw. bezahlt werden können. Zur Elekt-

Verknüpfte Mobilität ist die Zukunft

Bank Austria - Stadt der Zukunft: „Urbane Mobilität im 21. Jahrhundert“
 

Am 28.02.2012 organisierte die Bank Austria die 
Veranstaltung „Urbane Mobilität im 21. Jahrhun-
dert“. Willibald Cernko, CEO der Bank Austria, 
betonte in seiner Eröffnungsrede die Bedeutung 
von Städten für die gesellschaftliche Entwicklung: 
„Städte waren immer schon Labore der Zukunft, 
Innovationsräume. Die Stadt der Zukunft wird 
nicht von selbst entstehen, Stadtplanung und 
-entwicklung sind hier von entscheidender Bedeu-
tung. Ich denke, der Begriff ‚urbane Mobilität‘ hat 
sicher sehr viel mit dem optimalen Zusammenspiel 
von öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln zu 
tun. Das ist aber nur ein Aspekt, wenn auch ein 
sehr wichtiger. Viel mehr und viel grundsätzlicher 
gesehen, hat er für mich mit Lebensqualität für 
die Menschen zu tun, die im städtischen Raum le-
ben und arbeiten! Als heimischer Leitbetrieb will 
die Bank Austria nicht nur von der Qualität des 
Standorts Österreich profitieren. Wir tragen auch 
selbst aktiv dazu bei, diesen Standort weiter zu 
stärken: indem wir hier langfristig investieren und 
indem wir den öffentlichen Diskurs über Stadtent-
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Willibald Cernko, CEO  der 
Bank Austria

wicklung fördern. Machen wir Wien gemeinsam 
als ‚Stadt der Zukunft‘ möglich – die Bank Austria 
leistet dazu sehr gern ihren Beitrag“.

Prof. Dr. Andreas Knie, Geschäftsführer InnoZ – 
Berlin, Innovationszentrum für Mobilität und ge-
sellschaftlichen Wandel, begann seinen Vortrag 
mit einem Zitat: „Stadtluft macht frei!“ Die Leute 

Fahrradvermietsysteme weltweit
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Knie „Geteilte Mobilität alleine 
reicht nicht aus“
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umsteigen etc. Damit können überfüllte bzw. lee-
re U-Bahnen vermieden und die Verkehrsströme 
besser geleitet werden. Als zweites Beispiel nann-
te Schramm ein Pilotprojekt in Graz und Glasgow, 
wo durch Stauvermeidung der CO2-Ausstoß mas-
siv verringert werden soll. Denn „Stauvorhersage 
ist zielführender als Stauerkennung“ so Schramm. 

Ing. Franz Proksch, Siemens AG Österreich prä-
sentierte den ersten Zero-Emission-Bus. Um die 
CO2-Emission zu verringern, gebe es zwei Ziele, 
so Proksch: „Der Verkehr muss auf den öffentli-
chen Verkehr umgelenkt werden und der öffentli-
che Verkehr muss elektrisch fahren“. Bereits jetzt 
fahren 85% der Fahrgäste der Wiener Linien mit 
elektrischen Schienenfahrzeugen. Der Zero-Emis-
sion-Bus sei der erste Bus, der weder beim Fah-
ren, noch beim Heizen, noch beim Kühlen Emissi-
onen verursache. Batteriebetriebene Elektrobusse 
werden erst jetzt entwickelt, da die Technologie 
der Batterien mittlerweile soweit gereift sind, 
dass eine Laufleistung von 120 – 150 Kilometer 
ohne Nachladen ermöglicht wird. Beim routenge-
führten Buseinsatz kann durch Einrichtung einer 

romobilität äußerste sich Knie folgendermaßen: 
„Elektrisch fahren heißt, dass Sie lernen, Zeit und 
Raum neu zu organisieren.“ Eine Grundvoraus-
setzung sei, dass diese Autos mit regenerativer 
Energie betrieben würden. Das ist die Aufgabe der 
Stadt der Zukunft: regenerativen Strom mit ge-
teilter Mobilität zu kombinieren. Der ÖV hat zwar 
schon immer Elektromobilität gehabt, aber auch 
der ÖV muss sich verändern und auf die geänder-
ten Rahmenbedingungen einstellen.

DI Michael Schramm, IBM Österreich, stellte ein-
gangs die Frage, was eine IT-Firma im Bereich 
Smart Cities, oder besser: Smarter Cities, wie es 
bei IBM heißt, mache. IBM verwandelt Daten in 
Information und damit in Wert. Als Beispiel nannte 
Schramm Singapur, wo mit einem Bezahlsystem 
für den öffentlichen Verkehr Daten gesammelt 
wurden. Nicht nur für den Kunden bringt dieses 
System Vorteile, wie z.B. mit einer einzigen Smart 
Card alle Verkehrsmittel benutzen zu können, auch 
für den ÖV Anbieter lohnt es sich. Denn anhand 
dieser gesammelten Daten kann erkannt werden, 
wie viele Leute an welchen Tagen fahren, wo sie 

SMART CITIES

Die Teilnehmer der Podiumsdiskussion (Knie, Vassilakou, Brauner, Knoflacher) mit Cernko
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Schramm: Daten sind wertvoll!

Erster Zero-Emission-Bus
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wicklung, Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung 
und BürgerInnenbeteiligung), Andreas Knie und 
Hermann Knoflacher (TU Wien).

Hat Wien es verdient, die Nr.1 im Smart City Ran-
king zu sein? Ja, so die Antwort von Vassilakou, 
es sei jedoch wichtig, sich nicht auf dieser Lorbeer 
auszuruhen. Das Ziel sei ein 40%iger Öffi-Anteil, 
die Reduktion der Autos um 1/3 sowie die Ver-
doppelung des Radanteils von fünf auf zehn Pro-
zent. Das Verhältnis zum Auto müsse so wie das 
Verhältnis zur Schwiegermutter sein: „Man soll es 
gerne haben, pflegen, aber wehe man lässt sein 
Leben dadurch dominieren.“ Wichtig sind Inves-
titionen in Car-Sharing, Taxis und E-Mobilität. Die 
Menschen müssen überzeugt werden – frei nach 
dem Motto: So wie man keine Kuh besitzen muss 
um ab und zu ein Glas Milch zu trinken, muss man 
auch kein Auto besitzen, um mobil zu sein. Rund 
350.000 Autos kommen täglich aus dem Umland 
nach Wien – das ist die Strecke Wien-London. Als 
Maßnahmen, um dem gegenzusteuern nannte 
Vassilakou die Parkraumbewirtschaftung , die Ver-
dichtung der S-Bahn und ein gemeinsames Ticket 
für Bahn, eBike und Car-sharing. Dazu gibt es be-
reits ein Projekt: „eMobility on demand“.

Vizebürgermeisterin Renate Brauner betonte den 
Stellenwert von Mobilität in der Stadt: Es müsse 
für alle möglich sein, rasch, sicher und günstig von 
einem Punkt zum anderen zu kommen. Die Ver-
kehrsinfrastruktur sei auch wichtig für den Wirt-
schaftsstandort Wien. Besonders freue sie, dass 
bei einer Umfrage unter Touristen über die Attrak-
tionen Wiens der gute, sichere öffentliche Verkehr 
bereits an zweiter Stelle genannt wurde. Für die 
Zukunft ist es die Herausforderung, die verschie-
denen Lösungen unter einen Hut zu bringen. 

Auf den Fußgänger als entscheidenden Faktor wies 
Em. Univ. Prof. Hermann Knoflacher hin, denn: 
„Städte werden für Menschen gebaut“ und „eine 
gute Stadt ist eine Stadt, die langsam ist“. 

Prof. Andreas Knie vertrat die Meinung, dass der 
ÖV seine Kunden nicht wirklich kennt. Die Auto-
hersteller wissen viel besser, wer im Auto sitzt und 
was der Kunde wünscht. Der ÖV in Wien muss neu 
erfunden werden. Generell brauche der ÖV Anrei-
ze für Innovationen, dafür werden eigenständige 
Unternehmen benötigt. 

Zwischenladestation die Batteriegröße erheblich 
reduziert werden. Diese Zwischenladestation er-
möglicht sogar einen Betrieb ohne Unterbrechung. 

 eShopper

Am Ende der Veranstaltung folgte noch eine Po-
diumsdiskussion mit Renate Brauner (Vizebürger-
meisterin, Stadträtin für Finanzen, Wirtschafts-
politik und Wiener Stadtwerke), Maria Vassilakou 
(Vizebürgermeisterin, Stadträtin für Stadtent-

© Siemens AG 2012

Elektrobusse von Siemens

Leo Schmid, KTM Fahrrad GmbH, gab einen Ein-
blick in die Geschichte des Pedelec, wie das eBike 
korrekt heißt. Bereits 1995 ist das erste eBike von 
KTM produziert worden, im Jahr 2000 waren es 
1.000 Stück, 2011 bereits 35.000 (von 200.000 
produzierten Bikes 2011). Jetzt gelte es, das eBike 
durch Innovationen zu stärken. Das Antriebssys-
tem des eBikes wird sich z.B. verbessern müssen. 
So habe man das eRace kreiert („Eines der best-
verkauften Bikes“), ein Mountainbike mit Elektro-
motor und den eShopper, der vor allem für den 
täglichen Einkauf gedacht sei. Gerade im Nahver-
kehr soll sich das eBike bewähren: es benötigt 
ein Achtel des Platzes eines PKW und hat keinen 
CO2-Ausstoß. Die nächste Einkaufsmöglichkeit 
ist üblicherweise nur wenige Kilometer entfernt, 
so Schmid, und das eBike könne durchaus auch 
schwere Lasten tragen: „Mit dem eShopper kön-
nen Sie sieben Kisten Bier transportieren“.

Der Zero-Emission-Bus von 
Siemens

Der eShopper mit dem sich 
7 Kisten Bier transportieren 

lassen sollen

Fo
to

: 
S
ie

m
en

s
Fo

to
: 

K
TM

Den Weg für Menschen und Güter weltweit zu bereiten, 
sie wirtschaftlich, sicher und umweltverträglich ans Ziel 
zu bringen – dafür steht Siemens mit „Complete mobility”: 

Answers for mobility.

siemens.com/mobility

Mit integrierten Mobilitätslösungen, um die verschie-
denen Verkehrssysteme nachhaltig zu gestalten und sie 
effizient zu vernetzen.

Complete mobility.
Integrierte Lösungen für Nahverkehr, Fernverkehr und Logistik.

traffic_ins_A4_1012_E1.indd   1 04.10.2012   9:37:29 Uhr

Schmid: eBike im Nahverkehr 
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rund 700 Millionen Menschen in Städten, weitere 
300 Millionen werden allein in den kommenden 
20 Jahren dazukommen. Das heißt, Chinas Städte 
haben in den kommenden 20 Jahren den Zuzug 
der Bevölkerungszahl der USA zu bewältigen! Für 
Klaus Roland, in der Weltbank zuständig für die-
sen Raum, ist die Urbanisierung der Welt dennoch 
keine negative Entwicklung. „Städte waren der 
Ausgangspunkt der Zivilisation, sie sind der sozia-
le und der ökonomische Motor einer Gesellschaft!“

Brigitte Bach, Leiterin des Bereiches Energie beim 
Austrian Institute of Technology (AIT), beschäf-
tigte sich in ihrer Präsentation mit dem Europäi-
schen Smart Cities Konzept. Die intelligente Stadt 
der Zukunft ist ein zentraler Bestandteil  des SET-
Plans (Strategic Energy Technology Plan), der die 
europäische F&E-Politik im Bereich Energie in den 
nächsten Jahren bestimmen werde. Die „Smart 
Cities and Communities Initiative“ soll die Ener-
gieeffizienz, den Einsatz erneuerbarer Energien 
und intelligentes Energiemanagement in Städten 
vorantreiben. 

Bach zeigte sich zwar zuversichtlich, dass die am-
bitionierten Ziele der EU auf dem Gebiet Energie 
(Stichwort „20-20-20 Ziele“) erreichbar sind. Es 
werde dazu aber radikaler Innovationen bedürfen 
– nicht nur in der Technologie. Bach: „Man wird 
auch den alten Gebäudebestand zumindest teil-
weise in Frage stellen müssen!“.

Dem schloss sich der nächste Redner, Arnulf 
Wolfram, Siemens AG Österreich, an. „Wir wer-
den Abschied nehmen müssen von liebgeworde-
nen Gewohnheiten wie kostenlosen Parkraum in 
Städten“. Bisher unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellte öffentliche Leistungen werden künftig kos-
tenpflichtig werden müssen. Damit sich das aber 
auch alle leisten können, werde es eine Umver-
teilung geben müssen. Zum Thema E-Mobilität 
meinte Wolfram: „Der Schienenverkehr ist derzeit 
die effizienteste Form der E-Mobilität. Wenn statt 
PKW mit Verbrennungsmotor künftig eMobile im 
Stau stehen, bringt das wenig.“ 

Smart City – Der Mensch im Mittelpunkt

Alpbacher Technologiegespräche 2012
 

Angesichts des Umstandes, dass spätestens 2050 
zwei Drittel bis drei Viertel der Weltbevölkerung in 
Städten leben werden, hat die smarte City ihren 
fixen Platz bei allen Veranstaltungen, die sich mit 
zukünftigen technologischen Entwicklungen be-
schäftigen. Daher auch 2012 wieder bei den Tech-
nologiegesprächen im Rahmen des Europäischen 
Forum Alpbach. 

Die Entwicklung der Städte ist tatsächlich ra-
sant und fulminant, darauf wies gleich im ersten 
Statement Pavel Kabat, Direktor des Internatio-
nal Institute for Applied Systems Analysis (IIASA) 
in Laxenburg, hin. Gab es z.B. 1990 erst drei (!) 
Megacities, werden es nur ein Vierteljahrhundert 
später, also 2015, bereits deutlich über hundert 
sein. Bei der Lösung der Probleme, die durch das 
rasante Städtewachstums entstehen, werde man, 
so Kabat, sehr differenziert vorgehen müssen. Rio 
hat nun einmal ganz andere Probleme als z.B. Rot-
terdam. Kabat warnte auch davor, alles der Kli-
mafrage unterzuordnen: Selbstverständlich müs-
se dieses Thema in die Lösungsansätze integriert 
werden, das Klima sollte aber nicht der Treiber 
sein.

Manche Zahlenreihen sprengen ja tatsächlich un-
ser Vorstellungsvermögen: Zur Zeit leben in China 
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Wichtig sei, dass die notwendigen Entscheidun-
gen für die im Jahre 2030 (Wien wird dann wieder 
über zwei Millionen Einwohner haben) notwendige 
Infrastruktur jetzt getroffen werden. Verspätete 
Entscheidungen würden sehr kostspielig werden. 
Neben den technischen Aspekten hätten für Wien 
auch die umfassende Integration sozialer Aspek-
te sowie ein partizipativer Zugang einen großen 
Stellenwert, damit die „Smart City Wien“ tatsäch-
lich ein Projekt aller Bürger wird. „Keine smart city 
ohne smart citizen – und der intelligente Bürger  
ist keine technische, sondern eine soziale Frage!“

Autor: Dkfm. Hans Peter Halouska

„Langfristig werden sich nur Städte mit innova-
tiven Konzepten zu Infrastruktur, Energie und 
Mobilität im internationalen Standortwettbewerb 
behaupten können“, zeigte sich Gabriele Payr, 
Generaldirektorin der Wiener Stadtwerke Hol-
ding AG, überzeugt. Und natürlich sei auch Wien 
vom Trend zur Urbanisierung betroffen. Deshalb 
habe sich auch Wien dem Transformationsprozeß 
zur Smart City verschrieben. Einen entscheiden-
den Beitrag werde dabei die Mobilität der Zukunft 
leisten müssen, wobei Wien mit einem Anteil des 
öffentlichen Verkehrs von 37%  (PKW: 29%), den 
es in dieser Höhe in keiner anderen europäischen 
Großstadt gibt, bereits sehr gut unterwegs sei. 
Bei allem sei die Herausforderung, die Menschen 
so zu informieren, dass sie mitmachen. „In einer 
modernen Demokratie werden die besten Projekte 
umgebracht, wenn sie die Menschen nicht verste-
hen.“

Thomas Madreiter, Leiter der Magistratsabteilung 
für Stadtentwicklung und Stadtplanung in Wien, 
ist optimistisch, dass Wien die Transformation zur 
smart city gelingt: „Die Voraussetzungen sind je-
denfalls sehr gut. Schon Ende 2011 hat der ame-
rikanische Klimastratege Boyd Cohen Wien an die 
erste Stelle unter den smart cities gereiht.“ Die 
Urbanisierung sei grundsätzlich eine Chance, kei-
ne Bedrohung, sind doch die Infrastrukturkosten 
auf dem Lande doppelt so hoch wie in der Stadt. 

SMART CITIES
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des Verkehrs. Allerdings  fallen diese seit 2005 
wieder etwas.  Generell möchte die EU die THG-
Emissionen 2050 im Vergleich zu 1990 um 79 bis 
82% senken, der Verkehr soll dazu 54 bis 67% bei-
tragen. Der größte Teil der Reduktion soll 2030 bis 
2050 stattfinden. Bis 2030 gibt es also noch eine 
Schonfrist. Die Ziele der EU sind mit Wirtschafts-
wachstum kompatibel. „Europa alleine kann aber 
das Weltklima nicht retten, dessen Anteil  an den 
globalen Emissionen beträgt gerade einmal 14%“ 
sagte Schneider. Dennoch ist die Vermeidung von 
THG-Emissionen noch immer günstiger als nach-
her die Folgen der Klimaerwärmung zu beseitigen. 
Doch je länger wir warten, desto teurer wird es 
werden. Generell besteht ein Bedarf an zusätzli-
chen heimischen Investitionen von 270 Milliarden 
Euro jährlich zwischen 2010 und 2050. Schneider 
bestätigte die Aussage Klacska wonach der Trans-
portsektor die größten Investitionen in der Höhe 
von 150 Milliarden jährlich benötigt.  Herausforde-
rungen sind die Reduktion der Transportnachfrage 
durch kluge Raumplanung und Raumstrukturen, 
die Reduktion des Energieeinsatzes im Verkehr 
durch Effizienzsteigerung, die Reduktion von THG-
Emissionen durch Substitution fossiler Brennstoffe 
und Strom aus erneuerbaren Energiequellen. Ver-
bindliche Ziele gibt es lediglich für 2020, die, ne-
benbei erwähnt, nicht mit den langfristigen Zielen 
bis 2050 in Einklang stehen.

Nach dem Vortrag von Schneider gab es eine Po-
diumsdiskussion mit Frank Hensel , Vorstandsvor-
sitzender der REWE International AG, Hans Peter 
Hasenbichler, Geschäftsführer der via donau, Jo-
hannes Hödlmayr, Vorstand der Hödlmayer In-
ternational AG, Andreas Matthä, Vorstandsspre-
cher der ÖBB Infrastruktur, Jürgen Schneider und 
Klacska:

REWE hat es sich zum Ziel gesetzt, den spezifi-
schen Energieverbrauch zu senken. „Wir wussten 
gar nicht, was wir verbrauchen“, so Hensel. Die 
treibende Kraft im Unternehmen für diesen Pro-

Emissionen müssen drastisch gesenkt werden

Klimafahrplan Verkehr 2050
 

Was sind die Meilensteine und die CO2 Ziele für 
2050 für den Verkehr? Wie sieht die zukünftige 
Mobilität von Personen und Gütern aus? Diesen 
Fragen ging die Veranstaltung „Klimafahrplan Ver-
kehr“  der Bundessparte Transport und Verkehr 
der WKÖ  am 15.03.2012 nach. Kooperationspart-
ner waren die Österreichische Verkehrswissen-
schaftliche Gesellschaft (ÖVG), MAN, ÖBB, Raiffei-
sen Leasing und die internationale Wochenzeitung 
„Verkehr“. Die Begrüßung übernahm Alexander 
Klacska, Obmann der Bundessparte Transport und 
Verkehr der WKÖ: „Von 1.000 Elektrofahrzeugen 
im Jahr 2011 fahren mehr als 80% in Unterneh-
men. Der Gewerbeverkehr setzt auf alternative 
Trends“. Klacska fordert eine Steuerbegünstigung 
für alternative Antriebe, Anreize zum Umstieg und 
keine neue Steuerbelastung „zur reinen Geldbe-
schaffung im Verkehr“. Die CO2 Reduktionskosten 
sind im Transportsektor am höchsten, das größte 
CO2 Einsparungspotential ist hingegen im Gebäu-
desektor und in der Landwirtschaft zu finden.

Jürgen Schneider vom Umweltbundesamt zeigte 
den stetigen Anstieg der Treibhausgasemissionen 

7 Der größte Teil der Treibhausgasreduktionen soll von 2030 bis 2050 stattfinden

Q
ue

lle
: 

EU
 K

om
m

is
si

on
, 

Ro
ad

m
ap

 2
05

0

Bis 2050 sollen Emissionen 
drastisch gesenkt werden

Hybrid LKW unausgereift



37

Hödlmayr sprach die 150 regionalen Fahrverbote 
in Österreich an, die der LKW Branche schwer zu 
schaffen machen. 2.000€ pro Jahr und LKW kos-
ten die Umwege, die aufgrund der Fahrverbote 
gefahren werden müssen. Denn die letzte Meile 
gehört dem LKW. Road Pricing kann sich Hödlmay-
er vorstellen, allerdings nur dann, wenn das Geld 
sinnvoll in die Verkehrsinfrastruktur investiert 
wird. Für die Donau müsse eine Nutzung von 365 
Tagen im Jahr uneingeschränkt möglich sein, um 
diese attraktiver zu machen. Matthä betonte die 
Bedeutung der Informationen zur Vermeidung von 
Zugangsbarrieren. Der Kunde möchte von Tür zu 
Tür kommen.  Die Bahn ist ökonomisch und öko-
logisch sinnvoll. 93% aller Züge fahren mit erneu-
erbaren Energien, der Rest mit Diesel. Die letzte 
Meile mit dem LKW zu fahren, hält auch Matthä 
für sinnvoll. Schneider betonte, dass eine Ent-
kopplung der THG Emissionen des Verkehrs vom 
Wirtschaftswachstum möglich ist.

zess sind die möglichen Einsparungen. So ist z.B. 
Strom eine sehr große Kostenposition. REWE hält 
jedoch an den Stromtankstellen / Schnelllade-
stationen bei seinen Märkten fest. Diese machen 
auch Sinn, da ein durchschnittlicher Einkauf ca. 35 
bis 40 Minuten dauert. Der Kunde wird das Ange-
bot annehmen, glaubt Hensel.  Das Unternehmen 
besitzt 1.000 PKWs und rund 360 LKW. Bei den 
LKWs gibt es bereits drei Hybrid LKW im aktiven 
Einsatz. Die Hybrid LKW sind zwar etwas leiser, die 
Technik habe aber noch Mängel. Generell möchte 
REWE 30% CO2 Einsparung im Vergleich zu 2006 
erreichen, 23% wurden bereits erreicht. 

Hasenbichler von der via donau erwähnt die Um-
weltfreundlichkeit und die freien Kapazitäten von 
80% bei der Binnenschifffahrt. Diese ist fast nur 
multimodal möglich, der Vor- und Nachlauf muss 
mit einem anderen Verkehrsträger durchgeführt 
werden. „Die Zusammenarbeit mit anderen Ver-
kehrsträgern funktioniert gut“. Für High & Heavy 
Transporte ist die Schifffahrt bestens geeignet. 
Herausforderung bei der Binnenschifffahrt ist vor 
allem das sensible Ökosystem. Container sind 
noch nicht weit verbreitet, es gibt noch Infrastruk-
turprobleme. Erhaltungstätigkeiten werden von 
den anderen Ländern nicht wie vereinbart durch-
geführt. Ungarn z.B. sieht die Donau mehr als 
Ökosystem. Derzeit beträgt die Auslastung eines 
Schiffes ca. 60%. Bei höherer Auslastung würde 
sich das Gewicht erhöhen, dafür sind die Fahrwas-
serbedingungen auf der Donau nicht geeignet. Ge-
nerell ist die Schiffsflotte sehr alt (Durchschnittsal-
ter: 50 Jahre), hier gibt es Optimierungspotential. 
Auch bei Schiffen sind alternative Treibstoffe ein 
Thema. LNG Schiffe sind zum Beispiel eine Option. 
Am Rhein gibt es bereits so ein Schiff. „Im Donau-
raum wird es aber noch dauern“.  Denn es muss 
Tankmöglichkeiten und auch geeignete rechtliche 
Rahmenbedingungen geben. 

MOBILITÄT

Das Podium: Matthä, Hödlmayr, Klacska, Wolf, Schneider, Hasenbichler, Hensel
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sie schon sehr gut liegen. Der größte Hebel in der 
CO2 Einsparung liegt in der Verlagerung des IV auf 
den ÖPNV. Zum Schluss merkte Waldhör kritisch 
an: „Ist die CO2 Reduktion wirklich das richtige 
Ziel?“.

Sind der Rückzug der Staatsbahnen aus der Flä-
che und Klimaziele vereinbar? Diese Frage beant-
wortete Matthä in seinem Vortrag definitiv mit ja. 
Hauptziele der ÖBB Infrastruktur sind die Einfüh-
rung eines Taktfahrplanes nach „Schweizer Mo-
dell“, die Verlagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene und der Aufbau von Kapazitäten für die 
Verkehrsverlagerung. Weitere Ziele sind die Mo-
dernisierung von Verkehrsstationen, der Fokus 
auf Bahnlinien mit Potenzial (sowohl im Güter- als 
auch im Personenverkehr) und Optimierung und 
Kostenreduktion von Eisenbahnanlagen und -be-
trieb. Für das Zielnetz 2025+ bedeutet dies eine 
Steigerung der Zugkilometer um 30% und eine 
Steigerung der Fahrgäste um 25% durch ein hoch-
wertiges Angebot. Die Marktposition soll durch 
ein Knoten-Kanten-Modell gestärkt werden, dies 
erfordert allerdings viele Maßnahmen. Es müs-
sen aber auch die erforderlichen Kapazitäten im 
Schienennetz geschaffen werden, um die Nach-
frage künftig bewältigen zu können. Dazu gehört 
auch ein Ausbau der Terminalkapazitäten und die 
Förderung von innovativer Transportlogistik. 

Matthä betonte, dass die Bahn nicht überall die 
beste Lösung ist. Sowohl im Personenverkehr als 
auch im Güterverkehr gibt es Mindestanforderun-
gen. Im Personenverkehr sollte z.B. eine Infra-
strukturauslastung von über 50% (40 Zugfahrten 
pro Tag), eine Mindestauslastung der Sitzplätze 
von 40% und eine Durchschnittsgeschwindig-
keit von über 60km/h erreicht werden. Für ei-
nen Haltepunkt müssen mindestens 80 Aus- und 
Einsteiger vorhanden sein (1 Aussteigender und 
1 Einsteigender pro Zug). Im Güterverkehr  soll-
ten mindestens durchschnittlich 4.000 bis 5.000 
Wagen bzw. 250.000 Gesamtbruttotonnen (GBt) 
pro Jahr unterwegs sein (entspricht ca. 15 bis 20 
Wagen pro Tag) und durchschnittlich 500 Wagen 
bzw. 20.000 GBt pro Anschlussstelle vorhanden 
sein (entspricht einen beigestellten und 1 abgezo-
genen Wagen pro Tag). Diese Anforderungen sind 

Albert Waldhör,  Geschäftsführer der Linz Linien 
GmbH, machte folgende Zukunftstrends in An-
lehnung an Horst W. Opaschowski, Zukunftsfor-
scher, aus: Globalisierung, Dienstleistung, Leis-
tungsorientierung, Mediatisierung, Überalterung, 
Vereinzelung, Individualisierung, Mobilisierung, 
Erlebnissteigerung und Schnelllebigkeit. ÖPNV Un-
ternehmen haben sich wie alle anderen Unterneh-
men auch auf diese Entwicklungen einzustellen. 
Möglichst viel automatisch, einmal registrieren, 
alles nutzen, automatische Abbuchung, Bestpreis 
- quasi eine App für alles. Er stellte die Frage, ob 
2050 CO2 weiterhin das bestimmende Klimathema 
sein wird, oder ob dann NOx, Feinstaub etc. mehr 
in den Vordergrund gerückt werden. Eines ist für 
Waldhör aber sicher: „Die Zukunft des Verkehrs ist 
elektrisch und erneuerbar“. Waldhör zeigte dazu 
z.B. den Credo E-Bone Konzeptbus, der mit Was-
serstoffmotor und Lithium Polymer Batterien an-
getrieben wird. Der ÖV in Wien befördert bereits 
jetzt 87% seiner Kunden mit Elektroantrieben, in 
Linz sind es 75%. Das Einsparungspotenzial im ÖV 
ist zwar mit 427 Mio. kg CO2 pro Jahr ebenfalls 
noch vorhanden, allerdings nicht mehr riesig. Der 
Hybridbus spart 5 – 15% ein, für die Linz Linien 
lohnt es sich jedoch aufgrund der hohen Anschaf-
fungskosten nicht. Waldhör: „Flüssiggas- und Hy-
bridbusse sind nicht umweltschonend“. Der ÖV 
trägt in Linz zu 2/10.000 zu den CO2 Emissionen 
bei. Der Zielvorgabe der EU, CO2 massiv zu redu-
zieren sehen die ÖV Anbieter recht gelassen, da 

Wie muss die ÖPNV-Mobilität 2050 aussehen?  
WKO 15.3.2012 / Albert Waldhör 

Der Fuhrpark 2050 ist „grüner“! 

Credo E-Bone Konzeptbus macht ÖPNV grüner 
– Der E-Bone ist ein “Zero-emissions” Konzeptbus, der durch einen Wasserstoffmotor sowie 

Lithium-Polymer-Batterien angetrieben wird. Die Energiequellen sind auf dem Dach montiert, 
vier Elektromotoren in den Rädern beschleunigen den Bus leise und effizient.  

Credo E-Bone Konzeptbus
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Tonnen CO2 ist möglich). Den Emissionshandel 
sieht Reimann kritisch. Das Geld geht nur nach 
Europa. 27 Behörden verwalten das System, was 
nicht unbedingt sehr effizient ist. Eine Behörde 
war sinnvoller. Die AUA wäre für eine weltweites 
Emissionshandelssystem, nicht nur auf europäi-
scher Ebene am Besten über die International  Ci-
vil Aviation Organiziation (ICAO). 

laut Matthä nicht besonders anspruchsvoll. Den-
noch musste man sich von einigen Strecken tren-
nen und somit wurden 620 Kilometer (von gesamt 
1245km, welche die Anforderungen nicht erfüllen) 
an das Land NÖ übergeben. 

Kann auch die Luftfahrt etwas zum Klimaschutz 
beitragen? Walter Reimann von den Austrian 
Airlines informierte diesbezüglich über optimier-
tes Luftraummanagement und Biotreibstoff. Die 
Rahmenbedingungen in der Luftfahrt sind nicht 
einfacher: Flugzeuge sind zu 100% vom Kerosin 
abhängig und das Wachstum der CO2 Emissionen 
kann durch die Verwendung der heute verfügba-
ren Technologien nicht gestoppt werden. Dennoch 
plant die IATA ab 2020 ein CO2 neutrales Wachs-
tum. Reimann sieht aber in der näheren Zukunft 
definitiv keine Alternative zum Verbrennungstrieb-
werk.  Die 1. Generation von Biotreibstoffen war 
nicht für die Luftfahrt geeignet (Kältebeständig-
keit), mit der zweiten Generation wäre es tech-
nisch möglich, bis zu 50% Biotreibstoff beizumi-
schen. Dabei war Lufthansa die erste Fluglinie mit 
Biotreibstoff im regulären Flugbetrieb. 

Der Biotreibstoff verursacht unterschiedlichste 
Probleme: Der Preis ist höher als der von Kerosin 
(zukünftig könnte es sich aber vielleicht lohnen), 
eine ausreichende Verfügbarkeit von Rohstoffen 
ist nicht gegeben und die Garantie von nachhalti-
gem Rosthoffanbau fehlt.  Bzgl. der Verfügbarkeit 
von Rohstoffen hat die Lufthansa Group errechnet, 
wie viel Treibstoffbedarf im Jahr 2025 besteht. Ca. 
15 Millionen m³ pro Jahr würden benötigt wer-
den. Dafür wären z.B. 68.403km² Anbaufläche 
für Raps erforderlich (ganz Österreich hat 83.871 
km²). Emissionen könnten aber auch anders ein-
gespart werden : „Wir fliegen nach wie vor Zick-
zack“ brachte Reiner die schwierige Situation auf 
den Punkt. Das EU System ist derzeit um 70% we-
niger effizient als das US System, auch die Kosten 
sind im US System um 49% geringer. Das Single 
European Sky (SES) Programm kann hier Abhilfe 
schaffen. Neun Luftraumblöcke sollen entstehen. 
Bis 2020 werden bei SES Einsparungen von 200 
bis 500 kg Treibstoff und 948 bis 1575kg CO2 pro 
Flug erwartet. Aber auch schon ein optimiertes 
Anflugsverfahren könnte schon viel bringen (Eine 
Einsparung von 4.000 Tonnen Kerosin und 12.600 

11 

Zickzack- Flüge über den EU-Himmel 
Teure Umwege sind täglich 

Realität am europäischen 
Himmel. 

Das Single European Sky 
Programm kann hier Abhilfe 
schaffen – Klima, Passagiere 
und die Wettbewerbsfähigkeit 
der EU Luftfahrtindustrie 
können nur davon profitieren 

Europa wird in 9 Luftraumblöcke 
aufgeteilt 

SES läuft seit 2004 

Franz Weinberger von MAN berichtete noch de-
taillierter über die LKW: „Die Treibstoffkosten 
des LKW entsprechen ca. 1/3 der Gesamtkosten 
des LKW.“ Bei Partikeln und NOx haben die hö-
heren EURO Stufen viel gebracht. Allerdings hat 
ein EURO 6 Fahrzeug mehr Treibstoffverbrauch als 
ein EURO 5 Fahrzeug. Für die Zukunft sieht MAN 
einen aerodynamisch geformten Delphintruck. Für 
den müssten allerdings die gesetzlichen maximal 
zulässigen LKW-Längen erhöht werden. Eine volle 
Elektrifizierung ist im LKW-Bereich nicht in Sicht. 
Ein Hybrid LKW kostet derzeit doppelt so viel wie 
ein konventioneller Diesel, der Business – Case sei 
fraglich. 

4 < > MAN Truck & Bus Vertrieb Österreich AG Klimafahrplan Verkehr 15.03.2012  
 Franz Weinberger 4 

Transporteffizienz der Zukunft 
Aerodynamik Studie Delphintruck 

MOBILITÄT

Delphintruck

Vergleich der kürzesten 
Route mit der derzeit geflo-
genen Route (die schwarzen 
Flecke sind dei militärischen 
Sperrgebiete)
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ging noch weiter: „LKW sollen nicht auf Parkplät-
zen stehen“. Er möchte sie also ständig im Einsatz 
haben. Die Elektromobilität braucht laut Handke 
viele Informationen. Der öffentliche Verkehr benö-
tigt dringend ein E-Ticket. 

Christine Tissot vom AIT berichtete vom aktuellen 
Technologiestand: „Die Technologien sind bereits 
da, die Frage ist nur noch, wie bekomme ich die-
se Technologien ins Auto, und ist der Kunde dann 
auch bereit, dafür zu zahlen?“ Um den Kunden 
zu überzeugen, müssen diese Angebote erlebbar 
gemacht und gesellschaftliche Trends beachtet 
werden. Tissot: „Die Familiengründung ist heute 
später als noch vor 10 Jahren. Spätestens wenn 
Kinder im Haushalt sind wird ein Auto gekauft.“

Auch Autohersteller machen sich Gedanken über 
die neue Mobilität, berichtete Markus Bauer von 
der BMW Group: „In der BMW Group gibt es Ak-
tivitäten zum Car Sharing.“ Probleme sieht Bauer 
bei den Elektroautos nach wie vor in der Reich-
weite. Bauer: „Auf der Strecke von München nach 
Hamburg ist das E- Auto problematisch“ (Anmer-
kung: 800 Kilometer Luftline). Von der UN gibt es 
den Aufruf, die Zahl der Verkehrstoten zu redu-
zieren. In 10 Jahren sieht Bauer einen intensiven 
Datenaustausch zwischen Kraftfahrzeug und Inf-
rastruktur. 

Alois Schedl von der ASFINAG betonte die hohe 
Kundenzufriedenheit: „95% sind mit dem Aus-
baugrad des Autobahn- und Schnellstraßennetz 
in Österreich zufrieden“. Sein Ziel ist, nur mehr 
das Notwendigste zu bauen und stattdessen die 
vorhandene Infrastruktur besser zu nutzen. Auch 
eine bessere Vernetzung mit dem öffentlichen 

Technologien alleine reichen nicht aus

forum bmvit: „Ich wähl mir meine Mobilität“
 

Die Konvergenz von Informations- und Kommu-
nikationstechnologien ermöglicht die Integration 
aller Verkehrsträger in ein Intelligentes Verkehrs-
system. Dieses verspricht allen Nutzerinnen und 
Nutzern zugeschnittene Mobilitätsangebote. Wie 
weit entwickelt sind dazu in Europa und in Öster-
reich die technologischen und organisatorischen 
Voraussetzungen, was sind die Herausforderungen 
und Visionen für die Zukunft? Darüber diskutier-
ten im forum bmvit – Zukunft heißt Innovation: 
Markus Bauer (BMW Group), Norbert Handke (ITS 
Network Germany), Thomas Madreiter (Stadtent-
wicklung und Stadtplanung Wien), Alois Schedl 
(ASFINAG) und Christine Tissot (Austrian Institute 
of Technology ).

Norbert Handke vom ITS Network Germany sieht 
im multimodalen Reiseplaner im Auto den falschen 
Ansatz. Dieser kann nämlich nicht mitgenommen 
werden, das heißt z.B. als Fußgänger und Radfah-
rer nicht genutzt werden. Für LKW fordert Handke, 
dass deren Fahrer durch geeignete Systeme iden-
tifiziert werden müssen. Damit könnte Missbrauch 
durch zu lange Fahrten  vermieden werden. Und er 
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Der multimodale Reiseplaner 
im Auto ist der falsche Ansatz

Technologien sind da, 
Umsetzung fehlt noch

Bei BMW gibt es Aktivitäten 
zum Car Sharing

Technologien machen nur Sinn, 
wenn sie angenommen werden
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Madreiter dabei der multimodale Ansatz: „Wir sind 
etwas lenkradlastig unterwegs. Seit März 2012 
gibt es so viele PKW wie noch nie. In der Stadt ist 
es nicht sinnvoll ein Auto zu besitzen. Es gibt auch 
den Nur-Autofahrer oder den Nur-Öffi Fahrer.“ Die 
Stadt weiß jedoch, dass sie über den Tellerrand 
blicken muss. Madreiter: „Keine Smart City, ohne 
Smart Region“. Madreiter sieht auch bei Verkehrs-
lichtsignalanlagen (VLSA) Handlungsbedarf, diese 
sollen intelligenter gemacht werden. Aber auch in 
anderen Bereichen wie Ticketsystemen gibt es Op-
timierungspotenzial. 

Bei all diesen Innovationen darf allerdings der 
Content nicht vergessen werden, warf Thomas 
Ruthner, Leiter der Ö3 Verkehrsredaktion, ein: 
„Um all diese neuen Technologien einsetzen zu 
können, sind qualitativ hochwertige Daten unver-
zichtbar“.

Verkehr ist geplant. Zu der Zahl der Verkehrstoten 
meinte Schedl, dass zwar neue Systeme im Auto 
helfen werden, diese Zahlen weiter zu senken, 
aber selbst vorhandene Systeme, wie der Gurt, 
nicht immer angenommen werden. Hier stellt sich 
dann die Frage, ob diese nicht angeschnallten Per-
sonen in ein teureres System investieren werden. 
Dies gilt natürlich auch für die Verkehrsbeeinflus-
sungsanlage (VBA). Schedl: „Die VBA macht nur 
Sinn, wenn sich die Autofahrer daran halten“. 

Thomas Madreiter, von der Stadtentwicklung und 
Stadtplanung Wien berichtete von der hohen In-
tensität, mit der sich die Stadt Wien mit ITS aus-
einandersetzt: „Wir sehen ITS als Unterstützung 
für eine bessere Angebotssituation.“  Wichtig ist 

Das Podium: Johannes Steiner (Moderator) mit Markus Bauer, Thomas Madreiter, Christine Tissot, Norbert Handke, Alois Schedl
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Architekten Jan Gehl geprägter Begriff – „nach-
haltig gestört“ worden. An der „Reparatur dieses 
Fehlers“ werde seit den 1980er Jahren „mehr 
oder weniger zaghaft“ gearbeitet. Die Politikerin 
monierte mehr Kreativität und Mut, um sich im 
öffentlichen Raum gern aufzuhalten, anstatt sich 
„bedrängt und gestresst“ zu fühlen.

Stadtplaner Reinhard Seiß vom Verein „URBAN+“ 
in Wien sekundierte und forderte eine „Stadtrepa-
ratur“ zur Beseitigung der „massiven Schädigung 
gewachsener urbaner Strukturen“. Das Modell der 
urbanen Stadt sei aufgrund ihrer Bebauungsdichte 
und ihrer funktionellen Vielfalt an einem Ort – und 
damit eines geringen Mobilitätszwanges – „das 
nachhaltige Siedlungsmodell schlechthin und da-
mit per se zukunftstauglich.“ Voraussetzung sei 
jedoch, so Seiß, eine ansprechende Qualität des 
städtischen Wohnbaues, ein ausreichendes und 
vielfältiges Angebot an Freiräumen und „ein at-
traktiver Öffentlicher Verkehr, der den Gebrauch 
privater Autos weitgehend überflüssig macht“. 
Notwendig sei außerdem eine „zukunftsfähige 
Vernetzung der Stadt mit ihrem Umland und mit 
anderen Städten“ durch einen leistungsfähigen 
regionalen Schienenverkehr sowie durch einen at-
traktiven Schienenfernverkehr.

Dass man die Stadt nicht isoliert vom Umland be-
trachten dürfe, unterstrich auch Gemeindebund-
Präsident Helmut Mödlhammer: Das Umland 
eröffne „Chancen zur Bewältigung des ständig 
wachsenden Verkehrsproblems, weil es hier die 
Möglichkeit gibt, den auf die Stadt zukommenden 
Verkehr zu drosseln oder in einen Öffentlichen zu 
verwandeln.“ Wieso gelingt es nicht, an den Stadt-
rändern, an den Bahnhöfen oder Busstationen 
entsprechende „Park & Ride“-Flächen zu errich-
ten „und dann ein schnelles, modernes, umwelt-
freundliches und aufnahmestarkes Verkehrsmittel 
einzusetzen?“ Wieso schafft man es bei uns nicht, 
„gemeinsam attraktive Verbindungen in die Stadt 
und aus ihr heraus zu errichten?“ In der Schweiz 

Stadt und Land intelligent vernetzen

10. Salzburger Verkehrstage
 

Wollte man zu den 10. Salzburger Verkehrstagen 
(8. bis 10. Oktober) ein Ranking der hierbei ver-
wendeten Begriffe aufstellen, würde „Agglomera-
tion“ wohl an erster Stelle stehen, denn – so der 
Verkehrsdirektor der Salzburg AG, Gunter Mackin-
ger - „Verkehrsprobleme von Städten sind selten 
hausgemacht, sondern entstehen oft im Umland“. 
Und wollte man die Referenten nach ihrer Herkunft 
reihen, stünde die Schweiz im Vordergrund. Kein 
Wunder, ist doch bei den Eidgenossen die ganz-
heitliche Raum- und Mobilitätsplanung besonders 
weit fortgeschritten.

„Die größten Herausforderungen, vor der Stadt- 
und Verkehrsplanung stehen, liegen darin, Wohnen 
und Arbeiten wieder näher zusammenzubringen, 
die Städte auf Energieeffizienz und Klimaschutz 
zu trimmen und den öffentlichen Straßenraum zu-
gunsten des Umweltverbunds neu zu verteilen“, 
erklärte der Vorsitzende des Verkehrsausschus-
ses im Deutschen Bundestag, Anton Hofreiter. 
Die städtebaulichen Strukturen und die Massen-
motorisierung verschlechterten zunehmend die 
urbane Lebensqualität und führten dazu, dass die 
Bewohner von Städten und Ballungsräumen weite 
Wege zur Arbeit, zum Einkaufen oder zu Freizeit-
angeboten in Kauf nehmen müssten. Eine Umkehr 
sei jedoch im Gange: „Kompakte Siedlungsfor-
men beugen der Zersiedelung vor und vermeiden 
Verkehr.“ Die „Stadt der kurzen Wege“ sei durch 
Mischgebiete charakterisiert, in denen die Bürger 
„Wohnung, Arbeit, Freizeit und Versorgung zu Fuß 
erreichen können“. Voraussetzung für mehr Le-
bensqualität in den Städten sei die Beteiligung der 
Bürger an Planungen und Entscheidungen, auch 
wenn das „für Politiker und Planer nicht immer be-
quem ist“.

Die Stadt sei ursprünglich ein multifunktionaler 
Raum im Herzen der Gesellschaft gewesen, in 
dem „die Hauptfunktionen als Treffpunkt, Markt-
platz und Verkehrsraum in einem guten Gleichge-
wicht standen“, erläuterte die Grüne Grazer Vize-
bürgermeisterin Lisa Rücker. Dieses Gleichgewicht 
sei durch die „Car Invasion“ ein vom dänischen 

Forderung nach Stadtreparatur
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bilitätsformen. Das politische Ziel für den Kanton 
Basel-Stadt sehe eine Reduktion des motorisierten 
Individualverkehrs innerhalb von zehn Jahren um 
10% vor – das habe „die Bevölkerung im Novem-
ber 2010 im Rahmen einer Volksabstimmung im 
Umweltschutzgesetz festgeschrieben“. 2013 gehe 
– „in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg zum ers-
ten Mal“ (Groff) - eine grenzüberschreitende Stra-
ßenbahnlinie in Betrieb, die Basel mit der deut-
schen Stadt Weil am Rhein verbinde. Eine weitere 
Linie nach Saint-Louis (Frankreich) werde derzeit 
projektiert. Diese Projekte hätten „große Sym-
bolkraft für die trinationale Kooperation im Raum 
Basel und bilden Pfeiler einer zukunftsweisenden 
Mobilität“, schloss der Referent.

Lausanne habe in den 1960er Jahren – wie zahl-
reiche andere Städte Europas - „erlebt, wie die 
Straßenbahn verschwand und die Straßen-Infra-
struktur ausgebaut wurde, um die Stadt an das 
Auto anzupassen“ berichtete Eveline Branders von 
Transports Publics de la Région Lausannoise. Die 
zunehmenden Verkehrsstaus hätten indes eine 
Trendumkehr ausgelöst und schließlich – als Er-
gebnis eines partizipativen Prozesses des Kantons 
und der Gemeinden auf Initiative des Bundes - zum 
Projet d‘Agglomeration Lausanne-Morges (PALM) 
geführt. PALM 2007 betreffe die gesamte Stadt-
planung von der Urbanisierung durch Verdichtung 
und Nutzungsvielfalt über Verkehr und sanfte Mo-
bilität, Energie und Umwelt bis zur Beziehung zum 
landschaftlichen und kulturellen Erbe.

Der Ausbau des Öffentlichen Verkehrs ziele auf 
eine Erhöhung der ÖV-Nutzung um 45% bis 2020 

sei es „in“, mit einem öffentlichen Verkehrsmittel 
zu fahren.

Das illustrierten in der Folge mehrere Präsenta-
tionen. Fabian Hörmann von der Züricher Archi-
tektengruppe „Krokodil“ betonte, dass „die Stadt 
nicht an ihren Grenzen aufhört“ und beschrieb die 
Notwendigkeit der „Transformation  von Agglome-
ration zu Stadt“ am Beispiel des „Metropolitanrau-
mes Zürich“. Vor dessen Toren entstehe „klamm-
heimlich die Glattalstadt“ – ein „Siedlungsbrei“, 
der trotz seiner rund 150.000 Einwohner und 
120.000 Beschäftigten „immer noch kaum als 
Stadt wahrgenommen wird“.

Tatsächlich müsse man „Teile der Agglomeration 
nicht mehr als periphere metropolitane Region aus 
EinzeIgemeinden, sondern als werdenden Stadt-
körper lesen“. Die Vision des „Krokodil“-Teams: 
Die ehemaligen Grenzbereiche zwischen den 
Gemeinden werden neue Entwicklungsgebiete, 
gleichzeitig werde „die Rolle der Grün- und Land-
schaftsräume neu interpretiert und gestärkt“.

Wie weit der Begriff „Agglomeration“ gefasst wer-
den kann, zeigt sich an der Grenzregion Basel im 
Dreiländereck der Schweiz, von Deutschland und 
Frankreich: Alain Groff, Leiter Mobilität des Bau- 
und Verkehrsdepartements Basel, berichtete über 
das im Juni 2012 fertiggestellte, zwischen den 
drei Staaten abgestimmte Agglomerationspro-
gramm mit einer konzertierten Planung aller Mo-
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der Landesrat für Wirtschaft und Mobilität der 
Autonomen Provinz Bozen, Thomas Widmann. 
Bis vor wenigen Jahren seien die Nebentäler und 
Berggebiete in Südtirol kaum durch den Nahver-
kehr erschlossen gewesen. In einem Gebiet, in 
dem mehr als die Hälfte der Bevölkerung im ländli-
chen Raum lebe, erhalte die Vernetzung von Stadt 
und Land durch öffentliche Verkehrsverbindungen 
die Peripherie am Leben. Deshalb habe man seit 
2005 „eine ehrgeizige Strategie für die Aufwer-
tung des Nahverkehrs in mehreren Phasen entwi-
ckelt.“ Nach der Einführung des „Südtirol-Taktes“ 
mit massivem Ausbau des Angebots habe man 
Bahnlinien und Bahnhöfe saniert und den Fuhr-
park erneuert. Derzeit liege der Schwerpunkt auf 
der Zugangserleichterung, unter anderem durch 
ein modernes Fahrscheinangebot mit maximaler 
Flexibilität und unkomplizierter Handhabung. Die 
Landesregierung habe das Mobilitätsbudget zwi-
schen 2004 und 2010 von 55 auf 195 Mio. EUR 
fast verdreifacht; es fließe überwiegend in das 
Bus- und Zugangebot. Widmann: „Die Rechnung 
scheint aufzugehen: Jeder zweite Südtiroler be-
sitzt heute ein strecken- und verkehrsmittelunab-
hängiges Abonnement für den gesamten öffentli-
chen Nahverkehr in ganz Südtirol.“

In London ist im Februar 2003 eine Citymaut 
eingeführt worden, um Verkehrüberlastungen 
zu reduzieren und um Geld für Investitionen zur 
Verbesserung des Öffentlichen Verkehr abzu-
schöpfen. (Derzeit müssen für Pkw und Lkw, die 
Montag bis Freitag zwischen 07.00 und 18.00 in 
die Zentralzone mit rund 136.000 der 7 Millionen 
Londoner fahren, 10 Pfund pro Tag (umgerechnet 
etwa 12 Euro) bezahlt werden; für Einwohner der 
Zentralzone und des Zonenrandes sind Ausnah-
men und Rabatte vorgesehen). „Die Citymaut in 
London verändert den Modal Split“, betonte Trevor 
Garrod vom europäischen Fahrgastverband. Hier-
zu habe man „nicht nur einen Stock, sondern auch 
eine Karotte“ gebraucht, formulierte er pointiert. 
So habe man etwa die Busflotte von 8.000 Fahr-
zeugen um 300 aufgestockt. Schon im Oktober 
2003 habe „Transport for London“ berichtet, dass 
man im Vergleich zum Jahr davor in der Zone täg-
lich um 60.000 Kfz weniger gezählt habe und dass 
50-60 % dieser Reduktion durch das Umsteigen 

ab; ergänzend werde ein Fuß- und Radwegenetz 
errichtet. Branders: „Zu diesem Zeitpunkt wer-
den nicht weniger als 40.000 neue Einwohner und 
30.000 neue Arbeitsplätze in den 26 Gemeinden 
des PALM-Einzugsbereiches dazugekommen sein.“ 
„Erster greifbarer Baustein“ werde die Inbetrieb-
nahme einer Straßenbahn im Jahr 2018 sein, die 
„als Teil eines umfassenden und optimal kun-
denfreundlichen Liniennetzes die großen Ent-
wicklungszonen des Lausanner Zentralraumes 
miteinander verbinden wird.“ Hierfür habe man 
Investitionen von mehr als 600 Millionen CHF ver-
anschlagt. Bis 2030 seien die Verlängerung der 
ersten Straßenbahnlinie, neue, benutzerfreundli-
che Ausstattungen für die Busse sowie eine neue, 
automatisierte Metrolinie im Norden von Lausanne 
geplant.

Besonders vom Siedlungsdruck der vergangenen 
Jahrzehnte sei das Limmattal im Raum Zürich 
betroffen. Der für das Jahr 2030 prognostizierte 
Verkehr werde mit den bestehenden Infrastruktu-
ren nicht mehr zu bewältigen sein, erklärte Jürg 
Senn vom „atelier 10:8“. Diese Erkenntnis hät-
ten die beiden Kantone Zürich und Aargau 2010 
zur Entwicklung des Projekts „Limmattal-Bahn“ 
bewogen. Die Stadtbahn als Kernprojekt des Ag-
glomerationsprogramms Limmattal soll „als neue 
urbane Zentrums-Achse auch das Rückgrat für 
die gezielte Weiterentwicklung der einzelnen Ge-
meinden hin zu einer attraktiven und kohärenten 
Stadtlandschaft“ werden.

Senn räumte ein, dass für die erfolgreiche Planung 
und Umsetzung dieses städtebaulichen Vorhabens 
„eine verkehrstechnische und gestalterische Pers-
pektive gleichermaßen wichtig ist“. Hierbei dürfe 
man die frühzeitige Einbindung der lokalen Politik 
und der Bevölkerung nicht vernachlässigen, denn 
„ein solches Projekt kann nicht einfach von oben 
verordnet werden“. Wegen der teilweise engen 
Platzverhältnisse im Limmattal würden räumliche 
Konflikte kaum vermeidbar sein. Ein „robustes 
Gestaltungskonzept“ müsse „Kompromissen ge-
genüber Landbesitzern und Ansprüchen anderer 
Verkehrsteilnehmer“ standhalten können.

Eine positive Bilanz der „intelligenten Vernetzung“ 
von Stadt und Land durch „sanfte Mobilität“ zog 

Einbindung der Bevölkerung

Londoner Citymaut veränderte
Modal Split
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kungen relevant. Der Obus setze lokal keine Abga-
semissionen frei; in Salzburg werde er zudem aus-
schließlich mit Energie aus Wasserkraft betrieben. 

In der abschließenden Podiumsdiskussion sprach 
Verkehrsministerin Doris Bures das weitere 
Wachstum der Ballungsräume an. Heute lebten 
45% der österreichischen Bevölkerung in Städ-
ten; in 40 Jahren würden es mehr als 80% sein. 
Sie sehe es als ihre Aufgabe, den mit den Städten 
wachsenden Verkehr effizienter, flexibler und si-
cherer zu machen und den steigenden Bedarf an 
flexiblen Verkehrsdienstleistungen durch ein ent-
sprechendes Angebot zu decken.

Der Vorstandsvorsitzende der ÖBB-Holding, Chris-
tian Kern, erklärte, ein Umdenken in Richtung 
„moderne Mobilität“ habe bereits begonnen – „weg 
vom Individualverkehr hin zu einem individuellen 
Mobilitätsmix“. In der neuen Mobilitätskultur nach 
dem Motto „Nutzen statt besitzen“ werde aus Ver-
kehr Mobilität und aus einzelnen Verkehrsmitteln 
eine Mobilitätskette. Die ÖBB entwickelten sich 
von einem Bahnunternehmen zu einem umfassen-
den Mobilitätsdienstleister, der mehrere Verkehrs-
träger wie Zug, Bus, Carsharing und Bikesharing 
„zu einer sinnvollen und auf die Bedürfnisse und 
Wünsche der Kunden ausgerichteten Mobilitäts-
kette“ verknüpfe.

Autor: Peter Kudlicza

auf Öffentliche Verkehrsmittel erreicht worden sei. 
2007 seien in der Londoner Stadtmitte die tägli-
chen Busfahrten von 90.000 auf 116.000 gestie-
gen; auch mit der U-Bahn seien mehr Menschen 
gefahren. Zudem habe die Einführung der „Oyster 
Cards“ den multimodalen Öffentlichen Verkehr in 
London kundenfreundlicher und billiger gemacht. 

Dass der Obus nicht nur ein innerstädtisches Ver-
kehrsmittel ist, sondern auch die Agglomeration 
bedienen kann, betonte der Verkehrsdirektor der 
Salzburg AG, Gunter Mackinger und verwies als 
Beispiel auf die weltweit längste Trolleybuslinie, die 
auf der ukrainischen Halbinsel Krim den Hauptort 
Simferopol mit der Küstenstadt Jalta über eine Di-
stanz von rund 86 km verbindet. In Salzburg wer-
de gegenwärtig unter anderem eine Verlängerung 
der Obus-Linie innerhalb der Gemeinde Hallwang 
von Mayrwies nach Esch geplant. Eine Fahrgast- 
und Bürgerbefragung habe ergeben, dass die 
Möglichkeit des besseren Anschlusses nach Salz-
burg, umsteigefreie Verbindungen und der dichte 
Takt als besonders positiv gewertet worden seien. 
Zusätzlich habe man die Fahrgäste nach ihrer Ein-
schätzung zu weiteren Verbesserungsmaßnahmen 
im Öffentlichen Verkehr befragt. Die Mehrzahl der 
Befragten sei für eine Ausweitung des Obus-Net-
zes.

Mackinger: „Ein Obus-Betrieb ist bereits bei einer 
mittleren Fahrleistung günstiger als ein vergleich-
barer Betrieb mit Dieselbussen. Dies resultiert vor 
allem aus den deutlich geringeren Energiekosten.“ 
Bei einem Systemvergleich von Dieselbus und 
Obus seien neben den Kosten auch die Umweltwir-
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konnte Schönduwe dieses Ergebnis allerdings auf-
grund der vorhandenen Daten nicht bestätigen. 
Die Statistik des Kraftfahrbundesamt (KBA)  zeigt 
sogar einen Anstieg der Führerscheinbesitzer. 
Schönduwe vermutet, dass die Führerscheinquote 
in ländlichen Regionen weiter angestiegen und in 
den Städten leicht zurückgegangen ist. Außerdem 
darf nicht vergessen werden, dass auch die Anzahl 
der Jugendlichen stetig zurückgeht. Parallel zum 
abnehmenden Führerscheinbesitz soll als zwei-
ter Trend auch der PKW-Besitz rückläufig sein. Es 
gibt einige Indizien, die diesen Trend tatsächlich 
belegen: Der Anteil junger Menschen unter den 
Autokäufern ist seit längerer Zeit rückläufig und 
das durchschnittliche Alter der Neuwagenkäufer 
steigt kontinuierlich an. Dies könnte sich aber 
auch darauf zurückführen lassen, dass viele junge 
Menschen aus Versicherungsgründen ihre Eltern 
die Fahrzeuge anmelden lassen. Die PKW-Verfüg-
barkeit  ist vom Besitz entkoppelt und umfasst alle 
Gelegenheiten zur Nutzung eines PKW (Car Sha-
ring etc.). Analog zum PKW-Besitz soll auch die 
PKW-Nutzung zurückgegangen sein. Dieser dritte 
Trend ließ sich ebenfalls nachweisen: Der Anteil 
junger Menschen, die im Alltag regelmäßig einen 
PKW nutzen, ging in den letzten zehn Jahren zu-

Jugend reist multimodal, auch mit dem Auto 

8. Forschungsforum Mobilität für Alle: jung und mobil
 

Bereits zum achten Mal lud die Abteilung Mobi-
litäts- und Verkehrstechnologien des Österreichi-
schen Bundesministeriums für Verkehr, Innovation 
und Technologie (bmvit) zum „Forschungsforum 
Mobilität für Alle“. Heuer war das Forschungsfo-
rum dem Thema „jung und mobil“ gewidmet. Bei 
der Veranstaltung am 17. Oktober 2012 wurden 
aktuelle Forschungsergebnisse zur Mobilität jun-
ger Menschen vorgestellt. Es wurden die Ursachen 
und Auswirkungen jugendlicher Mobilitätsmuster 
bewusst gemacht und innovative Lösungsansätze 
zur Stärkung nachhaltiger Mobilität von Jugend-
lichen aufgezeigt. Die Einführungsvorträge am 
Vormittag gaben einen Überblick zu den aktuellen 
Forschungen im Bereich der Jugendmobilität:

Robert Schönduwe, Berliner Innovationszentrum 
für Mobilität und gesellschaftlichen Wandel (inn-
oz), stellte international beobachtete Hinweise auf 
Veränderungen in den Mobilitätsmustern junger 
Menschen vor. Als ersten Trend nannte Schöndu-
we den abnehmenden Führerscheinbesitz. Dieser 
Rückgang wird zwar in verschiedensten Studien 
aus einigen Ländern beschrieben, für Deutschland 

Alles wie immer, nur irgendwie anders?  ·  InnoZ-Baustein Nr. 10 23
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gleiteten Fahrens mit 17. Der Anteil der täglichen Pkw-Nutzung 
bei Jugendlichen bis 17 Jahren stieg hier besonders stark an.

Wie bereits angedeutet, gingen auch die täglich zurückgelegten 
Distanzen in den jungen Alterskohorten zurück. Abbildung 6 
zeigt eine Auswertung der täglich zurückgelegten Distanzen mit 
dem Pkw und mit öffentlichen Verkehrsmitteln auf Basis des 
MOP für die Jahre 1997 und 2007. Berücksichtigt wurden alle 
mobilen Personen, d.h. nur Personen, die an den entsprechen-
den Stichtagen unterwegs waren, gingen in die Analyse ein. In 
der Altersklasse der 20- bis 29-Jährigen ist eine deutliche Ab-
nahme der Pkw-Distanzen zu erkennen, gleichzeitig nahmen 
die täglich mit dem ÖV zurückgelegten Distanzen zu. In einer 
weiteren Auswertung des MOP wurde gezeigt, dass der Pkw 
vor allem auf längeren Strecken seltener zum Einsatz kommt 
(ifmo 2011:11). Zwar werden nur ca. 5% aller Wege über Distanzen 
von mehr als 50 km durchgeführt; diese Wege machen jedoch 
insgesamt ca. die Hälfte aller zurückgelegten Distanzen aus 
und sind z.B. hinsichtlich Fragen zu nachhaltiger Mobilität ent-
sprechend bedeutsam. 

Abb. 6: Pkw- und ÖV-Distanzen pro Person und Tag nach dem 
Alter der Befragten

Quelle: verändert nach Institut für Mobilitätsforschung ifmo (2011:13), Datenquelle: MOP (Zumkeller et al. 2011)
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Trend 4 – Zunehmende Multimodalität 
und zunehmende ÖV-Nutzung
Junge Menschen sind weniger stark auf ein Verkehrsmittel  
fixiert, sondern nutzen vielmehr situationsangepasst unter-
schiedliche Verkehrsmittel. Der öffentliche Verkehr kann 
durch diese Entwicklung Fahrgäste gewinnen. Der Anteil  
von Radwegen steigt ebenso an.

Die Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel innerhalb einer 
bestimmten Zeitspanne oder auf bestimmten Wegen wird mit 
den Begriffen Multimodalität und Intermodalität beschrieben. 
Die Abgrenzung der Begriffe ist nicht immer trennscharf, teil-
weise werden sie synonym verwendet. Als multimodal wird ein 
Mobilitätsverhalten bezeichnet, welches durch die Verwendung 
verschiedener Verkehrsmittel innerhalb eines zu definierenden 
Zeitraums gekennzeichnet ist. Eine Analyse multimodalen Ver-
haltens ist somit abhängig von Vorannahmen hinsichtlich der 
verwendeten Verkehrsmittel und des betrachteten Zeitraums. 
Fuß- und auch Fahrradwege werden häufig nicht in die Betrach-
tung einbezogen, um die Komplexität der Analyse zu verringern. 
Ein Zeitraum von einer Woche wird als optimales Maß für die 
Untersuchung multimodalen Verhaltens betrachtet. Zum einen 
wird somit die Routinisierung des Verkehrsverhaltens im Wochen-
rhythmus berücksichtigt, zum anderen entspricht diese Zeit-
spanne dem Erhebungszeitraum der vorhandenen Paneldaten 
des MOP. Intermodalität ist ein Sonderfall multimodalen 

Abb. 7: Multimodale Verkehrsmittelnutzung in der Alters-
klasse der 18- bis 25-Jährigen

Quelle:verändert nach Zumkeller et al. (2011:59), Datenquelle: MOP (Zumkeller et al. 2011)
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junger Menschen rund um das Alter von 18 Jahren 
durchaus seine Berechtigung, räumte er ebenfalls 
ein.  

René Zimmer, Unabhängiges Institut für Um-
weltfragen in Berlin, stellte die Ergebnisse einer 
Studie zur Analyse der Unterschiede und Gemein-
samkeiten im Mobilitätsverhalten und in den mo-
bilitätsbezogenen Einstellungen von Jugendlichen 
in ländlichen Gebieten und im urbanen Raum vor. 
Jugendliche würden gerne Autos besitzen, können 
sich aber keine leisten. Zimmer kritisierte trügeri-
sche Datenfluten wie „Verdopplung der jugendli-
chen Nutzer des ÖPNV“, ohne zu erheben, warum 
diese Änderung stattfindet. Aus diesem Grund hat 
Zimmer 36 leitfadengestützte Interviews mit Ju-
gendlichen durchgeführt. 

In dieser Studie hat Zimmer festgestellt, dass es 
einen enormen Unterschied macht, ob jemand in 
der Stadt oder am Land wohnt. In der Großstadt 
besitzen 10 von 18 befragten Personen keinen 
Führerschein und von den acht Jugendlichen die 
einen Führerschein besitzen, verfügen nur vier 
Personen über ein eigenes Auto. Im ländlichen 
Raum hingegen besitzt nur einer von 18 Befragten 
keinen Führerschein, 12 von 17 Personen besitzen 
ein eigenes Auto. Das lässt sich eindeutig auf feh-
lende Angebote am Land zurückführen. Der Au-
towunsch ist aber auch in der Stadt ungebrochen 
stark, 14 von 18 Befragten in der Stadt würden 
sich eines wünschen. Das Image des Autos und 
der Bahn bzw. dem Nahverkehr ist völlig unter-
schiedlich (Abbildung). Das Verkehrsmittel mit 
dem besten Image ist das Auto, da es über die 

rück. In der Altersklasse der 20- bis 29-Jährigen 
ist eine deutliche Abnahme der Pkw-Distanzen zu 
erkennen, gleichzeitig nahmen die täglich mit dem 
ÖV zurückgelegten Distanzen zu. Dieser Trend ist 
allerdings ein rein urbanes Phänomen. Generell 
zeigen Jugendliche ein multimodales Verhalten, 
nutzen also situationsbedingt unterschiedliche 
Verkehrsmittel. Dieses multimodale Verhalten und 
die damit einhergehende steigende ÖV-Nutzung 
wurde als vierter Trend bestätigt. Allerdings sta-
gniert der Anteil der Personen, die täglich den öf-
fentlichen Verkehr nutzen seit 1999 bei ca. 10%. 
Geschlechterunterschiede im Bereich Mobilität 
werden zunehmend geringer, dies bezeichnete 
Schönduwe als fünften Trend. 

Für all diese Trends gibt es unterschiedlichste 
Thesen, was die Ursachen dafür sein könnten: 
Jugendliche haben heute eine verlängerte Aus-
bildungszeit und mit dem damit einhergehenden 
späteren Berufseinstieg eine längere Phase finan-
zieller Unsicherheit. Junge Menschen wählen aus 
diesem Grund Alternativen meist nach Höhe der 
Kosten aus. Mit unterschiedlichsten Medien kön-
nen verschiedenste Angebote gefunden werden 
und sogar eine effektive Nutzung der Fahrzeit wird 
möglich. Mobilitätsangebote werden auch immer 
vielfältiger (Carsharing, Mietradsysteme etc.). Der 
PKW spielt nach Schönduwe vor allem bei jungen 
Menschen am Land nach wie vor eine wichtige Rol-
le. Die Broschüre „Alles wie immer, nur irgendwie 
anders?“ zu den zuvor beschriebenen Ergebnissen 
kann im Internet auf der Homepage des innoz ge-
funden werden. Generell kritisierte Schönduwe, 
dass die Forschung zur Mobilität junger Menschen 
lange Zeit auf Verkehrssicherheit fokussiert war. 
Dies hat allerdings aufgrund des höheren Risikos 

Dr. René Zimmer 

Das Image des Autos 
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Unabhängigkeit 
Spaß Sc

hn
el

lig
ke

it 

co
o

l 

allein sein 

Freiheit 

mobil 
sein 

te
ue

r 

Tr
an

sp
or

tm
itt

el
 

überall hinkommen 

Lebenserleichterung 

Kostenersparni
s 

ei
ge

ne
s 

Te
m

po
 

Fl
ex

ib
ili

tä
t 

St
re

ss
 

Dr. René Zimmer 
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caching“, bei dem Jugendliche während der Som-
merferien die Steiermark im Team unter Benüt-
zung umweltfreundlicher Mobilitätsarten erkunden 
können. Frau Gertraud Oberzaucher, AustriaTech, 
zeigte anhand des speziell für den 19. ITS World 
Congress entwickelten Online Spiels „smarter on 
the way“, wie Jugendlichen durch DGBL (digital 
game-based learning) nachhaltige Mobilität mit 
öffentlichem Verkehr spielerisch vermittelt werden 
kann.

Im zweiten Themenblock wurden innovative Lö-
sungen vorgestellt, welche die selbstbestimmte 
Mobilität Jugendlicher unterstützen und deren 
Unabhängigkeit von (elterlichen) Hol- und Bring-
Diensten erhöhen: Andreas Poimon, Forschungs-
gesellschaft Mobiliät FGM, stellte den internetba-
sierten Fahrradwettbewerb BIKEline, vor, an dem 
2012 bereits 20 Schulen in fünf österreichischen 
Bundesländern teilgenommen haben. Das Ziel von 
BIKEline ist es, gemeinsam mit dem Rad in die 
Schule zu fahren. Die Schüler treffen sich an gut 
sichtbaren Haltestellentafeln und fahren gemein-
sam in der Gruppe  in die Schule. 

Susanne Wolf-Eberl, Research&Data Competence, 
stellte das Projekt JUGMENT (Jugend informiert 
Jugend) vor, im Zuge dessen Jugendgruppen 
mobilitätsrelevante Informationen für die eigene 
Peergroup aufbereitet haben. Jede Gruppe hatte 
andere Zugänge, die in die Umsetzung in Form 
von Film, T-Shirt, Facebookauftritt, Flyer, usw. 
einflossen. Im Anschluss an den Vortrag stellten 
Vertreter dieser Jugendgruppen ihre Arbeiten vor. 
DI Wasner vom bmvit überreichte den Jugendli-
chen Zertifikate für ihre beachtlichen Leistungen 
im Rahmen des ways2go Projekts JUGMENT.

Der letzte Themenblock zeigte, wie Jugendliche 
aktiv in Entwicklungs- und Entscheidungsprozesse 
zur Verbesserung ihrer Mobilitätssituation einge-
bunden werden können: Ralph Hoppe, Context-
Plan in Berlin, stellte das Projekt JugendMobil vor. 
Im Zuge dieses Projekts wurde in drei ländlichen 
Regionen in Brandenburg ein „Netzwerk Mobilität“ 
initiiert, bei dem Jugendvertreter gemeinsam mit 
Vertretern des Landkreises, der Gemeinde, der re-

eigentliche Fortbewegung hinaus auch die eigenen 
Wünsche nach Freiheit und Unabhängigkeit reali-
sieren kann. Umweltschutz ist bei der Jugend kein 
Motivator ihr Mobilitätsverhalten zu ändern. Ju-
gendliche verbinden mit dem Auto durchaus Um-
weltverschmutzung, sehen sich selbst jedoch nur 
begrenzt in der Verantwortung, weniger zu fahren 
oder ganz auf das Auto zu verzichten. Im Abwä-
gungsprozess für oder gegen ein eigenes Auto 
spielt der Schutz der Umwelt keine Rolle. Car-Sha-
ring können sich Jugendliche vorstellen, allerdings 
nur im Freundes- oder Familienkreis. Alles in allem 
konnte in dieser Studie derzeit kein Trend „Weg 
vom Auto“ festgestellt werden und wurde bislang 
auch von den Jugendlichen selbst in ihrem Umfeld 
nicht beobachtet. Entscheidungsträger sollten sich 
deshalb nicht darauf verlassen, dass sich das Mo-
bilitätsverhalten der nachwachsenden Generation 
quasi von selbst wandelt. Gefordert sind vielmehr 
Anreizprogramme, die die Nutzung von Autos at-
traktiver machen als den Besitz von Autos.

Der erste Themenblock am Nachmittag zeigte an-
hand innovativer Projekte und Initiativen auf, wie 
Jugendliche zu nachhaltiger Mobilität motiviert 
werden können: Margit Braun, Forschungsgesell-
schaft Mobilität FGM, stellte das steirische Projekt 
„Catch-it“, vor. „Catch-it“ ist eine „Schatzsuche“ 
in Anlehnung an das weltweit sehr beliebte „Geo-

19th ITS World Congress, 22 to 26 October 2012, Vienna, Austria © AustriaTech 
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Maß an Zeit und Geld; im Gegenzug bereichert 
die Kreativität und Kritik von Jugendlichen sowohl 
Forschungsprozesse als auch Technologieentwick-
lungen. Das jetzige Organisieren von unterschied-
lichen Verkehrsmittelalternativen finden Jugendli-
che mühsam, weshalb die Wahl oft auf das Auto 
fällt. Mit weitreichender Information kann diese 
Situation verbessert werden. 

Die Organisatorin der Veranstaltung, Hildegard 
Weiss, bmvit, fasste abschließend zusammen 
was Jugendlichen wichtig ist: Verfügbare, gute 
Angebote inklusive den dafür notwendigen Infor-
mationen müssen vorhanden sein, bei dem Ver-
kehrsmittel muss ein möglichst großes Gefühl 
von Unabhängigkeit und Freiheit vorhanden sein, 
Jugendliche wollen wahrgenommen werden, man 
muss sie allerdings auch ihren Weg gehen lassen. 
Die Vernetzung untereinander ist ebenfalls essen-
tiell. Generell besteht hier hoher Forschungsbe-
darf, die Trends bezüglich jugendlicher Mobilität 
sind nicht ausreichend erforscht.

gionalen Wirtschaft und der Verkehrsbetriebe an 
der Entwicklung von Konzepten zur Verbesserung 
bestehender und Schaffung neuer Mobilitätsan-
gebote arbeiten. Der Schwerpunkt lag dabei bei 
Jugendlichen unter 18 Jahren, die also nicht selbst 
Auto fahren können. Ergebnisse bei der Schaffung 
neuer Angebote waren z.B. ein Discobus und flinc. 
Flinc ist eine Mitfahrzentrale, die sich durch eine 
adressbezogene Vermittlung hervorhebt. Fahrer 
und Mitfahrer können mit Hilfe dieser Plattform 
auch bewertet werden. Bei bestehenden Angebo-
ten wurde z.B. erreicht, dass die Internetauftrit-
te der Verkehrsunternehmen deutlich verbessert 
wurden.

Martina Jauschneg, MJ Landschaftsplanung, be-
richtete über ihre praktischen Erfahrungen mit 
Jugendpartizipation in der Mobilitätsforschung 
aus ihrer Arbeit im Rahmen der ways2go Projekte 
ECOMOB (Erforschung der Mobilitätsbedürfnisse 
im Alltag von Jugendlichen im ländlichen Raum), 
Jugment, ways2gether und net(t)ride (Mitfahren 
optimieren: Fahrer – Mitfahrer Matching). Jugend-
beteiligung erfordert demnach ein erhebliches 

MOBILITÄT

Den Jugendlichen wurden Zertifikate für ihre beachtlichen Leistungen beim ways2go Projekt JUGEMENT überreicht

Hoher Forschungsbedarf
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www.generali.at/menschen

Ich bin noch da.
Es gibt so Momente, in denen dir klar wird, 
dass du dich selber schon ganz lange 
nicht mehr richtig gespürt hast. Dass du 
seit Monaten einfach nur funktionierst. 
Nicht mal wirklich nachdenkst. Bis dir 
dann etwas passiert, das dich aus der 
Bahn wirft. Ein Unglück, ein Glück, 
eine Begegnung ... Und plötzlich spürst 
du’s pumpern in deiner Brust.

Unter den Flügeln des Löwen.

Um zu verstehen, muss man zuhören. 
Lebenssituationen sind vielfältig, unsere Lösungen auch.
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Ohne Förderung lassen sich alternative 
Antriebe schwer umsetzen

vie-mobility - Mobilität der Zukunft: Visionen, Umsetzungen und 
Herausforderungen
 

„Das vie-mobility Symposium, das große Forum 
zur Elektromobilität, bietet wichtigen Entschei-
dungsträgern eine Plattform zum Austausch und 
gibt Anstöße für neue Ideen“, unterstrich live rela-
tions Geschäftsführer und Initiator der Veranstal-
tung, Ralph Vallon, die Notwendigkeit des Zusam-
menspiels von Politik, Wirtschaft und Industrie im 
Bereich einer fortschrittlichen Mobilität. Hochka-
rätige Vertreter diskutierten über die Elektromo-
bilität, deren Umsetzung und möglicher Hürden.

Das Zero Emission Podium war gekennzeichnet 
von einer Kontroverse zwischen den beiden Ver-
kehrsexperten Axel Friedrich, vormals Deutsches 
Umweltbundesamt, und TU Wien Professor Gün-
ther Brauner. Friedrich betonte, dass sich die Kli-
maerwärmung beschleunigt hat, es aber nicht 
überall wärmer geworden ist. In den entwickel-
ten Ländern müssen bis 2050 die Emissionen um 
90% verringert werden, nur um die Erwärmung 
unter 2 Grad zu halten. Um die ehrgeizigen Emis-
sionsreduktionen in den Industriestaaten schaf-
fen zu können, muss der Verkehr in 40 Jahren 
praktisch ohen Emissionen betrieben werden. Der 
Verkehr trägt weltweit mit ca. 25% zu den Klima-
gasemissionen bei.  Elektromobilität auf der Basis 
erneuerbarer Energie wird dabei eine Hauptrolle 
spielen. Hauptsächlich sollte heute die Elektro-
mobilität mit Bahn und Elektrofahrrad im Fokus 
stehen. Das Elektroauto wird in den nächsten 15 
Jahren keinen nennenswerten Beitrag zum Klima-
schutz liefern. Ziel muss es sein, die Energieeffi-
zienz der konventionellen Fahrzeuge drastisch zu 
verbessern. Friedrich sieht die Vorteile von Elekt-
roautos als äußerst fragwürdig an: Der elektrische 
Antrieb ist nicht über die ganze Kette effizienter 
als Otto/Diesel, und mit Kohlestrom ist auch des-
sen Umweltfreundlichkeit in Frage zu stellen. Die 
Motoreffizienz alleine ist nicht entscheidend. Viel 

Energie geht bereits im Kraftwerk bis zum Antrieb 
verloren. Auch die Daten von Mercedes (E-Smart), 
und BMW (E-Mini) zeigen: Dieselautos oder op-
timierte Benzinfahrzeuge emittieren weniger CO2 

als vergleichbar motorisierte E-Autos.

Ein Fahren mit grünem Strom sieht Friedrich viel-
leicht nach 2034: „Die Solarenergie in Europa 
wird zurückgefahren“.  Zulassungen von Elekt-
roautos sind hauptsächlich auf gewerbliche Käu-
fer zurückzuführen. Alle Lithium Reserven sind in 
ökologisch sensiblen Gebieten. Um 10% der welt-
weiten Nachfrage befriedigen zu können, muss 
die Umwelt stark beeinträchtigt werden. Heute 
werden 160.000 Tonnen Lithium gefördert, davon 
werden 35.100 Tonnen für Batterien verwendet. 
Friedrich fordert sinnvollere Maßnahmen wie: Ver-
ringerung des Endenergieverbrauches von Autos 
(durch Leichtbau, schmale Reifen, geringere Leis-
tung und Endgeschwindigkeiten und Erhöhung der 
Antriebseffizienz), einen massiven Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs, Vorrang für den nichtmo-
torisierten Verkehr und klimaschonende Flächen-
planung. 

Die kritischen Ausführungen des deutschen Exper-
ten stießen auf Widerstand bei seinem österreichi-
schen Kollegen Brauner: „Der Individualverkehr 
wird mit dem elektrischen Kleinfahrzeug in der 
suburbanen Fläche als Zubringer zu öffentlichen 
Verkehrsträgern große Potenziale zur Nachhaltig-
keit und Emissionsfreiheit haben.“ 

Martin Graf, Vorstand der Energie-Control Austria, 
sah noch ganz andere Probleme bei der E – Mobili-
tät: Die Aufrüstung des heimischen Stromsystems 
für die „intelligenten Netze“ der Zukunft (Smart 
Grids) erfordert in den nächsten acht Jahren In-
vestitionen von acht Milliarden Euro. Die Hälfte 
davon ist für die Verteilnetze nötig, zwei Milliar-

MOBILITÄT

Konventionelle Fahrzeuge
drastisch verbessern

Elektrofahrzeug hat Potential
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Prototyp E-Bus (von 2.200 Bussen) ist jedoch be-
reits in Perchtoldsdorf im Einsatz. In den nächsten 
Jahren wird Diesel zumindest im Überlandbereich 
bestehen bleiben, denn diese  Busse sind bereits 
auf EURO 5 Level und demnächst wird es dann ei-
nen Sprung auf EURO 6 geben. Generell wird beim 
Postbus 1/10 der Flotte jährlich erneuert, der 
überwiegende Teil besteht noch aus EURO 3 und 
4 Bussen. Auf den Personenkilometer gerechnet 
beträgt der CO2 Ausstoß eines Busses weniger als 
ein Viertel des CO2 Ausstoßes eines Benzin PKWs. 
Für die Stadt wären auch Elektrobusse prinzipiell 
möglich.  

Anders hingegen bei den Wiener Linien, die neben 
den Flüssiggasbussen ab Herbst zusätzlich auf den 
e-mobility Bereich setzen: „Einige Citybusse in der 
Innenstadt werden ab Herbst in einer Testphase 
auf Elektroantrieb umgestellt und ab dem Früh-
jahr planen wir, die gesamte Innenstadt mit Elek-
tro-Citybussen zu befahren“, so Steinbauer. Wei-
ters sagte Steinbauer, wo brauchbare Alternativen 
vorhanden sind, werden diese auch angenommen. 

Pesau berichtete noch über das Engagement der 
Autoindustrie: „In den letzten Jahren hat die Au-
tomobilindustrie über 50 CO2 reduzierende Tech-
nologien in Neufahrzeugen zum Einsatz gebracht 
und diese Anstrengungen gehen weiter. Auch 
durch die individuelle Fahrweise lässt sich viel CO2 

einsparen. “ 

Mit der Initiative „CO2 neutral zugestellt“ möchte 
die Post im Bereich der grünen Logistik punkten, 
berichtete Harald Hagenauer von der österreichi-
schen Post AG. Die CO2 neutrale Initiative wird 
in einem drei Stufen Programm umgesetzt: Ver-
meidung von Emissionen in den eigenen Kernpro-
zessen, Einsatz von alternativer Energieformen 
(E-Autos und einspurige E-Fahrzeuge). Emissi-
onen die nicht vermieden werden können, wer-
den durch die Unterstützung zertifizierter Klima-
schutzprojekte kompensiert. „Die Initiative erfolgt 
auf Kundenwunsch“. 

Barbara Muhr von der Holding Graz sieht bei Au-
tos ein Platzproblem: „Autos in der Stadt stehen 
mehr als sie fahren“. Wege von 1 bis 3 Kilometern 
sind nicht notwendig, das Auto wird für so kurze 
Strecken „missbraucht“ Es gehe schließlich auch 
ohne Auto. 

den Euro für die Übertragungsnetze der Verbund-
Tochter APG sowie je eine Milliarde Euro für die 
„intelligenten Stromzähler“ (Smart Meter) und die 
Anbindung der Erneuerbaren Energieträger (vor 
allem Wind und Photovoltaik). Peter Weinelt, Ge-
schäftsführer vom Wien Energie Stromnetz, sieht 
ebenfalls Herausforderungen bei den Smart Grids: 
Über Jahrzehnte gewachsene Verteilnetze, nicht 
steuerbare Erzeuger wie die Photovoltaik und die 
Windkraftwerke und schwer prognostizierbare 
bzw. steuerbare Verbraucher wie E–Mobile sind 
die Rahmenbedingungen. Die dafür sehr hohen 
Investitionen sind wirtschaftlich nicht abgesichert. 
Derzeit ist die Lage so, dass die Energiebetrei-
ber einmal im Jahr von allen Kunden einen Ver-
brauchswert bekommen. Nur in den Umspannwer-
ken wird genauer gemessen. 

Für den damaligen ÖBB Postbus-Chef Heinz Sti-
astny, der unter anderem mit Geschäftsführer der 
Wiener Linien, Günter Steinbauer, und dem Ge-
schäftsführer des Verbandes der österreichischen 
Automobilimporteure, Christian Pesau, über die 
aktuelle Praxis im öffentlichen Nahverkehr und 
der damit verbundenen CO2 Belastung in Diskus-
sion gestanden ist, sind vor allem die Langstre-
ckenbusse ein Problem: „Busunternehmen sind 
von der Innovation und den Lieferanten abhängig. 
Die langen Wegzeiten und damit verbundenen 
Ladezeiten (> 6 Stunden) sind aus wirtschaftli-
cher Sicht nicht tragbar“, unterstrich Stiastny. Ein 

Steinbauer, Muhr
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Hansjörg Tengg, Geschäftsführer von smart tech-
nologies sieht die Vorteile von PPP vor allem in 
der Flexibilität und in der Effizienz, um öffentliche 
Aufgaben treffsicher zu erfüllen. Allerdings seien 
manche Projekte so teuer, dass das für Private 
nicht mehr machbar ist. Er wünscht sich auch po-
litische Treue zu den Modellen. Zuerst wird sub-
ventioniert, und nach dem ersten Gewinn die För-
derung schnell wieder abgedreht. Vertrauen in der 
Partnerschaft ist ganz entscheidend. Brigitte Jilka, 
Stadtbaudirektorin in Wien, sieht PPP als reines 
Finanzierungsinstrument und nicht als die billigste 
Variante an, dennoch sei es eine gute Möglichkeit. 
Die Risikoverteilung sollte so von statten gehen, 
dass der das Risiko übernimmt, der es besser tra-
gen kann. 

Alexander Schmidecker, Geschäftsführer der Raiff-
eisen Leasing GmbH, kann sich vorstellen, dass 
mittels PPP die raschere Implementierung von 
e–Mobility in den täglichen Gebrauch möglich ist. 
Windräder und Windparks sind z.B. als PPP-Model-
le gut gelaufen. Es gibt aber auch Risiken wie z.B. 
von der Politik plötzlich eingeführte Steuern auf 
Umsätze in Tschechien. Dieses Risiko ist im Vor-
hinein nicht kalkulierbar. Im kommunalen Bereich 
gibt es generell weniger Wissen über PPP als z.B. 
in der Stadt Wien. 

Walter Hecke, Geschäfstführer der Trafficpass 
Holding GmbH, brachte seine Erfahrungen ein: 
Risiko ist der wesentlichste Punkt. Derjenige hat 
gewonnen, der sein Risiko am besten einschätzen 
konnte. Alles in allem ist PPP eine Möglichkeit der 
Finanzierung, aber keine Gelddruckmaschine. Ein 
Projekt welches keinen Sinn macht, macht auch 
als PPP Projekt keinen Sinn. 

Pesau ist gegen eine Verteufelung des Autos und 
tritt für ein vernünftiges Miteinander aller Ver-
kehrsträger ein. SUV in Form von Hummers etc. 
gibt es nur wenige, der größte Anteil sind kom-
pakte Autos und diese verbrauchen nicht mehr 
Treibstoff. Ohne Förderung und Unterstützung ist 
es derzeit aber generell noch schwer, Investitio-
nen in alternative Antriebe zu tätigen, darin waren 
sich alle einig. Zum Beispiel sind die kommenden 
Elektrobusse in Wien laut Steinbauer betriebswirt-
schaftlich gerade noch darstellbar. 

„Diese Gemeinschaftsmodelle haben eine lange 
Tradition und basieren auf einer guten Zusam-
menarbeit zwischen der öffentlichen Hand und der 
Kapitalwirtschaft“, unterstrich Peter Bosek, Vor-
stand der Erste Bank, die Erfolgsformel des Public 
Private Partnerships (PPP). Bosek lädt die Öster-
reicher ein, ihr Geld in Österreichische Qualität 
und Infrastruktur zu investieren. 

Peter Hanke, Geschäftsführer der Wien Holding, 
nennt als Beispiel für einen gemeinsamen Weg 
den Twin City Liner, der als Symbol des Zusam-
menwachsen zweier Städte gilt: „Der Twin City 
Liner ist ein Paradebeispiel für gut funktionieren-
de PPP-Modelle und einem effizienten Zusammen-
spiel der privaten und der öffentlichen Hand.“ 

Alois Steinbichler, Vorstandsvorsitzender der Ko-
munalkredit Austria AG wies auf ein bedeutendes 
Problem hin: „PPP heißt vieles und auch wieder 
nichts. Dennoch können PPP ähnliche Modelle Ein-
sparungspotenziale für die öffentliche Hand brin-
gen, wenn die Konzeption und das Projekt passen. 

Bosek, Hanke, Jilka, Leeb, Schmidecker, Steinbichler, Tengg
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ist bereits jetzt für mehr als 18 Prozent der in der 
EU ausgestoßenen Treibhausgase verantwortlich.

Öffentliche Verkehrsmittel leisten schon jetzt ei-
nen wichtigen Beitrag zur umweltfreundlichen 
Deckung des Mobilitätsbedarfs, und die Betreiber 
arbeiten daran, ihr Angebot auszuweiten. In ihren 
Planungen gehen sie davon aus, dass bis zum Jahr 
2025 ein zusätzliches Fahrgastaufkommen von 40 
bis 45  Prozent zu bewältigen sein wird. Denn die 
Verlagerung eines Großteils des Güter- und Perso-
nenverkehrs von der Straße auf umweltfreundli-
che Verkehrsträger ist in den meisten Ländern der 
Welt zentraler Punkt nachhaltiger Verkehrspolitik.

Eine entscheidende Rolle bei der Neuorganisati-
on der Mobilität spielen die Verkehrsknoten, Hubs 
genannt. Dazu zählen Häfen, Logistikzentren, 
Flughäfen und Bahnhöfe. An diesen Punkten, wo 
Fahrgäste oder Güter so schnell wie möglich die 
Verkehrsmittel wechseln sollen, kann der Ablauf 
durch den Einsatz moderner Informationssyste-
me deutlich effizienter gestaltet werden. Effizienz, 
Kundenservice und passgenaue Verkehrsanbin-
dungen sind entscheidende Faktoren für das Funk-
tionieren dieser Verkehrsdrehscheiben.

Aber selbst bei perfekter Organisation intermo-
daler Angebote wird die Pkw-Nutzung noch lan-
ge einen großen Teil des privaten Transports 
ausmachen, und die Lkw werden eine wichtige 
Rolle beim Gütertransport spielen. Geschwindig-
keit, Verkehrssicherheit und Komfort des Stra-
ßenverkehrs sind daher genauso wichtige Ziele 
der Verkehrsplaner. Ein flüssiger Verkehr ist auch 
Voraussetzung für den Einsatz von Elektroautos.
Einen wichtigen Beitrag dazu sollen auch die Autos 

Weltweit sind immer mehr Menschen und Güter 
unterwegs. Der Mobilitätsbedarf nimmt zu, auf 
Straßen, Schienen und Ozeanen. Das Internatio-
nal Transport Forum rechnet bis zum Jahr 2050 
– verglichen mit 2000 - mit einem weltweiten Plus 
des Passagierverkehrs um das Drei- bis Vierfache. 
Der Güterverkehr soll um den Faktor zweieinhalb 
bis dreieinhalb steigen. 

Besonders in den großen Städten kumulieren die 
Verkehrsprobleme. Für rund 80 Prozent der Welt-
wirtschaftsleistung verantwortlich, sind sie die 
Knotenpunkte im globalen Mobilitätsnetz für Men-
schen und Güter. Hier werden sich die Probleme 
dramatisch verschärfen, wenn in den nächsten 
Jahren keine Lösungen für die Bewältigung der 
Verkehrsflut gefunden werden können. Neben ei-
ner enormen Klimabelastung beeinträchtigt der 
zunehmende Verkehr die Luftqualität in den Städ-
ten und führt zu immer größeren Staus, die Auto-
fahrer massiv einbremsen. Der Individualverkehr 

Die Zukunft des Verkehrs ist intermodal 

Kombination von öffentlichem und Individualverkehr kann die Verkehrsflut 
klimafreundlich bewältigen.
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ein. Bis 2020 könnten die Energieeffizienz um 20 
Prozent verbessert, die Staus um 15 Prozent und 
die Zahl der Schwerverletzten sogar um 30 Pro-
zent reduziert werden. 

Die Zukunft der Mobilität muss intermodal sein – 
das gilt für den Personen- und den Gütertransport.
Voraussetzung dafür sind perfekt abgestimmte 
Verkehrsangebote, kurze Wege sowie intelligente 
Leit- und Buchungssysteme, die von intelligenten 
IT-Systemen gesteuert werden. Das Ziel ist, dass 
alle schnellstmöglich und umweltfreundlich zum 
Ziel kommen. Ein App am Smartphone plant die 
Route von Tür zu Tür und navigiert uns auch dort, 
wo es ein Stück zu Fuß geht. Gibt es Staus oder 
Verspätungen, wird in Echtzeit zu Alternativen 
gewechselt. Siemens hat bereits im vergangenen 
Jahr ein solches App vorgestellt. Wenn alle Ver-
kehrsträger und Knotenpunkte weltweit durchge-
steuert sind, könnte das Supermobilitäts-App Re-
alität werden. Der Reisende gibt ein Ziel auf der 
Welt ein und das App schlägt Reisevarianten vor, 
verkehrsträgerübergreifend, für Reisezeit, Kosten 
oder CO2-Emissionen optimiert, anhand der prog-
nostizierten Verkehrssituation.

Kontakt: DI Karin Kraschl-Hirschmann, Siemens

selbst leisten, indem sie kommunizieren, ohne den 
Fahrer zu belästigen. So können sich Fahrzeuge 
in Zukunft über den Straßenzustand austauschen 
und bei Gefahren automatisch die Geschwindig-
keit anpassen. 

Noch weit sicherer und effizienter wäre es, wenn 
man das Lenkrad aus der Hand gäbe. Auch da ist 
die Technik schon weit. BMW und Mercedes haben 
Autos entwickelt, die weitgehend automatisiert 
fahren. Automatisch fahrende U-Bahnen beweisen 
durch Energieeffizienz, reduzierte Lärmbelastung 
und hohe Sicherheit, wie gut Fahren ohne Fahrer 
funktioniert. Auch die Partner der intelligenten 
Autos im Verkehr, die Verkehrsleitsysteme, rüsten 
auf. So werden in neuen Siemens-Produkten die 
bisher getrennten Welten des Verkehrsmanage-
ments, der Verkehrssteuerung und des Parkleitens 
zusammengeführt. Die Systeme können dann fle-
xibel der jeweiligen Situation in der Stadt ange-
passt reagieren.

Das Potenzial intelligenter Verkehrstechnologien 
schätzt das eSafety-Forum der EU als sehr hoch 
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Der Ausbau lohnt sich

Gesamtwirtschaftliche Studie zur Baltisch Adriatischen Achse
 

Die EU hat im vergangenen Jahr 2011 die Aus-
baupräferenzen für die großen Eisenbahnlinien 
quer durch Europa neu definiert und ein Kern-
netz (TEN-V) festgelegt, bei dem der Baltisch 
Adriatische Korridor eine wichtige Position ein-
nimmt. Alle Projekte, die sich auf der Kernnetz-
achse (dem TEN-Programm) befinden und bis 
2030 umgesetzt werden, können EU Fördermittel 
in Anspruch nehmen. In Österreich umfasst der 
Baltisch Adriatische Korridor die Strecken der 
Nordbahn und der Südbahn, wobei im Fall der 
Südbahn die Neubaustrecke der Koralmbahn samt 
dem Koralmtunnel sowie der neue Basistunnel un-
ter dem Semmering wichtige Bestandteile dieser 
Eisenbahnachse sind. Im Rahmen des Vortrags-
zyklus „Verkehrsinfrastruktur“, veranstaltet von 
der Sparte Industrie in der Wirtschaftskammer 
Österreich, der Vereinigung der Österreichischen 
Verladenden Wirtschaft, der Bundesvereinigung 
Logistik Österreich und der Österreichischen Ver-
kehrswissenschaftlichen Gesellschaft, haben vier 
Referenten eine Bewertung dieser Eisenbahn–Ver-
kehrsachse zwischen den baltischen Staaten und 
Norditalien (Tallin bzw. Helsinki und Bologna) vor-
gestellt:

Dipl. Ing. Dr. Hans Wehr von der ÖBB Infrastruk-
tur AG stellte den Verlauf dieses Korridors vor, 

welcher im Baltikum den Neubau einer Normal-
spur–Eisenbahnstrecke zwischen Tallin, Riga, Kau-
nas und Warschau vorsieht, die noch vor 2020 zu 
bauen begonnen werden soll. Ein weiterer End-
punkt im Norden liegt in Danzig. 

Das neue Kernnetz der EU am Bahnsektor berührt 
Österreich mit insgesamt 3 Achsen: der bereits 
genannten Baltisch Adriatischen Achse (Nr. 1), der 
Donau-Achse Straßburg bzw. Frankfurt/Main-Linz-
Wien-Bratislava-Budapest-Bukarest-Konstanza 
(Nr. 10) und der Achse Nr. 5 Skandinavien-Itali-
en (Helsinki-Stockholm-Kopenhagen-Hamburg-
Würzburg-München-Innsbruck-Verona-Bologna-
Rom-Neapel-Palermo). Die beiden Achsen Nr. 
1 und Nr. 10 kreuzen einander in Wien, was die 
Bedeutung des neuen Wiener Hauptbahnhofs un-
terstreicht.

Wehr zeigt die Potenziale der von Wien ausge-
henden Verkehrsachsen nach Westen und Süden 
innerhalb Österreichs (Abbildung links). Die Süd-
achse bis Kärnten weist also eine größere Bevöl-
kerungszahl auf als die Westachse innerhalb Ös-
terreichs bis Salzburg. Allerdings setzt sich die 

Auf der Südachse ist ein großes Fahrgastpotential gegeben (Die Zahlen beziehen sich auf die Einwohner des Raumes)
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So ergeben sich bei auf das Jahr 2010 diskontier-
ten Kosten der Investition von 6.035 Mill. € und 
den zusätzlichen Betriebskosten der Bauzeit von 
175 Mill. € schon während der Bauzeit positive Ef-
fekte auf das BIP in Österreich von (abgezinst auf 
2010) 9.500 Mill. €.  Durch den Betrieb ergeben 
sich in den betrachteten 30 Jahren (2025 – 2055  
positive Auswirkungen auf das BIP in Österreich 
(abgezinst auf 2010) von 5.500 Mill. €, wozu noch 
ökologische Effekte von 49 Mill. € kommen, und 
die kumulierten eingesparten Unfallkosten von 
594 Mill. € (= eine Summe von  6.143 Mill. € für 
den betrachteten Zeitraum von 30 Jahren, abge-
zinst auf 2010). Es werden also innerhalb Öster-
reichs durch die Ausbaumaßnahmen der Baltisch 
Adriatischen Achse innerhalb des Betrachtungs-
zeitraumes bis 2055 und abgezinst auf 2010 per 
Saldo für unsere Volkswirtschaft nach Abzug der 
Kosten für den Ausbau nach dieser Rechnung 
9.533 Mill. € lukriert. 

Darüber hinaus betragen positive Auswirkun-
gen für die Volkswirtschaften der Nachbarländer, 
wiederum abgezinst auf 2010, insgesamt weite-

Achse nach Westen in Richtung Bayern (München) 
und Tirol mit einer größeren Ergiebigkeit fort, als 
die andere Achse nach Süden Richtung Italien und 
Slowenien.

Beim Vergleich der Zahlen des Bahnverkehrs mit 
denen der Straße, frequentieren die Westbahn 
beim Querschnitt Pöchlarn rund 40 % der Reisen-
den der Westautobahn und bei Attnang sind es im-
mer noch rd. 30%. Auf der Südbahn sehen diese 
Zahlen ganz anders aus: Am Semmering hat die 
Bahn nur 10 % der Reisenden pro Tag, verglichen 
mit den Ziffern der Straßenbenützer. Der Grund für 
diese Diskrepanz ist ganz eindeutig: Der Standard 
für die Reisenden auf der Westbahn ist bedeutend 
besser als der auf der Südbahn. Was braucht nun 
die Südbahn, um den Erfolg der Westbahn bei 
gleichem vorhandenen Potential zu erreichen? 
Den Ausbau zur hochrangigen Schnellfahrstrecke 
mit Flachbahn-Charakter, wie dies die Basistunnel 
unter dem Semmering und die Koralmbahn bie-
ten werden. Denn laut Wehr hat die Südbahn ein 
Komfort- und Fahrzeitproblem, auch wenige Ge-
schäftsreisende seien ein Anzeichen dafür.  

Beim Güterverkehr ist die Sachlage nicht unähn-
lich. Es wurde auch eine Hochrechnung der Güter- 
oder Personenverkehrsbedeutung der Südbahn 
für das Jahr 2055 gemacht, also 30 Jahre nach der 
Fertigstellung von Koralmbahn und Semmering-
Basistunnel und das Ergebnis verglichen mit der 
Situation ohne diese Großinvestitionen (Abbildung 
unten). Im Güterverkehr gibt es auf der Südbahn 
laut dieser Studie deutliche Steigerungen, auf der 
Westbahn gibt es dafür etwas Entlastung. Im Per-
sonenverkehr wird die Südbahn das Potenzial der 
Westbahn laut dieser Studie auch mit dem Ausbau 
der baltisch adriatischen Achse nicht erreichen.

Mag. Ing. Marko Koren stellt als letzter Referent 
die summarischen Endergebnisse vor, die sich, ab-
gezinst auf das Jahr 2010, ergeben nach 16 Jah-
ren Zeit von Planung und Bau bis 2025 und nach 
einer darauf folgenden Nutzungsperiode von 30 
Jahren bis 2055. Da diese Jahrhundertbauwerke, 
insbesondere die großen Tunnel, noch weiter nutz-
bar sind, werden die Restwerte per 2055 erfasst 
und in die Rechnung eingeführt. 

SCHIENE

Baltisch-Adriatische-Achse

Verkehrsprognose 2055 - Güterverkehr

17

Güterverkehrsprognose 2055 mit und ohne Ausbau der Baltisch Adriatischen Achse
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re 5,8 Mrd.€. Wichtig zu erwähnen ist noch, dass 
der für die Abzinsung verwendete Zinssatz für die 
betriebswirtschaftliche Rechnung 5.5 % beträgt, 
während für die volkswirtschaftliche Rechnung 4,5 
% Zinsen in Anschlag gebracht wurden. Die Wahl 
des Zinssatzes hat als modellhaften Hintergrund, 
dass sich große Unternehmen gegenwärtig schät-
zungsweise mit 5.5 % Zinsen leicht bankmäßig 
finanzieren können, während die Volkswirtschaft 
(= der Staat Österreich) über Staatsanleihen je-

Baltisch-Adriatische-Achse
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1 Invest,Reinvest und Restwerte

denfalls mit Zinsaufwendungen von 4,5 % p.a. 
mühelos zu Geld kommen kann. Es stimmt, dass 
in beiden Fällen die aktuell gezahlten Zinsen nied-
riger sind, doch wollte man bei dieser weit in die 
Zukunft ausgreifenden Rechnung, wobei aller-
dings alles rechnerisch diskontiert auf das Jahr 
2010 bezogen ist, eine vorsichtige Vorgangsweise 
praktizieren. 

Autor: Dr. Karl Frohner

Gesamtergebnis - Wertsyn-
these
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An der S 1 ist eine eigene Anschlussstelle für den 
Güterterminal vorgesehen. Die Standortanforde-
rungen an einen Terminal wie ein ebenes Gelände, 
Nähe zum hochrangigen Straßen- und Bahnnetz, 
die Nähe zum Wirtschaftsraum, Raum– und Um-
weltverträglichkeit und freie verfügbare Flächen 
sind an diesem Standort gegeben. 

1998 war das gesamte Projekt durch die Werner 
Consult Ziviltechnikergesellschaft fertiggestellt 
und mit den Planungsstellen der ÖBB akkordiert. 
Es begann ein langer Prozess der Bürgerbeteili-
gung, wie er auch gesetzlich vorgesehen ist. Es 
gab massenhaft Bürgerproteste und abwertende 
Presseberichte. Schließlich beschloss die ÖBB den 
Ausbau des Containerterminals im Hafen Freude-
nau. Später erfolgte eine neuerliche Ausschrei-
bung zur Planung des Projektes, welche wiederum 
die Werner Consult Ziviltechnikergesellschaft ge-
wann. Seit 2009 existiert somit wieder ein neues 
Projekt „Terminal Wien Inzersdorf“. 

Das neue Projekt wurde 2010 und auch noch bis 
Mitte 2011 den verschiedenen Bürgerversamm-
lungen vorgestellt und ausführlich diskutiert. Die 
dabei vorgebrachten vertretbaren Änderungswün-
sche wurden in das Projekt nachträglich einge-
arbeitet, beispielsweise zusätzlicher Lärmschutz, 
Grüninseln, Windschutzpflanzungen, gestalte-
te und bepflanzte Geländehügel oder niedrigere 
Beleuchtungsmasten. Am Ende kam es mit den 
Anrainern und den lokalen Behörden zu einem 
weitgehenden Konsens und hinsichtlich der nach-
folgenden Genehmigungsverfahren zu einer Art 
von „Nichtangriffspakt“. Die Resonanz der Presse 
änderte sich daraufhin völlig. Plötzlich war auch 
interessant, dass hier 400 neue Arbeitsplätze, 
hauptsächlich im Bereich des ÖBB–Logistik–Zen-
trums, entstehen. Das neue Projekt, samt allen 
Unterlagen verpackt in 12 Großkartons, wurde zur 
eisenbahnrechtlichen Genehmigung im Verkehrs-
ministerium eingereicht.

Der Terminal Inzersdorf nähert sich dem Bau

Von der Planung bis zur Genehmigung:
 

Über die Planungen rund um den Güterterminal 
in Inzersdorf am südlichen Stadtrand von Wien 
berichtete am 30. November 2011 im Rahmen 
des Vortragszyklus „Verkehrsinfrastruktur“ Baurat 
Dipl. Ing. Helmut Werner, der Planer dieses Vor-
habens, im Haus der Kaufmannschaft am Wiener 
Schwarzenbergplatz. Dieser Vortragszyklus wird 
von der Sparte Industrie in der Wirtschaftskam-
mer Österreich, der Vereinigung der Österreichi-
schen Verladenden Wirtschaft, der Bundesvereini-
gung Logistik Österreich und der Österreichischen 
Verkehrswissenschaftlichen Gesellschaft veran-
staltet. 

Die Ausgangslage für die Planung war die Tatsa-
che, dass wichtige Wiener Umschlagsbahnhöfe 
wie der Nordbahnhof, der Nordwestbahnhof und 
der Bahnhof Matzleinsdorf einer anderen Nutzung 
zugeführt werden sollen, ebenso sollen weitere 
Bahnhöfe, oft innerhalb des engverbauten Stadt-
gebietes gelegen, in ihrer Umschlagsfunktion 
deutlich eingeschränkt werden. Der Hintergrund 
dieser Überlegung ist die Entlastung des engver-
bauten Stadtgebiets vom schweren Güterverkehr 
auf der Straße, der möglichst an den Stadtrand 
verlagert werden soll. 

Die Funktion des Standortes Inzersdorf war die 
Aufnahme des Kombinierten Verkehrs vom Nord-
westbahnhof und die Übernahme des Stückgut-
und Sammelverkehrs der ÖBB und der Speditio-
nen von den diversen Bahnhöfen (insbesondere 
Nordwestbahnhof und Matzleinsdorf). Die Suche 
nach dem definitiven Standort im Raum Inzersdorf 
verzögerte sich laufend in Abhängigkeit von der 
Fixierung der S1 (Vösendorf – Schwechat) und 
der Grundbeschaffung. Als endlich die S1 mit ihrer 
Trasse feststand und zügig errichtet wurde, kam 
es zur Fixierung des Standortes des Terminals an 
der Kreuzungsstelle der S1 (damals noch B 301) 
mit der Pottendorfer Eisenbahnlinie, die vor ih-
rem Ausbau zur Hochleistungsstrecke Richtung 
Wr. Neustadt zur Entlastung der Südbahn steht. 

SCHIENE

Ausgangslage

Intensiver Bürgerbeteili-
gungsprozess
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der Autobahnabfahrt ( S 1 ) für den Terminal In-
zersdorf kann 2014 durch die Asfinag beginnen 
und 2015 fertiggestellt werden (Baukosten: 20 
Mill. €). Der ganze Güterterminal sollte 2017 voll-
endet sein.

Die Baltisch – Adriatische Eisenbahnachse ist offi-
zieller Teil des zukünftigen TEN-T Kernnetzwerkes. 
Der doppelgleisige Ausbau der Pottendorfer Linie 
(Inzersdorf – Wampersdorf) zählt zu den Ausbau-
erfordernissen dieser Achse, denen sich auch der 
Terminal Inzersdorf anfügt. Damit ist für dieses 
Ausbau – Vorhaben auch eine EU – Förderung 
möglich. Laut Werner könnten hier 30 – 50% an 
Förderungen beantragt werden, es müsste jedoch 
„bald passieren“. 

Die Projektziele des Terminals Inzersdorf sind fol-
gendermaßen definiert:

• Verlagerung des Güterverkehrs von der Stra-
ße auf die Schiene, d.h. es soll der gegenwärtige 
Modal Split in Österreich mit einem Schienenver-
kehrsanteil von knapp über 30 % auf 40 % gestei-
gert werden;

Das nun endgültige Projekt des Terminals In-
zersdorf  (Auftraggeber: ÖBB Infrastruktur) um-
fasst folgende Eckdaten:

• 32 km Gleise, davon 13 km mit Oberleitung
• 93 Weichen;
• 12 km Straßen;
• 2 Kranfahrbahnen für Container – Kräne mit je 
650 m Nutzlänge;
• 3 Eisenbahnbrücken;
• 1 Tunnel der S 1 von 270 m Länge mit dem 
Bahnhof darüber;
• Hochbauten mit 784.100 m³ umbauten Raum 
(hauptsächlich das ÖBB–Logistik–Zentrum);
• Gesamtbauzeit 66 Monate, davon 37 Baumonate 
bis zur Teilinbetriebnahme;

• Herstellkosten rund 323 Mill. €.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und die 
eisenbahnrechtliche Verhandlung wurde im No-
vember 2011 abgeschlossen, danach erfolgen die 
diversen übrigen Genehmigungen im 1. Halbjahr 
2012, die Bauausschreibung kann ab Mitte 2012 
durchgeführt werden, der Baubeginn ist für Som-
mer 2013 ist ins Auge gefasst. Die Errichtung 

Terminal Wien 
Inzersdorf HELMUT  WERNER   30.11.2011 

Terminal Inzersdorf
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bewirken. So soll der Kombinierte Ladungsverkehr 
nur mehr im Hafen Freudenau und in Inzersdorf 
abgewickelt werden, die Zugbildung für bevor-
zugte Frachten erfolgt in Inzersdorf, die übrige 
Zugbildung wird im Zentralverschiebebahnhof 
(Kledering), in Klein Schwechat, Wien Donaukai-
bahnhof, Wien Praterstern und Wien Jedlersdorf 
vollzogen. Es kommt zu einer drastischen Verrin-
gerung von Zug- und Verschubfahrten im Raum 
Wien und es werden Flächen und Anlagen in Wien 
Stadlau, Wien Hirschstetten, Wien Nordwestbahn-
hof, Wien Hütteldorf, Wien Liesing und Wiener 
Neustadt für andere, auch bahnfremde Zwecke, 
frei. Nach seiner Fertigstellung soll der Terminal 
Inzersdorf, projiziert auf das Jahr 2025, eine Um-
schlagsleistung von 2,8 Mill. t erbringen, vergli-
chen mit den heutigen Umschlagsmenge von 1,9 
Mill. t am Wiener Nordwestbahnhof, in Hirschstet-
ten und Wiener Neustadt, welche nach Inzersdorf 
transferiert werden sollen.

• Schaffung eines leistungsfähigen Terminal – 
Standorts in Inzersdorf, damit Beitrag zur volks-
wirtschaftlichen Standortsicherung durch die 
Verbesserung der Schienen – Infrastruktur in Ös-
terreich;

• Standort – Konzentration im Kombinierten La-
dungsverkehr samt ausreichenden  Abstellflächen;

• Standortkonzentration zur Qualitätszugbildung ( 
ÖBB – Logistik – Zentrum samt Bex – Standort, 
vielfältiger Warenumschlag vom Paket bis zum 
Einzelwagen und Ganzzug ).

Die im Terminal Inzersdorf zu schaffenden Mög-
lichkeiten sollen eine wesentliche Rationalisierung 
der Verkehrsabwicklung der ÖBB im Raum Wien 

Raum Wien – Qualitätsgüterverkehr Auswirkungen auf Zug- und 
Verschubfahrten 
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dem Titel „TSI revised“ vermittelte einen Überblick 
über die neue TSI-Generation.

Die TSI wurden nun auf das bisher nicht erfasste 
vernetzte Eisenbahnsystem (Haupt- und Neben-
bahnen) sowie auf Anschlussbahnen zu Güter-
terminals und Häfen (in Österreich Wien, Krems, 
Enns und Linz) und auf fast alle Fahrzeugkatego-
rien – ausgenommen Nostalgieschienenfahrzeuge 
und Fahrzeuge im Werksverkehr – ausgedehnt. 
Wie weit normalspurige Privatbahnen von den 
TSI-Bestimmungen erfasst werden, ist offen.

Die TSI Infrastruktur ist ein komplexes Regelwerk, 
das Grenzwerte, jedoch nicht die Verwendung 
spezieller Technologien oder technischer Lösun-
gen vorschreibt. Festgelegt werden unter ande-
rem der Lichtraum, Gleisabstände, Neigungen, 
Bogenradien, Überhöhungen, Weichen, das Profil 
des Schienenkopfes, Bahnsteige, aber auch orts-
feste Anlagen zur Wartung von Zügen wie etwa 
Waschanlagen für die Zugaußenreinigung und Ein-
richtungen zur ortsfesten Stromversorgung.

Bei „TSI Control-Command and Signalling“ steht 
die Implementierung von ERTMS/ETCS im Mit-
telpunkt. Das European Rail Traffic Management 
Systems (ERTMS) ist das künftige Eisenbahn-Ver-
kehrsleitsystem; das European Train Control Sys-
tem (ETCS) neben dem spezifischen Mobilfunksys-
tem GSM-R ein Subsystem zur Zugsicherung.

Auf dem Europäischen Streckennetz mit einer Ge-
samtlänge von rund 337.500 km verkehren etwa 
52.000 Loks und Triebwagen unter 25 – meist in-
kompatiblen – Zugbeeinflussungssystemen. Bis 
2010 wurden 19.500 km Strecke und etwas mehr 
als 5.100 Triebfahrzeuge mit ETCS ausgerüstet. 
(In Deutschland gibt es überhaupt noch keine zu-
gelassene ETCS-Strecke).

In Europa sind sechs ERTMS-Korridore für den Gü-
terverkehr geplant, von denen die Achsen Mün-

Harmonisierung statt nationaler Regeln

Technische Spezifikationen für die Interoperabilität im Eisenbahnverkehr
 

Die historisch gewachsenen, nationalen Bahnsys-
teme mit unterschiedlichen technischen Standards 
– unter anderem bei Zulassungsverfahren für Loks 
und Waggons, bei der Infrastruktur sowie bei Si-
gnal- und Zugsicherungssystemen - behindern 
den grenzüberschreitenden europäischen Schie-
nenverkehr. Das Problem soll durch Harmonisie-
rung des technischen Regelwerks gelöst werden. 
Die auf diese Weise erzielte Interoperabilität wird 
grenzüberschreitende Eisenbahnverkehrsdienste 
erleichtern und fördern, damit auch den Binnen-
markt stärken und – speziell im Güterverkehr – 
die Verlagerung von der Straße auf die Schiene 
attraktiver machen.

Das Instrument hierzu sind die „Technischen Spe-
zifikationen für die Interoperabilität (TSI) der 
EU-Kommission, die von den Mitgliedsländern in 
nationales Recht umgesetzt werden müssen und 
die aus den Teilsystemen Infrastruktur, Energie, 
Fahrzeuge, Zugsicherung/Signalgebung sowie 
Wartung/Betrieb bestehen. Hinzu kommen Quer-
schnittsthemen wie Brandschutz, mobilitätseinge-
schränkte Fahrgäste und Lärm.

Eine Fachkonferenz des Institute for International 
Research (IIR) in Kooperation mit der GSV unter 

Die EU-Vorgaben zur Interoperabilität des europäischen Eisenbahnverkehrs müssen von 
den Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden
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nahme und Kommunikation vor. Dazu zählen eine 
Hilfe-Anforderungstaste und ein Fahrgastalarm, 
Informationen über Verspätungen, Anschlüsse 
und barrierefreie Stationen, optische und akusti-
sche Sicherheitshinweise für Notfälle und Infor-
mationen über den nächsten Halt.

Die IIR-Jahreskonferenz „Revision TSI 2013“ – 
wieder in Kooperation mit der GSV - am 12. und 
13. März 2013 im Wiener Arcotel Kaiserwasser hat 
die einzelnen TSI und ihre Auswirkungen in der 
Praxis zum Gegenstand. Ein Schwerpunkt werden 
die Nebenbahnen Österreichs sein, wobei auch 
diskutiert werden wird, wie interoperabel diese 
Strecken sein müssen. Referieren und diskutieren 
werden unter anderem Vertreter der Europäischen 
Kommission, des bmvit, der ÖBB, der Graz-Köf-
lacher Bahn, der Bahnindustrie und der Gewerk-
schaft vida. Mitglieder der GSV erhalten wieder 
einen Rabatt von 10% auf die Tagungsgebühr.

Autor: Peter Kudlicza

chen-Verona (Korridor B) und Decin-Constantza 
(Korridor E) bis Ende 2015, die anderen bis Ende 
2020 entsprechend ausgerüstet werden sollen.

In Österreich werden Neubaustrecken grundsätz-
lich ohne Signale errichtet; sie können daher nur 
mit ETCS-tauglichen Fahrzeugen befahren wer-
den. Auf Bestandsstrecken soll mindestens bis 
2025 mit der „Punktförmigen Zugbeeinflussung“ 
(PZB) gefahren werden können, die vor allem das 
Überfahren eines „Halt“-zeigenden Signals verhin-
dert.

Als erste grenzüberschreitende Magistrale mit 
ETCS wurde im September 2005 der 70 km lange 
Streckenabschnitt Wien-Hegyeshalom in Betrieb 
genommen; der weitere Ausbau soll sukzessive 
bis Ende 2030 folgen. Die Implementierung wird 
von der EU kofinanziert.

Das TSI-Teilsystem für Fahrzeuge sieht – neben 
räumlichen Vorgaben wie der Außentür-Mindest-
breite bei Rollstuhlzugängen sowie der Höhe von 
Handläufen und der Bedieneinrichtungen für die 
Innentüren - auch Einrichtungen zur Kontaktauf-

SCHIENE

NZ-M&VStand 05/2011

Pottendorfer Linie 
ab 2019: 45 km 

Ostbahn in 
Betrieb: 70 km

Werndorf

Wels

CCW

Terminal/Hafen

ETCS Level 2

ETCS Level 1

Enns

Passau-Wels 
ab 2013: 80 km 

Unterinntal ab 
2013: 40 km

Brenner ab 
2013:108 km

Westbahn ab 
2013: 75 km

Koralm ab 
2022: 130 km

Semmeringbasistun
nel ab 2025: 30 km

Nordbahn ab 
2014: 75 km

Tullnerfeld ab 
2013:50 km

Westbahn ab 
2013: 60 km 

Implementierung von ETCS im ÖBB Streckennetz.
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Egal wo Sie unterwegs sind, der ÖAMTC ist 
immer in Ihrer Nähe !

Mit neuen Technologien und zunehmender Digita-
lisierung ändern sich auch die Anforderungen an 
unsere Mobilität. Die Apps und Informationsdiens-
te des Clubs orientieren sich an diesen Bedürfnis-
sen und bieten somit die bestmögliche Unterstüt-
zung für mobile Menschen. Immer und überall.

Mit zahlreichen Funktionen der perfekte Helfer für 
Ihren mobilen Alltag: Finden Sie günstige Tank-
stellen in Ihrer Umgebung oder einen ÖAMTC-
Standort in Ihrer Nähe. Holen Sie sich aktuelle 
Verkehrsinformationen aus ganz Österreich direkt 
auf Ihr Handy und werden Sie selbst zum Stau-
melder. Mit exakten Daten zu über 600 Parkgara-
gen und Park & Ride Anlagen leistet die ÖAMTC-
App einen Beitrag zur besseren Verknüpfung von 
Pkw und Öffis. Und sollten Sie einmal eine Panne 
haben, können Sie vollelektronisch eine Nothilfe-
Anfrage absetzen. Ihr Standort wird mittels GPS 
erfasst und Sie sehen live den Status Ihrer Anfra-
ge sowie die verbleibende Wartezeit bis zum Ein-
treffen des Pannenfahrers.

Für die Führerscheinprüfung lernen wann und wo 
Sie wollen oder vielleicht schon etwas verstaub-
te Kenntnisse wieder auffrischen? Kein Problem! 
Die App simuliert die Führerscheinprüfung für 
die Klassen A oder B auf Ihrem Smartphone und 
bietet darüber hinaus einen Kurztest sowie einen 
praktischen Übungsmodus.

Der unverzichtbare Reisebegleiter für Ihren 
nächsten Städte-Trip! Alle nützlichen Infos und 
Tipps rund um Anreise, Sehenswürdigkeiten, Re-
staurants, öffentliche Verkehrsmittel und vieles 
mehr stets griffbereit dabei. Für die beliebtesten 
Städteziele Europas.

Das Mobilitätsmagazin des ÖAMTC als Tablet-App, 
erweitert um interessante Features: Videos, Bil-
dergalerien und tagesaktuelle Nachrichten aus der 
Redaktion machen die Nutzung zu einem mobilen, 
multimedialen Erlebnis.

Die Apps des ÖAMTC sind gratis für 
iOS und Android verfügbar.

Bezahlte Anzeige

Die ÖAMTC App

Führerscheintest

City Guide App

auto touring App
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und Hannover seit Jahresbeginn 2010 – in der Fol-
ge auch in sechs weiteren Städten - den Euro 4- 
Standard vorschreibe. Andere Kommunen würden 
bis 2013 folgen.

Lutz räumte ein, dass die Umweltzonen „für ei-
nen erheblichen Prozentsatz der Kraftfahrzeuge 
mit spürbaren Eingriffen“ verbunden seien. Auch 
deshalb werde die Auswirkung auf die Luftqualität 
untersucht. So habe etwa in Berlin die Kfz-Flotten-
modernisierung „stark beschleunigt“ und der An-
teil der Fahrzeuge mit grüner Plakette – darunter 
rund 60.000 Kfz mit Partikelfilternachrüstung - um 
das 1,5- bis 3-fache gesteigert werden können. 
Bis Ende 2010 seien hierdurch die Emissionen von 
Rußpartikeln um 58% und jene von NOx um 20% 
gesunken. Die Auswertung von Luftmessdaten 
habe ergeben, dass an Berliner Straßen der Jah-
resmittelwert von Feinstaub (PM10) ohne Umwelt-
zonen um etwa 7% und jener von Stickstoffdioxid 
um rund 5% höher gewesen wäre.

Auch im Ruhrgebiet mit Umweltzonen in 13 gro-
ßen Städten habe die PM10- Belastung um 7% 
gesenkt werden können, obwohl dort das Fahrver-
bot bislang nur für Kfz ohne Plakette gelte. Und in 
Ludwigsburg (Baden-Württemberg) sei die NO2-
Belastung in Verkehrsnähe um 9% gesunken. In 
Hannover habe man hingegen bisher keine signi-
fikante Verbesserung der Luftqualität durch ver-

STRASSE

Pro und Contra Umweltzonen

Sommerakademie „Verkehr und Umwelt“ an der TU Graz:
 

Auswirkungen von Umweltzonen auf die Luftqua-
lität in Ballungsräumen wurden bei der diesjäh-
rigen Sommerakademie „Verkehr und Umwelt“ 
des Instituts für Straßen- und Verkehrswesen 
an der TU Graz – den Pkw betreffend - kontro-
vers diskutiert: Martin Lutz von der Berliner Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 
nannte pauschal die Einrichtung von Umweltzo-
nen mit Verkehrsbeschränkungen für Fahrzeuge 
mit keiner oder ungenügender Abgasreinigung 
„eine wichtige Maßnahme zur Verbesserung der 
Luftqualität.“ Christian Laberer, Fachreferent für 
Umwelt und Verkehrsgeographie beim deutschen 
Autofahrerklub ADAC, war da anderer Meinung: 
Pkw-Fahrverbote als Maßnahmen für bessere Luft 
in den Städten seien „keinesfalls angebracht.“ Sie 
verfehlten ihren Zweck und verursachten „einen 
unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand 
sowie nicht gerechtfertigte Einschränkungen und 
Kosten für betroffene Autofahrer.“

Lutz berichtete, die Grenzwerte der EU-Luftqua-
litätsrichtlinie würden sich „bei Feinstaub (PM10) 
überwiegend, bei Stickstoffdioxid ausschließlich“ 
auf verkehrsnahe Messstationen konzentrieren. 
Nach der Richtlinie seien Umweltzonen ein Beispiel 
für Maßnahmen zur Begrenzung der verkehrsbe-
dingten Luftbelastung. Derzeit bestünden in 42 
deutschen Städten Umweltzonen; in fünf Städten 
seien sie im Planungsstadium. Solche Zonen gebe 
es zudem innerhalb der EU unter anderem in Ko-
penhagen, London, Göteborg und Stockholm; in 
Frankreich, Spanien und Tschechien werde deren 
Einführung gegenwärtig diskutiert.

Trotz einer landesweit einheitlichen Kennzeich-
nung der Kfz mit drei verschieden Plaketten - rot, 
gelb und grün, entsprechend den Diesel-Abgas-
stufen Euro 2 - 4 – sei die „Eingriffstiefe“ (Lutz) 
nicht einheitlich: In den meisten Umweltzonen 
müsse gegenwärtig zumindest die gelbe Plakette 
(Euro 3) angebracht sein, während man in Berlin 

13.September 2012 Umweltzonen in Deutschland – Wirksames Mittel der Luftreinhaltung? Christian Laberer; ADAC e.V. 5

Deutsche Regelung der Umweltplaketten

• Euro 5 / Euro 6 bzw. Kfz ohne Verbrennungsmotor erhalten grüne Plaketten

• auch ausländische Fahrzeuge benötigen in Deutschland Umweltplaketten

Die Anforderungen für die unterschiedlichen Plaketten
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Für den ADAC-Experten Christian Laberer sind 
Umweltzonen indes nur „vermeintlich unkompli-
zierte Mittel zur Verbesserung der Luftqualität.“ 
„Sinn und Wirksamkeit“ dieser Fahrverbote seien 
„äußerst fraglich.“

Zwar erhielten bereits rund 90% der in Deutsch-
land zugelassenen Pkw die beste Einstufung be-
zogen auf Feinstaub und Stickoxid und damit eine 
grüne Plakette, doch für die übrigen 10% sei „die 
Aussperrung aus vielen Städten in der Regel eine 
erhebliche Belastung“. Oft bekomme ein erst we-
nige Jahre alter Diesel, der ursprünglich alle ge-
setzlichen Grenzwerte eingehalten habe, nur die 
gelbe Plakette und werde damit „praktisch ent-
wertet“, wenn man als Bewohner einer Umweltzo-
ne keine Ausnahmegenehmigung erhalte.

Laberer hob hervor, dass nach wissenschaftlichen 
Untersuchungen der Pkw-Verkehr nur wenig an 
der Partikelbelastung der Luft beteiligt sei: „Selbst 
an einer stark befahrenen Hauptverkehrsstraße 
stammen nur etwa 11% der gemessenen Fein-
staubbelastung aus Abgasen des lokalen Straßen-
verkehrs.“ Eine Umweltzone könne theoretisch 
nur diesen geringen Anteil der Gesamtbelastung 
mindern. „Viel entscheidender für die Luftqualität 
sind dagegen andere Faktoren wie beispielsweise 
Wetterlage und Emissionen aus dem Hausbrand“, 
so Laberer.

Nach einer ADAC-Untersuchung sei „die erwartete 
Verbesserung der Luftqualität durch die Einfüh-
rung von Umweltzonen im Vergleich zu Städten 
ohne Fahrverbote nicht eingetreten“. Sogar das 
deutsche Umweltbundesamt habe eingeräumt, 
dass die Luft in deutschen Städten auch 2011 
- trotz zahlreicher Umweltzonen - weiterhin zu 
hoch, teilweise sogar verstärkt mit Feinstaub und 
Stickstoffdioxid belastet gewesen sei.

Pkw-Fahrverbote als Maßnahmen für bessere 
Luft in den Städten „verfehlen ihren Zweck und 
verursachen einen unverhältnismäßig großen 
Verwaltungsaufwand sowie nicht gerechtfertigte 
Einschränkungen und Kosten für betroffene Auto-
fahrer“, resümierte Laberer und schlug als Alter-
native vor, Emissionen durch technische Maßnah-

minderte Stickstoffdioxid-Emissionen feststellen 
können.

Die „Befolgungsquote“ (Lutz) der Verkehrsbe-
schränkungen sei in Deutschland „trotz des im 
Vergleich zum technisch anspruchsvollen Kame-
rasystem in London simplen Plakettensystems“ 
mit 95% bis 99% bei Pkw und 85% bis 93% bei 
Nutzfahrzeugen relativ hoch. Ausnahmen vom 
Fahrverbot blieben - in Berlin mit etwa 10% - in 
einem „vertretbaren, die umweltseitige Wirkung 
der Umweltzone nicht gefährdenden Rahmen.“

Die tatsächlichen Verbesserungen durch die Um-
weltzonen entsprächen etwa den Modellrechnun-
gen: Die Luftqualität verbessere sich vor allem 
im Netz der hoch belasteten Straßen, während 
die Auswirkungen „auf den urbanen Hintergrund 
insbesondere bei kleineren Umweltzonen“ gering 
seien, erklärte Lutz und relativierte, dass Umwelt-
zonen zwar „ein wichtiges und wirksames Instru-
ment zur Senkung der verkehrsbedingten Luftbe-
lastung“ seien, jedoch als alleiniges Mittel nicht 
ausreichten, „um die Grenzwerte der Europäi-
schen Union für Feinstaub (PM10) und NO2 über-
all einzuhalten“. Die durch Umweltzonen bedingte 
Minderung der Rußpartikelemission trage zudem 
zum Klimaschutz bei.

13.September 2012 Umweltzonen in Deutschland – Wirksames Mittel der Luftreinhaltung? Christian Laberer; ADAC e.V. 17

Wirksamkeit von Umweltzonen

Quellen von Feinstaub an einer stark befahrenen Hauptverkehrsstraße:

Nur ca. 11% der Feinstaubbelastung 
ist auf Auspuffabgase des lokalen 
Verkehrs zurückzuführen

 nur dieser Anteil (theoretisch) 
durch eine Umweltzone zu begrenzen

Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin

Quellen von Feinstaub an einer stark befahrenen Hauptverkehrsstraße
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men direkt an der Quelle zu reduzieren - durch 
strengere Emissionsvorschriften für schadstoffar-
me Motoren bei Neufahrzeugen sowie durch die 
geförderte Nachrüstung von Diesel-Pkw und Nutz-
fahrzeugen mit Rußpartikelfiltern.

Auch eine Verflüssigung des Verkehrs durch intelli-
gente Verkehrsleitsysteme und die Bündelung auf 
Hauptverkehrsstraßen reduziere Emissionen vor 
allem in sensiblen Wohngebieten. Fahrzeugflotten 
mit hoher innerstädtischer Fahrleistung sollten mit 
modernster Umwelttechnik – etwa Partikelfilter für 
Busse und Erdgasmotoren für Liefer- und Service-
fahrzeuge - ausgestattet werden. „Nicht zuletzt 
werden sich mehr Bürger auch für die Nutzung 
des öffentlichen Verkehrs entscheiden, wenn die-
ser attraktiver wird und ihnen wettbewerbsfähige 
Angebote bietet“, schloss Laberer.

Autor: Peter Kudlicza

SWARCO AG

SWARCO ist seit vielen Jahren eine der treibenden 
Kräfte, wenn es um mehr Sicherheit im Straßenverkehr 
geht. Mit einer der umfangreichsten Produkt- und 
Systempaletten der Branche sind wir in der Lage, 
die Verkehrsinfrastruktur so auszustatten, dass sie 
nachhaltig alle Verkehrsteilnehmer optimal unterstützt.

n Bodenmarkierungen (statisch oder dynamisch)
n Schutzwegsicherungspakete
n LED-Signalgeber
n Lichtsignalanlagen
n Drucktaster mit eingebauter Akustik
n LED-Straßenbeleuchtung
n Geschwindigkeitswarnanlagen
n Beschilderungen
n Verkehrsmanagementsysteme für Städte, 
    Autobahnen, Tunnel und den ruhenden Verkehr

Sprechen Sie mit uns zuerst.

SWARCO AG, Blattenwaldweg 8, A-6112 Wattens, Austria
T. +43-5224-58770, F. +43-5224-56070, E. office.ag@swarco.com, www.swarco.com

SWARCO I First in Traffic Solutions.

KOMPLETTPAKETE FÜR DIE
VERKEHRSSICHERHEIT
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Umweltplakettenverteilung in Deutschland

• Von 2007 auf 2008: 
Statistische Veränderungen;
In 2009: „Umweltprämie“

• Effekt durch Umweltzonen
überschätzt,
Bestandsveränderung v.a.
durch gewöhnlichen
Flottenwechsel

aus ADAC Motorwelt Heft 10, Oktober 2012

Vergleich der Zulassungszahlen des Pkw-Bestands:

Bei der abgebildeten Umweltzone ist die Einfahrt nur für Autos mit grüner Feinstaub-
plakette erlaubt. Seit dem Start der ersten Umweltzonen 2008 ist der Bestand sauberer 
Fahrzeuge gewachsen. Der ADAC schätzt jedoch, dass ein Großteil davon auf den nor-
malen Flottenwechsel zurückzuführen ist.
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mit einem Anteil von zehn Prozent am BIP einer 
der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren Österreichs. 

Weitere Belastungen seitens der Politik darf es 
im Zuge der Verhandlungen zum Sparpaket des-
halb nicht geben. Die Forderung nach einer Lu-
xussteuer für Automobile geht ins Leere. Denn de 
facto gibt es die Luxussteuer bereits in Form der 
Normverbrauchsabgabe. Diese aus dem Jahr 1991 
stammende Abgabe wurde als Ersatz für die im 
Jahr 1978 eingeführte Luxussteuer festgelegt. Das 
führt heute teilweise zu Steuerbelastungen von 
bis zu 50 Prozent bei einzelnen Fahrzeugtypen.“ 

Auch eine weitere Erhöhung der Mineralölsteuer 
sei der falsche Weg, da diese Maßnahme zwar den 
Tanktourismus verringern würde, im Endeffekt 
aber keine zusätzlichen Steuereinnahmen ein-
brächte, so Ernst. Im Gegenzug könne man durch 
eine sinnvoll gestaltete Umweltprämie für die um-
weltgerechte Entsorgung von Pkws einen ähnli-
chen Impuls für die österreichische Wirtschaft set-
zen, wie das bereits 2009 der Fall war. 

Die CO2 Bilanz hat sich laut Pils durch die Ver-
schrottung der Altautos und den Ersatz durch Neu-
wagen nachhaltig verbessert, denn ein neues Auto 
verbraucht zwei bis drei Liter weniger Treibstoff 
auf 100 Kilometer. Der Einwand, dass die Produk-
tion eines Autos mehr Schadstoffe verursacht als 
das Weiterfahren mit einem Altauto, ist falsch, da  
nur 15% der treibhausgasrelevanten Emissionen 
bei der Produktion, aber 85% über den Lebenszy-
klus eines Autos entstehen. Verbrauchssparendes 
Fahren istbeim Publikum angekommen.   „Gene-
rell soll die Politik das Auto als wichtigen Wirt-
schaftsfaktor fördern und nicht durch zahlreiche 
Maßnahmen zur Einschränkung der individuellen 

PKW-Branche ist bedeutender Wirtschaftsfaktor

150.000 Besucher bei Vienna Autoshow 2012

Die „Vienna Autoshow“ hat in Österreich in zwei-
facher Hinsicht eine Alleinstellung: Zum einen ist 
sie die einzige Neuwagenpräsentation, die von 
den Automobilimporteuren getragen wird, und 
zum anderen ist sie Österreichs größter und be-
deutendster Autosalon. Bei der „Vienna Autoshow 
2012“ präsentierten 40 Automarken rund 400 
Neuwagen in den Hallen C und D der Messe Wien, 
darunter zahlreiche Europa- und Österreich-Pre-
mieren. 

„Die Präsentation der Automobilneuheiten in der 
modernen Messe Wien ist ein wichtiger Impuls für 
die Neuzulassungen des Jahres 2012“, sagt Ger-
hard Pils, Sprecher der österreichischen Automo-
bilimporteure. „Besonders freut es mich, dass wir 
mit der mittlerweile sechsten Edition der ‚Vienna 
Autoshow‘ einmal mehr ein starkes Signal gesetzt 
haben und zusammen mit der ‚Ferien-Messe‘ eine 
einzigartige und wirtschaftlich bedeutende Platt-
form bieten können. Die Entscheidung, die ‚Vien-
na Autoshow‘ von nun an jährlich zu veranstalten, 
war eine richtige.“

Der Obmann des Bundesgremiums Fahrzeughan-
del Burkhard Ernst ergänzte: „Die Autobranche ist 

Gerhard Pils, Christian Pesau
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Ernst: Keine weiteren Belastun-
gen für Autofahrer!

Verbrauchsparendes Fahren ist 
angekommen
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Ticket gilt auch für diefacebook / viennaautoshow

www.viennaautoshow.at

10. – 13.01.2013
Messe Wien
Do 9–19, Fr–So 9–18
U2-Station Krieau
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den Wirtschaftsstandort Österreich sowie der Bei-
trag zur Entlastung der österreichischen Handels-
bilanz sind enorm. Dazu kommt der Umsatz von 
Kfz-Handel und Reparatur, der rund 17 Milliarden 
Euro ausmachte. 

„Wir als Automobilbranche haben allen Grund, uns 
darüber zu freuen und stolz zu sein.“, so Christi-
an Pesau, Geschäftsführer des Arbeitskreises der 
Automobilimporteure. Pesau fügt ergänzend hin-
zu: „Die Zukunft liegt in der weiteren Optimierung 
der Verbrennungsmotoren und der Elektrifizierung 
von Antrieben für den urbanen Raum.“

2011 konnten mit insgesamt 356.145 Pkw-Neuzu-
lassungen (das entspricht einer Zunahme von 8,4 
Prozent gegenüber 2010) erneut ein Rekord er-
reicht werden. Wie bereits im Vorjahr konnte auch 
das Segment der LKW  mit 36.123 Stück deutlich 
zulegen (ein Plus von 16,3% gegenüber 2010), 
während die Zweiräder mit 46.922 (ein Minus von 
1,2% gegenüber den Vorjahreswert) rückläufig 
waren, sagte Dr. Peter Laimer von der Statistik 
Austria. 

Die Rückgänge bei den Zweirädern ist auf die Mo-
torfahrräder zurückzuführen (-6,8%), Leichtmo-
torräder nahmen hingegen deutlich zu (+ 18,3%). 
Insgesamt wurden am Kfz – Markt im Vorjahr 
457.485 Fahrzeuge neu zugelassen, was einer 
Steigerung von 7,9% entspricht. Die Zahl der 
PKW mit alternativen Antrieb (Elektro, Erdgas, bi-
valent und Hybrid) – gemessen an den gesamten 
PKW Neuzulassungen 2011 mit einem Anteil von 
0,7% noch auf einem geringen Niveau – nahm um 
41,6% auf 2.397 Stück zu. 

Nicht unerheblich trug zum Rekordergebnis auch 
die Anzahl der Pkw – Kurzzulassungen (bis 120 
Tage) bei, deren Anteil an den gesamten Pkw  Zu-
lassungen sich gegenüber 2010 nur geringfügig 
erhöhte (von 23,7% auf 24,7%). Den größten 
Anteil unter den Kurzulassungen erreichten die 
PKW Tageszulassungen (25,2%). Die PKW Kurz-
zulassungen sind prinzipiell nicht negativ, voraus-
gesetzt die zugelassenen Fahrzeuge bleiben in 
Österreich.

Mobilität im Innerstädtischen Bereich, wie z. B. 
Fahrverbote, 30-km/h Beschränkungen, Auswei-
tung der Parkpickerlzonen, Gebührenerhöhungen 
und Umweltzonen, behindern“, forderte Ernst. Zu 
den sinkenden Unfallzahlen haben in erster Linie 
nicht die Geschwindigkeitsbeschränkungen beige-
tragen, so Pils. Die aktive und passive Sicherheit 
von Fahrzeugen ist und wird ständig verbessert. 
Zum Thema Steuererhöhungen schloss sich auch 
Pils an: „Kraftfahrer (PKW + LKW) zahlen mehr als 
sie Kosten, nahezu dreimal soviel.“

Immerhin hängt den österreichischen Automo-
bilimporteuren zufolge jeder achte Arbeitsplatz 
direkt oder indirekt vom Automobil ab. Das sind 
zwölf Prozent der insgesamt in Österreich un-
selbständig Beschäftigten. Einschließlich der ge-
werblichen Hersteller sowie der von anderen 
industriellen Fachverbänden betreuten Kfz-Zulie-
ferunternehmen umfasst der gesamte automoti-
ve Sektor in Österreich rund 700 Unternehmen 
mit etwa 175.000 Beschäftigten; rechnet man 
die vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereiche 
des automotiven Sektors (z. B. Fahrzeughandel, 
Kfz-Reparatur, Versicherung, Tankstellen, usw.) 
hinzu, kann man sogar von mindestens 360.000 
Beschäftigten rund um das Automobil sprechen. 

Insgesamt wurde bereits 2010 ein Produktions-
wert von knapp elf Milliarden Euro erwirtschaftet, 
wovon rund 90 % exportiert wurden. Damit liegt 
die Fahrzeugindustrie erneut im Spitzenfeld der 
Industriebereiche Österreichs. Die Aufwertung für 
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360.000 Beschäftigte arbeiten
rund ums Automobil

2011 Rekordjahr bei 
PKW - Zulassungen
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Positive Bilanz zur Rettungsgasse 

Erfahrungen nach einem Jahr Rettungsgasse
 

Rettungsgassen sind seit 1. Jänner 2012 bei 
Staubildung auf Autobahnen und Schnellstra-
ßen gesetzliche Pflicht. Die Bilanz zu einem Jahr 
Rettungsgasse in Österreich fällt positiv aus. Be-
sonders auf zweispurigen Fahrbahnen wurde das 
Prinzip der Rettungsgasse rasch angenommen. 
Auf der S 6 Semmering Schnellstraße half die 
Rettungsgasse im Jänner 2012 bereits Leben zu 
retten und hatte somit eine besonders erfreuliche 
Premiere. Ein schwerverletztes Unfallopfer konnte 
durch das raschere Vorwärtskommen von Rettung 
und Feuerwehr schnell erstversorgt werden. 

Bei der Bildung der Rettungsgasse auf drei- und 
mehrspurigen Streckenabschnitte insbesondere in 
Ballungsräumen gab es hingegen Anlaufschwierig-
keiten. Hier gilt: alle Fahrzeuge auf der äußersten 
linken Spur fahren soweit wie möglich nach links, 
alle anderen Spuren fahren soweit wie möglich 
nach rechts. In diesem Sinne hat die ASFINAG 
einen Informationsschwerpunkt zum richtigen 
Verhalten auf mehrspurigen Streckenabschnitten 
gesetzt. Dabei konnte die ASFINAG auf die wert-
volle Unterstützung der Verkehrsredaktionen von 
Radiosendern  zählen. Dabei wurde auch klar ge-
macht, dass die Rettungsgasse bereits bei Über-
lastung und nicht erst beim Eintreffen eines Ein-
satzfahrzeuges zu bilden ist. 

Auf zweispurigen Straßen funktioniert die Ret-
tungsgasse derzeit laut Angaben der ASFINAG zu 
90%. Bei mehr als zwei Spuren hat die ASFINAG 
derzeit keine Daten. 

Eine bald nach Einführung der Rettungsgasse vom 
IFES-Institut durchgeführte repräsentative Umfra-
ge belegte den hohen Wissensstand und die Ak-
zeptanz der neuen Regelung unter den Benutzen 
von Autobahnen und Schnellstraßen:

•	 97 Prozent ist die Rettungsgasse ein Begriff
•	 96 Prozent sind der Überzeugung, dass die 

Rettungsgasse Leben retten kann
•	 91 Prozent sind dafür, dass die Rettungsgasse 

beibehalten wird
•	 75 Prozent wissen, dass die Rettungsgasse 

schon bei Staubildung gebildet werden muss
•	 89 Prozent wissen, wie man eine Rettungs-

gasse bei zwei Spuren richtig bildet
•	 73 Prozent kennen das richtige Verhalten bei 

drei Spuren

Die heimischen Einsatzorganisationen, insbeson-
dere Rettung und Feuerwehr, haben sich seit Jah-
ren für die Einführung der Rettungsgasse stark 
gemacht. Denn positive Erfahrungen aus Nachbar-
ländern, wo die Rettungsgasse bereits Praxis ist, 
haben gezeigt, dass Helfer um bis zu vier Minuten 
schneller beim Unfallort sind. Das bedeutet für 
Schwerverletzte eine um bis zu 40 Prozent höhere 
Überlebenschance. Zudem war der Pannenstrei-
fen bei Unfällen oft blockiert oder wurde als „Aus-
weichroute“ missbraucht. Nach mehrmonatigen 
praktischen Erfahrungen mit der Rettungsgasse 
betonen die Einsatzorganisationen jetzt auch uni-
sono die Vorteile der neuen Regelung.

STRASSE
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Die Rettungsgasse funktioniert auch bei mehrspurigen Abschnitten

Zwischenbilanz

Positive Erfahrungen der 
Einsatzorganisationen
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Abkühlphase erneut durch die Anlage geschleust. 
Die Anlage ist in dieser Dimension in Europa bis-
lang einzigartig – und erfolgreich: Im Schnitt wer-
den pro Monat etwa 60 Fahrzeuge erst nach einer 
Abkühlungsphase durch den Karawankentunnel 
gelassen.

Ist aber bereits einmal etwas passiert, dann spielt 
Zeit eine wesentliche Rolle. Und da geht es um 
wenige Minuten, die über Leben oder Tod ent-
scheiden können. Aus diesem Grund hat die AS-
FINAG bereits vor mehr als zwei Jahren gemein-
sam mit der Forschungsgesellschaft Joanneum 
Research das Projekt „akustisches Tunnelmonito-
ring“ gestartet. Der Kirchdorftunnel auf der S 35 
zwischen Graz und Bruck wurde in Folge mit Spe-
zialmikrofonen ausgestattet, die jedes Geräusch 
im Tunnel aufnehmen. Eine Software analysiert 
die Geräusche und unterteilt sie in „normale“ oder 
auffällige Geräusche. Ein auffälliges Geräusch wie 
splitterndes Glas löst einen Alarm aus, die Mitar-
beiter in der Überwachungszentrale können um-
gehend per Video die Situation kontrollieren. Bis 
zu zwei Minuten schneller können auf diese Weise 
Unfälle oder Pannen im Tunnel entdeckt werden. 
Das System ist mittlerweile serienreif und soll in 
den kommenden Jahren auf andere Tunnelanlagen 
ausgeweitet werden.

Unfälle gänzlich zu verhindern ist mit den zurzeit 
vorhandenen technischen Hilfsmitteln zwar noch 
nicht möglich. Das Risiko zu minimieren und da-
mit brenzlige Situationen zu vermeiden, aber sehr 
wohl - im Fall des Thermoscanners im wahrsten 
Sinne des Wortes. Seit Mitte Mai setzt die ASFI-
NAG diese Technologie vor dem Karawankentun-
nel ein, um überhitzte Lkw rechtzeitig vor dem 
Tunnel für eine „Abkühlungsphase“ auszuleiten 
und das Risiko eines Fahrzeugbrandes im Tunnel 

Tunnel mit Ohren, Autobahn mit Röntgenaugen

Moderne Technologien erhöhen die Verkehrssicherheit
 

zu reduzieren. Dabei werden Lkw und Busse über 
7,5 Tonnen vor der Mautstelle auf einer eigenen 
Spur durch die aus fünf Scannern und zwei Infra-
rotkameras bestehenden Anlage geführt. Die Ka-
meras fertigen aus den Bilddaten ein 3-D-Modell 
des Fahrzeugs, die Scanner messen die kritischen 
Bereiche wie Reifen, Radlager, Bremsen und Aus-
puffanlage. Bei Überschreiten der Referenzwerte 
wird der Lkw bzw. der Bus automatisch zu einem 
Parkplatz geführt und erst nach einer bestimmten 

 

Die Laserscanner vermessen und erfassen den Lkw von allen Seiten…. 

 

 

…. und formen daraus ein 3D-Bild 

 

Die Infrarotkameras erfassen die Außentemperatur auf beiden Seiten des Fahrzeuges, die 
Software kombiniert danach 3D- und Thermoinformation und wertet die Daten aus. 

 

Die Laserscanner vermessen und erfassen den Lkw von allen Seiten…. 

 

 

…. und formen daraus ein 3D-Bild 

 

Die Infrarotkameras erfassen die Außentemperatur auf beiden Seiten des Fahrzeuges, die 
Software kombiniert danach 3D- und Thermoinformation und wertet die Daten aus. 

Die Infrarotkameras erfassen 
die Außentemperatur auf bei-
den Seiten des Fahrzeuges

Die Laserscanner vermessen 
und erfassen den Lkw von 
allen Seiten….
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zu den Kernaufgaben von Hitradio Ö3. Die enge 
Zusammenarbeit mit den Blaulichtorganisationen, 
Straßenmeistereien, dem öffentlichen Verkehr und 
den Ö3vern garantiert dabei ein Optimum an Ver-
kehrssicherheit im ‚schnellsten Verkehrsservice 
Österreichs‘. Im Rahmen des Ö3-Verkehrsawards 
wird diese wichtige professionelle und ehrenamt-
liche Unterstützung ausgezeichnet.“ Innenminis-
terin Mag.a Johanna Mikl-Leitner: „Im Vorjahr ging 
die Zahl der Verkehrstoten erneut deutlich zurück. 
Bei 491 tödlichen Unfällen kamen 521 Menschen 
ums Leben. Der Verkehrsservice von Ö3 trägt we-
sentlich dazu bei, dass Österreichs Straßen immer 
sicherer werden.“

Thomas Ruthner, Leiter der Ö3-Verkehrsredaktion, 
präsentierte im Rahmen der Verleihung erstmals 
eine Analyse aus 15 Jahren Ö3-Geisterfahrersta-
tistik (1996-2011) und zeigt ganz deutlich: Die 
Anzahl der Geisterfahrermeldungen geht zurück. 
Waren es im Jahr 2004 noch 550 Meldungen - der 
höchste Wert seit Beginn der Aufzeichnungen - 
wurde im letzten Jahr die niedrigste Anzahl mit 
366 Meldungen registriert. Bei der Analyse der 
Streckenabschnitte kristallisiert sich ganz klar die 
A2 Südautobahn heraus: So waren im Kärntner 
Abschnitt zwischen dem Knoten Villach und Kla-
genfurt statistisch gesehen die meisten Geister-
fahrer unterwegs. Samstag und Sonntag gehören 
zu den gefährlichsten Tagen in der Woche.

Sie bergen Unfallfahrzeuge, retten Menschen aus 
Autowracks, löschen Fahrzeugbrände, sind bei 
Großveranstaltungen im Einsatz, reinigen und 
reparieren Fahrbahnabschnitte, egal ob bei klir-
render Kälte oder brütender Hitze, tagsüber oder 
mitten in der Nacht. Zum elften Mal zeichneten 
das Hitradio Ö3 und das Innenministerium all jene 
mit dem „Ö3-Verkehrsaward“ aus, die täglich ei-
nen Beitrag zur Verkehrssicherheit auf Österreichs 
Straßen leisten: Polizei, Rettung, Feuerwehr, 
Straßenmeistereien, Öffentlicher Verkehr und die 
mehr als 26.000 Ö3verinnen und Ö3ver.

Der Ö3-Verkehrsservice liefert seit mehr als 30 
Jahren erfolgreich den Überblick über Österreichs 
Straßen, zuverlässig, schnell und rund um die Uhr. 
Eine Million Verkehrsmeldungen werden jedes 
Jahr in der Ö3-Verkehrsredaktion verarbeitet. Nur 
die enge Zusammenarbeit aller Beteiligten ermög-
licht dabei ein hohes Ausmaß an Verkehrssicher-
heit. Seit elf Jahren wird der Ö3-Verkehrsaward 
in sechs Kategorien verliehen. Überreicht wurden 
die Auszeichnungen am 15. Februar 2012 von 
Innenministerin Mag.a Johanna Mikl-Leitner und 
Ö3-Senderchef Georg Spatt. Der Titel „Ö3ver des 
Jahres“ ging heuer an Emanuel Rothmayr. aus 
Kärnten Ö3-Senderchef Georg Spatt: „Die ver-
lässliche, genaue und aktuelle Verkehrsinforma-
tion ist eines der wichtigsten und relevantesten 
Programmelemente für die Ö3-Hörer und gehört 

Ö3-Verkehrsaward: „Helden der Straße“ zum 
11. Mal ausgezeichnet

 19 

521 Menschen ums Leben. Das ist die niedrigste 
Zahl an Verkehrstoten seit Beginn der Aufzeich-
nungen im Jahr 1950. Diese Entwicklung geht 
zwar in die richtige Richtung, aber jede und jeder 
Tote auf Österreichs Straßen ist eine bzw. einer zu 
viel. Daher setzen wir auch künftig auf Maßnah-
men zur Verkehrssicherheit und -überwachung: 
Für Sicherheit - Für Österreich! Das geht nur, 
wenn alle Akteure an einem Strang ziehen, von 
den Blaulichtorganisationen über die zahlreichen 
ehrenamtlich Tätigen bis hin zu den zahlreichen 
Ö3verinnen und Ö3vern. Der Verkehrsservice von 
Ö3 trägt wesentlich dazu bei, dass Österreichs 
Straßen immer sicherer werden."  
 
Thomas Ruthner, Leiter der Ö3-
Verkehrsredaktion, präsentierte im Rahmen der 
Verleihung erstmals eine Analyse aus 15 Jahren 
Ö3-Geisterfahrerstatistik (1996-2011) und zeigt 
ganz deutlich: Die Anzahl der Geisterfahrermel-
dungen geht zurück. Waren es im Jahr 2004 noch 

550 Meldungen - der höchste Wert seit Beginn 
der Aufzeichnungen - wurde im letzten Jahr die 
niedrigste Anzahl mit 366 Meldungen registriert. 
Die Gründe dafür liegen in den vermehrten Alko-
holkontrollen durch die Exekutive und in verbes-
serten baulichen Maßnahmen. Auch der Boom an 
Navigationsgeräten hilft mit, Autofahrer richtig zu 
leiten. In der Bundesländerstatistik der Geister-
fahrermeldungen der letzten 15 Jahren führt Nie-
derösterreich vor der Steiermark - das sind die 
Bundesländer mit dem längsten Straßennetz. Bei 
der Analyse der Streckenabschnitte kristallisiert 
sich ganz klar die A2 Südautobahn heraus: So wa-
ren im Kärntner Abschnitt zwischen dem Knoten 
Villach und Klagenfurt statistisch gesehen die 
meisten Geisterfahrer unterwegs. Samstag und 
Sonntag gehören zu den gefährlichsten Tagen in 
der Woche. 
 
 
Presseaussendung Ö3, 15.02.2012 

 

 
Leiter der Ö3-Verkehrsredaktion Thomas Ruthner, Innenministerin Mag.a Johanna Mikl-Leitner, Obstlt. 
Andreas Stipsits, Ö3-Senderchef Georg Spatt, Moderatorin Sandra König.(Fotoquelle: BM.I) 
 
 
 

Siemens baut Bereich Nahverkehr aus 
 
Mit der Verlagerung der weltweiten Verantwor-
tung für den Bereich schienengebundener Fahr-
zeuge für den Personennahverkehr nach Wien im 
Herbst vergangenen Jahres plant die Siemens AG 
Österreich nun auch eine Investition in der Höhe 
von 50 Millionen € in den Standort Simmering, 

sagt Siemens Österreich-Chef Wolfgang Hesoun. 
Die Leitung der Division "Metros, Coaches und 
Light Rail" wurde Sandra Gott-Karlbauer übertra-
gen und umfasst U-Bahnen, Straßenbahnen sowie 
Fahrzeuge für den fahrerlosen Betrieb und Reise-
zugwagen. Konkret werden die Logistikflächen 
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Ruthner, Mikl-Leitner, Obstlt. Andreas Stipsits, Ö3-Senderchef Georg Spatt, Moderatorin Sandra König
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von seinem Investment in die grüne Technologie. 
Es wurde ein Dieselmotor entwickelt, welcher zu 
80% mit Flüssigerdgas (LNG) und zu 20% mit Die-
sel betrieben werden kann, Deen: „Jemand muss 
der Erste sein“. Erdgas ist viel billiger als Diesel, 
für ihn war es eine gute Investition. Die Amortisa-
tionsdauer soll zwei bis vier Jahre betragen. LNG 
soll im Vergleich zu Diesel die Betriebskosten um 
20% reduzieren. 75% der Schiffsbetriebskosten 
sind Treibstoffkosten. Erdgas ist auch sauberer als 
Diesel. Die Binnenschifffsfahrt kann CO2 neutral 
werden. 

Geir Hoibje, Fund Manger von NOX fund, stellte 
den Fonds vor, der die Schiffe grüner machen soll. 
Dem Namen entsprechend sollen NOX Emissionen 
reduziert werden. 60 Millionen stehen jedes Jahr 
dafür zur Verfügung. In Norwegen gibt es eine 
Steuer auf NOX, aus deren Einnahmen Maßnah-
men zur Reduktion von NOX finanziert werden. Bis 
zu 80% der Maßnahmenkosten können aus die-
sem Fonds bezogen werden. Es herrscht ein re-
ger Wettbewerb, um die besten Projekte beim NOX 
Fonds einzureichen und damit die Förderung zu 
erhalten. Die europäische Kommission begrüßt die 
Lösung.
 
Heinrich Kerstgens von Contargo möchte ebenfalls 
eine grünere Flotte nutzen. Wobei natürlich die 
letzte Meile nach wie vor mit dem LKW bewältigt 
werden muss. Auf der Homepage von Contargo 
kann der CO2 Ausstoß von Schiff und LKW vergli-
chen werden, der Vorteil ist damit klar ersichtlich. 
Kerstgens erwartet einen dramatischen Anstieg 
beim Dieselpreis. „Wir müssen einfach grüner 
werden – das ist der einzige Weg um zu überle-
ben“. Allerdings wird nur alle 30 bis 40 Jahre ein 
neues Schiff gekauft, beim LKW sind es bloß 10 
bis 15 Jahre. Der Austausch der Flotte benötigt 
also deutlich mehr Zeit als auf der Straße. Damit 
die ganze Binnenschifffahrt mit CO2 freier Ener-
gie fahren kann, würden 1200 Windräder benötigt 
werden. 

In der Binnenschifffahrt muss weiterhin in 
Infrastruktur und Innovation investiert werden

Barge to Business
 

Am 14. und 15. März 2012 fanden sich fast 400 
Delegierte aus 25 Ländern in Wien ein, um in der 
Aula der Wissenschaften über relevante Themen 
der Binnenschifffahrt zu diskutieren. Zur Eröffnung 
der Barge to Business Konferenz, die im Rahmen 
des EU-Projekt PLATINA organsiert wurde, sprach 
Jean-Eric Paquet, Director European Mobility Net-
work der europäischen Kommission. Die Verfüg-
barkeit des Flusses ist nach wie vor das Haupthin-
dernis, um auf die Binnenschifffahrt umzusteigen. 
Paquet wünscht sich nachhaltigeren Transport 
in der Form von Binnenschifffahrt und Schiene. 
Auch im neuen TEN-T Netzwerk bleibt die Binnen-
schifffahrt essentiell. „Wir müssen weiterhin in 
Infrastruktur und Innovation investieren, aber wir 
müssen auch die existierende Infrastruktur so gut 
wie möglich nutzen. Da könnten beispielsweise 
Verkehrsmanagementsysteme nützlich sein.“ 

Bei neuen Investitionen müssen Projekte, See-
häfen, Binnenhäfen, Schienenterminals und Lo-
gistikterminals priorisiert werden. Dabei sind die 
intermodalen Verbindungspunkte besonders wich-
tig. Die Donau hat in allen Mitgliedsstaaten eine 
zu geringe Auslastung. Das muss zukünftig geän-
dert werden. Die Infrastruktur dazu müsse im Ein-
klang mit der Natur entstehen. Die Finanzierung 
zu solchen Projekten ist nicht schwierig, wenn das 
Projekt gut vorbereitet ist und Einnahmen mög-
lich sind. Die Binnenwasserwege können diese 
Einnahmen produzieren. Eines ist aber klar: Die 
Finanzierung von Seiten der EU kann helfen das 
Projekt zu finanzieren, sie kann aber das Projekt 
nicht alleine finanzieren. „Investieren wir in den 
Verkehr, investieren wir in die Zukunft von Euro-
pa“. 

Nach der Eröffnung von Paquet, gab es eine Po-
diumsdiskussion über das Thema „Greening the 
fleet“: Gerard Deen von Deen Shipping  erzählte 

Wie werden Schiffe 
umweltfreundlicher?
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sonders viele Schiffe und damit auch Kapazitäten 
in Westeuropa. Die meisten Schiffe der Niederlän-
der sind aber über 40 Jahre alt. Traditionellerweise 
besaßen die Niederländer und Belgier immer nur 
ein Schiff. Das verschiebt sich mittlerweile etwas, 
allerdings ist das im Großen und Ganzen noch im-
mer so. Beelen bestätigte den hohen Anteil der 
Treibstoffkosten an den variablen Kosten eines 
Schiffes. Weitere Details zu den Kosten können 
Abbildung 2 entnommen werden. 

Laut Gernot Pauli von der Zentralkommission für 
die Rheinschifffahrt (CCNR) ist das grünere Schiff 
definitiv Aufgabe des Schiffseigentümers. Der Ei-
gentümer ist einem sehr großen Preisdruck ausge-
setzt. Es müsste sich also rechnen. 

Alle sind überzeugt, dass Gas die Zukunft in der 
Schifffahrt sein wird. Wie das Gas erzeugt wird, ist 
eine andere Frage. 

Marjan Beelen vom Hafen Antwerpen gab einen 
Ausblick in die Binnenschifffahrt. Sie sieht großes 
Engagement seitens Regierungen, Institutionen 
etc., die Binnenwasserstraße zu stärken. Die Bin-
nenschifffahrt stellt eine wichtige Alternative für 
den Straßentransport dar, die darüber hinaus auch 
noch umweltfreundlich ist. Antwerpen hat sich 
selbst Modal Split Ziele gesetzt (vgl. Abbildung 1). 
Der Straßenanteil soll also weiter sinken. 

Es gibt einen Trend zu immer größeren Schif-
fen, auch in der Binnenschifffahrt. Die Anzahl der 
Schiffe wird kleiner und die Kapazität größer. Nicht 
immer ist aber das größte Schiff erstrebenswert, 
je nach Marktsegment gibt es verschiedene opti-
male Schiffsgrößen. Die Niederländer haben be-

WASSER

• Modal split goal Port of Antwerp:
Port of Antwerp: for container transport: 
42% road, 43% IWT and 15% rail by 2020

Modal split goals

Development modal split
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• Modal split goal European Commission:
White paper 2011: ‘shift of 30% of road freight over 300km to other modes 

such as rail and IWT by 2030. By 2050, more than 50% of these transports should be 
shifted’.
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Supply side of the market often 
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• Important cost items: capital, labour & fuel
Measures and decisions that have impact on these cost aspects will have major 
influence on the costs

• But also operations & vessel productivity play a major role (cost per tonne)

Abbildung 1: Geplante Modal Split Entwicklung am Hafen Antwerpen
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Abbildung 2: Zusammensetzung der Schiffskosten

Weniger Schiffe, mehr 
Kapazität
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fach wettbewerbsfähig zu sein. Alleine zu Segeln 
ist eine wichtige Kostenreduktion. Ein größeres 
Schiff ist nur gerechtfertigt, wenn die Auslastung 

auch stimmt, ansonsten zahlt es sich nicht aus. 

Ständiger Betrieb hat zwar höhere Kosten (la-
bour), aber dafür höhere Einnahmen. Natürlich 
gilt das wieder nur wenn die Auslastung stimmt. 
Bezüglich LNG sind definitiv hohe Investitionen 
zu tätigen, dafür gibt es aber auch eine wichti-
ge Reduktion bei den Treibstoffkosten. Während 
der Abschreibung sind 0 – 5 % Kostenreduktionen 
möglich, nachher 25% niedrigere Kosten. Haupt-
sächlich eignen sich LNG Schiffe für größere Schif-
fe und Treibstoff intensive Operationen. Wenn die 
externen Kosten miteinbezogen werden, wird LNG 
noch interessanter. Unterstützungen sollte es ge-
ben, um alte Schiffe aus dem System zu nehmen. 

Nach der ersten Barge to Business Konferenz in 
Brüssel im Jahr 2010, hat die zweite Auflage in 
Wien die starke Nachfrage der Branche nach spe-
zialisierten Veranstaltungen, die sich mit der Bin-
nenschifffahrt in Europa beschäftigen, bestätigt. 

Case studies: results

Load factor

Vessel size – dry cargo – domestic transport

Rhine-Herne Large Rhine vessel
Fixed costs 100 161.0

Variable costs 100 94.8

Total costs 100 150.0

26
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Large Rhine vessel

55% (1) 65% (2) 75% (3) 85% (4)

total costs 97 99 100 101

total revenues 73 87 100 113

Scale increase: 
•larger vessel has higher costs 
(capital & labour)
•but can also have higher 
revenues
•only economically justified if 
sufficient load factors

Kompetenz im europäischen Wasserstraßenmanagement
via donau, ein Unternehmen des bmvit, ist der 
international führende Wasserstraßenbetreiber im 
Donauraum. Mit dem ExpertInnenwissen unserer 
MitarbeiterInnen für Infrastrukturmanagement, 
Schifffahrt und Logistik, elektronische Informations- 
und Navigationssysteme, Hochwasserschutz und 
ökologischen Wasserbau sind wir Dienstleister 
für die öffentliche Hand, Wirtschaftstreibende, 
Erholungssuchende und AnrainerInnen entlang der 
Donau. Dabei steht die nachhaltige Entwicklung 
des Lebens- und Wirtschaftsraums Donau im 
Mittelpunkt.

www.via-donau.org

Abbildung 3: Ohne hohe Auslastung lohnt sich ein großes Schiff nicht

Anschließend präsentierte Beelen mehrere Case 
Studies: Bei neuen Schiffen ist das Problem, dass 
die niedrigeren Verbrauchskosten die höheren 
Investitionen  nicht kompensieren. Die variablen 
Kosten werden zwar etwas günstiger, die fixen 
Kosten dafür viel teurer. Der Wettbewerb mit äl-
teren Schiffen ist dann nicht leicht. Im Segment 
kleiner Schiffe ist es für Unternehmen nicht ein-
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Alle NINA-Shuttlegarnituren bestehen grundsätz-
lich aus denselben Wagengattungen, vierachsigen 
Containertragwagen. Dieser Containertragwagen 
ist europaweit einer der meistbenutzten Wagen 
mit einem idealen Ladegewicht. Die Container-
tragwagen gelten als Allround-Spezialisten für den 
kombinierten Verkehr und transportieren mariti-
me Container, Tankcontainer und Wechselbehälter. 
Von Enns fährt täglich ein aus 23 Waggons beste-
hender Ganzzug von und nach Wels. 

Der Wirtschaftsstandort Oberösterreich ist die 
Exportregion Nummer 1 in Österreich mit einer 
Exportquote von rund 60%. Eine gut ausgebaute 
Verkehrsinfrastruktur und leistungsfähige Ange-
bote auf der Schiene sind deshalb wichtig, um die 
Produkte wettbewerbsfähig zu exportieren. Über 
NINA ist das Bundesland Oberösterreich täglich 
mit dem Standort Ennshafen mit allen bedeuten-
den Terminalstandorten Österreichs verbunden. 
Dies bringt zusätzliche Möglichkeiten zur stärke-

WASSER

Ennshafen seit 2012 an NINA angebunden

Rail Cargo Austria: Nationales Intermodales Netzwerk Austria (NINA)
 

Rail Cargo Austria bietet ihren Kunden seit April 
2011 ein – exklusiv für den Intermodalverkehr 
zur Verfügung stehendes – neues Zugsnetzwerk 
innerhalb Österreichs (NINA). Dieses verbindet 
durch den zentralen Hub Wels die aufkommens-
stärksten Terminals in Österreich über Nacht mit-
einander. Containerzüge werden sternförmig in 
Wels zusammengeführt, im Terminal umgeladen 
und rollen von dort zum Zielterminal. NINA sorgt 
somit für eine tägliche Vernetzung der Terminals 
Bludenz, Enns, Graz, Hall, Kapfenberg, Krems, 
Linz, Salzburg, St. Michael, Villach, Wels, Wien 
(Nordwestbahnhof) und Wolfurt. Zwischen den 
einzelnen Hubs (Terminals) fahren die Züge nach 
einem Fahrplan. 

Die Vorteile von NINA liegen klar auf der Hand: 
„Durch den Einsatz von täglichen Intermodalzü-
gen mit Abendfahrten und Morgenankünften sowie 
fixen Wagengarnituren wird die Qualität, Planbar-
keit und Verlässlichkeit gesteigert“, so Erik Regter, 
Vorstand der Rail Cargo Austria. Zuverlässige, für 
den Kunden kalkulierbare Transportzeiten, werden 
somit gewährleistet. Dem Kunden steht ein On-
line-Tool zur Buchung, Sendungsverfolgung und 
zum Datenaustausch zur Verfügung. 

Das neue und kostengünstigere System hat laut 
Regter im Jahr 2011 bereits 80.000 Einheiten be-
fördert. Dies sei mehr gewesen als ursprünglich 
geplant bzw. erwartet wurde. Allerdings hätte die 
Umstellung auf NINA auch einen Mengenrückgang 
von 20% hervorgerufen. All das sei jedoch noch 
immer besser als eine Einstellung des Services, 
so Regter. Die Betriebswirtschaftlichkeit bei NINA 
müsste ebenfalls erhöht werden, es ist noch nicht 
profitabel. Zum Start ist das aber auch „noch in 
Ordnung“. Eine Abgeltung der gemeinwirtschaft-
lichen Leistungen werden aber in jedem Fall für 
NINA benötigt. Generell hat die RCA im Vergleich 
zu 2010 einen leichten Rückgang bei der Menge 
von 2% gehabt, auch hier weniger als geplant. 

Regter, Steindl
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NINA bietet neue Möglichkeiten 
für die regionale Wirtschaft

NINA startete besser als
ursprünglich erwartet wurde



78

bindung für den Standort Ennshafen. Dies stärke 
die Wettbewerbsfähigkeit Oberösterreichs. Gene-
rell soll laut Steindl der nationale Schienengüter-
verkehr weiter gestärkt werden, u.a. können da-
mit auch die Klimaziele besser erreicht werden. 
„Lieber nationale Schiene, als CO2 Strafzahlun-
gen“. Dafür sind vor allem die gemeinwirtschaft-
lichen Leistungen an den Schienenverkehr uner-
lässlich, andernfalls würde der Verkehr sich auf 
die Straße verlagern. NINA mache ca. 5% des Ge-
samtvolumens aus. Die Straße ist natürlich (trotz 
der Schiene) für den Ennshafen ebenfalls nach wie 
vor unerlässlich. 

Der trimodale Containerterminal verfügt über 
eine Fläche von ca. 85.000 m². Die Umschlags-
leistung hat sich seit dem Beginn im Jahr 2004 
mehr als verfünffacht. Im Jahr 2011 wurden ins-
gesamt 277.023 TEU umgeschlagen, das bedeutet 
eine Steigerung von 23% gegenüber dem Vorjahr. 
Die genaueren Umschlagszahlen der letzten Jah-
re können untenstehender Abbildung entnommen 
werden.

ren Nutzung der Schiene als umweltfreundliche 
Transportalternative. Konkret bringt die neue NI-
NA-Anbindung für die oberösterreichischen Verla-
der vor allem auch eine direkte Zugverbindung in 
den steirischen Wirtschaftsraum und insbesonde-
re zum Cargo Center Graz/Werndorf, von welchem 
auch 3 – 5 Mal pro Woche eine Linienverbindung 
nach Koper bedient wird. 

Im Gegenzug erhält die steirische Wirtschaft durch 
die Anbindung an den Terminals Enns eine direk-
te Verbindung zu den Nordseehäfen. Die Zugver-
bindungen können also in beiden Richtungen op-
timal ausgelastet werden. Die Wirtschaftlichkeit 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Schiene werden 
dadurch deutlich erhöht. Zusätzlich wird der Ter-
minal Krems besser an den Terminal Ennshafen 
angebunden. Der Ennshafen fungiert als Schnitt-
stelle zwischen Bahn, Straße und der Wasserstra-
ße Donau. Die Rohstoffversorgung Österreichs 
erfolgt zu einem großen Teil auf dem Wasserweg. 

Christian Steindl, Geschäftsführer der Ennhafen 
OÖ GmbH, betonte die Wichtigkeit der NINA An-
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spielen ist kontraproduktiv. Wie in vielen anderen 
Bereichen, ist natürlich auch in der Luftfahrt For-
schung und Entwicklung sehr wesentlich, denn mit 
technischer Innovation kann der Umweltschutz 
noch verbessert werden.

Drew C. Magill, Boeing, erwähnte  den hohen Be-
darf an neuen Flugzeugen: 380 Flugzeuge liefert 
Boeing 2012 aus. Das ist aber bei Weitem nicht 
ausreichend, Magill: „Wir haben einen Rückstand 
von 4057 Flugzeugen“.  Der globale Luftverkehr 
wächst weiterhin um durchschnittlich 5% pro Jahr, 
je nach Markt gibt es teils beträchtliche Unter-
schiede. Am stärksten ist das Wachstum im Markt 
Asien–Pazifik mit einem jährlichen Wachstum von 
6,7%, am schwächsten innerhalb Nordamerikas 
mit 2,2%.  Ältere, weniger effiziente Flugzeuge 
werden durch effizientere, neue Flugzeuge er-
setzt. 2031 werden 34.000 moderne Flugzeuge 
unterwegs sein, davon sind 59% zusätzliche Flug-
zeuge als Folge des verstärkten Bedarfs und 41% 
ersetzte Flugzeuge. Nur 5.780 Flugzeuge werden 
bis 2031 nicht modernisiert. Bei den 34.000 Flug-
zeugen sind vor allem solche mit 90 bis 400 Sit-

LUFTFAHRT

Fliegen mit Verantwortung

Luftfahrt Symposium
 

Die Experten der österreichischen Luftfahrt kamen 
beim Luftfahrt-Symposium zusammen, um Maß-
nahmen zur Reduktion von Emissionen zu disku-
tieren.

„Die Luftfahrt verbraucht heute 70% weniger 
Kraftstoff als vor 40 Jahren. Flugzeuge der nächs-
ten Generation benötigen weniger als 3 Liter Ke-
rosin pro 100 Passagierkilometer, das ist weniger 
als ein Kleinwagen.“, lobte Organisator und Luft-
fahrtverband-Präsident Mario Rehulka die großen 
Fortschritte in der Luftfahrt. Der Treibstoffver-
brauch und Emissionen wurden deutlich reduziert, 
obwohl sich die Transportleistung verdoppelt hat. 
In diesem Zusammenhang muss natürlich auch 
die Auslastung stimmen, die Luftfahrt habe mit ei-
ner durchschnittlichen Auslastung von 75% Spit-
zenwerte, die Schiene komme lediglich auf 40 bis 
50 %, die Straße überhaupt nur auf 20 bis 30%. 
Weltweit werden 12% der CO2 Emissionen im 
Verkehrssektor vom Flugverkehr verursacht. Der 
Straßenverkehr emittiert mit 74% mit Abstand 
das meiste CO2. Nicht nur beim Verbrauch und 
den zugehörigen Emissionen gab es Fortschritte, 
auch beim Lärm, Rehulka: „Neue Flugzeuge sind 
um 50% leiser als vor 10 Jahren.“ Beim Treibstoff 
besteht derzeit eine große Abhängigkeit vom fos-
silen Treibstoff. Generell ist Fliegen das sicherste 
und effizienteste Transportmittel. 40% der inter-
nationalen Touristen haben dies erkannt und nut-
zen das Flugzeug für Ihre Reise. In Europa gibt es 
beispielsweise 30.000 Flüge pro Tag.

Ursula Zechner, Sektionschefin im BMVIT, tritt für 
globale Maßnahmen ein. Der EU-Emissionshandel 
(ETS) soll den europäischen Airlines nicht scha-
den. Die Zusammenarbeit aller Verkehrsträger soll 
im Vordergrund stehen, ein gegenseitiges Aus-
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was zu tun. Boeing möchte die CO2 Emissionen 
bei seinen Flugzeugen, im Vergleich zu 2005, bis 
2050 um 50% reduzieren. Magill scherzte auch, 
dass man dem Konkurrenten Airbus einen Hauch 
bei den Reduktionsmaßnahmen voraus sei. Selbst 
durch Flottenerneuerung und technologischen 
Fortschritt kann das CO2-Wachstum aber nur et-
was eingebremst werden, auch andere Maßnah-
men müssen getroffen werden. Im Luftverkehrs-
management gibt es großes Einsparungspotential. 
Wie nah ist die Welt an einem direkten „A nach 
B Flug“, ohne Umwege, Zickzackflüge etc., fragte 
Magill. Die Effizienz des Luftraumanagements be-
trägt weltweit 92 bis 94%, variiert je nach Region 
jedoch sehr stark. Europa ist derzeit, in der von 
Magill gezeigten Grafik, mit 89 bis 93% bezüglich 
der Effizienz übrigens Schlusslicht.  

zen gefragt, diese machen zusammen einen Anteil 
von 92% aus. Größere Maschinen (6% Anteil) und 
Maschinen für den Regionalverkehr mit 90 Sitzen 
(2% Anteil) sind deutlich weniger gefragt. Boeing 
hat für jede Flugzeuggröße eine oder mehrere 
Flugzeugtypen im Programm, mit Ausnahme der 
Kleinmaschinen für den regionalen Verkehr. 

Auch Magill äußerte sich zu den Emissionen in der 
Luftfahrt: Diese sind zwar anteilsmäßig klein (2% 
der totalen Emissionen) steigen aber bis 2030 auf 
3% der totalen Emissionen an. Ohne Reduktions-
maßnahmen werden die globalen CO2 Emissionen 
der Luftfahrt bis 2050 kontinuierlich ansteigen. 
Das CO2 neutrale Wachstum ist also eine Heraus-
forderung. Die Industrie ist somit verpflichtet et-
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Air traffic management can be more efficient 

World: 92-94% Efficient1 
 

Global and Regional Single Flight 

How close is the flight to a „great circle‟, direct, gate-to-gate route?   
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1. Limited usefulness due to high degree of local variability 
Source: CANSO 
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The Commercial Aviation Challenge 
Carbon-Neutral Growth 

Renewable Fuels 

Zukünftige Quellen für Treibstoff sind vielfältig (Al-
gen, Müll etc.), eine Quelle alleine werde definitiv 
nicht ausreichen. Die Nachfrage nach Biotreibstof-
fen ist groß, viele Airlines haben bereits getestet. 
Der Einsatz von Biotreibstoffen ist technisch mög-
lich. Das große Problem sind allerdings die Ver-
fügbarkeit und der Preis. Magill geht jedoch da-
von aus, dass die Kosten von Biotreibstoff sinken 
werden, wenn die Technologie sich verbessert und 
die Nachfrage steigt. Alles in allem kann das CO2 
neutrale Wachstum nur durch Flottenerneuerung  
(inklusive Technologie), optimiertes Luftverkehrs-
management und erneuerbaren Treibstoffen erfol-
gen.

Auch Alan Pardoe vom Konkurrenten Airbus be-
schäftigt sich mit „Green Aviation Mobility“. Airbus 

Absatzmöglichkeiten für
Flugzeuge

Flugverkehrsmanagement könnte effizienter sein
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den perfekten Flug benötigt man die direkteste 
Route (unter Verwendung optimaler Navigation), 
nachhaltige alternative Treibstoffe, optimierte Bo-
denarbeiten und leichte Kabinenausrüstung.“ Als 
Beispiel nannte Pardoe einen perfekten Flug der 
Air Canada von Toronto nach Mexico City, der die 
auf dieser Strecke üblichen CO2 Emissionen um 
mehr als 40% gesenkt hat. 

Ein aktuelles Forschungsprojekt ist das electrical 
taxi (eTaxi). Am Hauptfahrwerk werden elektrische 
Motoren angebracht. Damit soll der konventionelle 
Motor weniger beansprucht werden, was weniger 
Lärm, weniger verbrannten Treibstoff und in Folge 
auch weniger Emissionen verursacht. Verschiede-
ne Lieferanten und verschiedene technische Kon-
zepte werden derzeit beim eTaxi untersucht. He-
rausforderungen bei dieser Technologie sind das 
zusätzliche Gewicht, die Wartungskosten und na-
türlich auch die Verlässlichkeit des Systems. Das 
Potenzial soll groß sein: Ein A320 verbringt mehr 
als 15% seiner Zeit rollend. Eine andere Möglich-
keit wäre auch ein TaxiBot. Der konventionell mit 
einem Fahrer bemannte „TaxiBot“-Schlepper zieht 
Flugzeuge vom Gate bis zur Startbahn und hilft 
damit, Kerosin zu sparen und Lärm zu reduzieren. 

bringt immer effizientere und umweltfreundlichere 
Flugzeuge auf den Markt. Bei Biotreibstoffen be-
stätigte Pardoe die Aussagen von Magill: „Biotreib-
stoffe sind knapp und teuer“.  Auch Pardoe sieht 
Effizienzprobleme im Luftraummanagement: 
„Beim Straßenverkehr gibt es immer mehr Stau, 
die Luftfahrt hat dasselbe Problem, allerdings in 
drei Dimensionen.“ Alleine bei der Strecke von Zü-
rich bis London (900 km) werden aufgrund von 
Stau 100 Kilometer zusätzlich geflogen. 

LUFTFAHRT

© AIRBUS S.A.S. All rights reserved. Confidential and proprietary document. 

Airborne traffic jam: around 100km extra routing 

Zurich-London route is 900km 

Swissair A319 1700UTC July 24 2012 
 

Über 100 Kilometer Umwege beim Flug Zürich bis London

© AIRBUS S.A.S. All rights reserved. Confidential and proprietary document. 

 An innovative self taxiing solution for eco-efficient ground operation. 
 Aircraft pilot controls the Aircraft + TaxiBot convoy (speed & steering) 

and remains responsible during the Taxiing phase 
 

Disconnection 
Area 

TaxiBot

eTaxi
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Aus diesem Grund hat Airbus eine Lösung entwi-
ckelt, bei der Warteschleifen vermieden werden: 
Erstmals ist ein Airbus A320 unter der testweisen 
Nutzung eines neuartigen initial four-dimensional 
(I-4D) Flugführungssystems erfolgreich von Tou-
louse, Frankreich, nach Stockholm, Schweden, ge-
flogen. Diese neu entwickelte Technologie ist laut 
Airbus in der Lage, ohne Eingreifen der Flugver-
kehrskontrolle Flugprofil und Flugweg automatisch 
optimal zu gestalten und dadurch die geplante An-
kunftszeit ohne Warteschleifen einzuhalten. I-4D 
schafft sowohl für die Flughäfen als auch für den 
Luftraum größere Kapazitäten. Der perfekte Flug 
ist damit nicht mehr weit entfernt, Pardoe: „Für 

© AIRBUS S.A.S. All rights reserved. Confidential and proprietary document. 

On-going Research; Electrical taxi (eTaxi) 

 
 
 
 
 
 
 
• Electric motors on main landing gear for ground movements 
• Reduced engine use lowers fuel burn, noise and emissions. 

Innovative on-board solution to dispatch/taxi the aircraft 
Different suppliers / different technical concepts are under study 
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Monika Langthaler, brainbows, sprach über den 
Zusammenhang von Luftfahrt und Nachhaltigkeit. 
Wir leben heute in der mobilsten Gesellschaft aller 
Zeiten. Diese Gesellschaft hinterlässt mit diesem 
Verhalten aber auch die größten Spuren aller Zei-
ten. Der Klimawandel liege nicht in ferner Zukunft, 
er finde bereits statt. Der Flugverkehr kann dabei 
nicht vom Rest der Mobilität entkoppelt gesehen 
werden. Die IATA schätzt die Gesamtauswirkun-
gen der Luftfahrt heute auf ca. 2% des Beitrags 
menschlicher Aktivitäten zum Klimawandel, 
Langthaler: „Fliegen ist die derzeit am wenigsten 
nachhaltige, individuelle Aktivität, die man set-
zen kann.“  Nur 10 bis 15% der Menschheit sind 
bereits einmal geflogen. Ganz Afrika ist z.B. nur 
für 2,5% der weltweiten Abflüge verantwortlich. 
Eine Globalisierung unseres Flugverhaltens wäre 
katastrophal für Mensch und Umwelt. Der Druck 
wird auf alle CO2 intensiven Branchen (insbeson-
dere in Europa) stark zunehmen. Allerdings kön-
nen bei der Luftfahrt weiterhin bedeutende Ver-
besserungen bezüglich der Klimaauswirkungen 
erreicht werden, wenn der eingeschlagene Weg 
konsequent weiter verfolgt wird. Langthaler bezog 
sich dabei auf die IATA 4-Säulen Strategie. Denn 
einige Erfolge, wie dramatisch gesenkten Treib-
stoffverbrauch oder leisere Flugzeuge, wurden be-

2031 wird Wien eine von 92 Flughafen Megacities 
sein. Aber auch heute hat Airbus bereits wesent-
liche Beiträge bei der Wirtschaftlichkeit und dem 
Umweltschutz geleistet, Pardoe: „Das Flugver-
kehrswachstum betrugt von 2000 bis 2011 53%, 
die Flugzeugtreibstoffnachfrage ist hingegen nur 
leicht um 3% gestiegen.“ Airbus erwartet weiter-
hin hohe Treibstoffpreise, die weiterhin kontinu-
ierlich steigen werden. Die Nachfrage nach Flug-
zeugen bezifferte Pardoe mit 27.350 Stück bis 
2031, etwas weniger als die prognostizierte Zahl 
von Boeing. Das Verhältnis von neuen Flugzeugen, 
ersetzten Flugzeugen und verbleibenden Flugzeu-
gen ist ähnlich zum dem bei Boeing erwähnten.

© AIRBUS S.A.S. All rights reserved. Confidential and proprietary document. 
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Over 50% air travel growth, flat growth in fuel demand 

Airbus products have made a major contribution 

Source: IHS CERA, ICAO, OAG,  Airbus 
 

Fuel 
 

+3% 

Traffic 
 

+53% 

10 year evolution of RPKs, ASKs and jet fuel demand  
(Base 100 in 2000) 

Traffic growth 

Jet fuel demand 

Capacity 
 

+41% 

Eingeschlagenen Weg konsequent weiter 
verfolgen 

Technologischer 
Fortschritt 

Verbesserte 
Infrastruktur 

Operative 
Maßnahmen 

Ökonomische 
Instrumente 

Keynote „Luftfahrt und Umwelt“, Monika Langthaler / 12.September 2012 28 

Chancen 

4-Säulen Strategie zur Reduktion der Klimaauswirkungen der Luftfahrt  

•Fahrzeug, Materialien, 
Triebwerke 
•Treibstoffe (2./3. 
Generation) 

•Luftraummanagement 
• Bedarfsgerechte 
Infrastruktur 
 

•Effizientere Beladung 
•Optimierte Routen 
•Fluggeschwindigkeit 
•Optimierte 
Bodenprozesse 

•Effektive ökonomische 
Instrumente 
•Carbon Offset 
•Fairer, globaler 
Emissionshandel 

IATA 4-Säulen Strategie

Trotz starken Flugverkehrswachstum ist der Treibstoffverbrauch nur leicht gesteigen
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Nur 10 bis 15% der Menschheit
sind bereits einmal geflogen
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(verbessere Luftrouten, Air Traffic Management, 
Flughafen Abläufe) und wirtschaftlichen Instru-
menten (positive wirtschaftliche Maßnahmen). 

Biotreibstoffe funktionieren, das große Problem 
stellt hier der Preis dar. Regierungen können bei 
Biotreibstoffen helfen, indem sie unter anderem 
Forschung fördern, Anreize bieten und globa-
le Nachhaltigkeitskriterien schaffen. Im Bereich 
Infrastruktur erwähnte Matschnigg, dass Sing-
le European Sky (SES) technisch ohne Probleme 
umsetzbar wäre, es jedoch an politischen Willen 

reits erreicht.  Langfristig muss der Luftverkehr so 
gestaltet werden, dass er das Klima so gering wie 
möglich beeinflusst und trotzdem so viel Verkehr 
wie nötig transportiert.

Günther Matschnigg, IATA, erwähnte eingangs die 
Rolle der IATA in der Luftfahrt: Der IATA gehö-
ren 240 Fluglinien an, womit die IATA 84% des 
regulären internationalen Luftverkehrs repräsen-
tiert.  Ihre Mission ist es, die Luftfahrtindustrie zu 
vertreten, ihr zu dienen und sie zu leiten. Sie re-
präsentiert die Interessen der Airlines gegenüber 
Regierungen und internationalen Organisationen. 
Der Beitrag des Luftverkehrs zum Klimawandel 
(CO2-Fußabdruck) ist zwar klein, steigt jedoch von 
2% auf 3% bis 2050. Matschnigg ist besorgt über 
dieses Wachstum. Alle Stakeholder haben sich je-
doch zu Einsparungszielen verpflichtet: CO2 neut-
rales Wachstum von 2020 an und 2050 soll bereits 
eine 50% Reduktion von CO2 Emissionen im Ver-
gleich zu 2005 stattgefunden haben. 

Erreicht werden sollen diese Ziele durch die IATA 
vier Säulen Strategie: Technologie (Flugwerk, Mo-
tor, Systeme, saubere Biotreibstoffe, neue Ener-
giequellen), operative Maßnahmen (maximale 
Effizienz und minimales Gewicht), Infrastruktur 

IATA 12 September 20129

Emissions reduction roadmap 

2005 20502020

Tech
Ops
Infra

No action

CNG 2020

2030 2040

-50% by 
2050

CO2
emissions

2010

Business as usual emissions
Aircraft technology (known), operations and 
infrastructure measures
Biofuels and additional technology
Carbon-neutral growth 2020
Gross emissions trajectory
Economic measures

Biofuels + 
add. Tech

(schematic)

Mario Rehulka, Drew Magill, Dieter Drexel (Industriellenvereinigung), Heinz Sommerbauer (Austro Control), Ulrich 
Schulte-Strathaus (AC&S), Anton Binder (MTU), Monika Langthaler, Günther Matschnigg, Ursula Zechner, Martin Grüll 
(RBI), Moderatorin Regina Preloznik, Jaan Albrecht (AUA), Christian Domany (WKÖ), Alan Pardoe, Günther Ofner (Flug-
hafen Wien), Walter Reimann (AUA), Arnulf Wolfram (Siemens Austria).
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mehr Anstrengungen
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ist die Forschung überhaupt erst am Beginn, den-
noch könnten Algen der Treibstoff der Zukunft 
sein. Generell sind die Preise zwei bis dreimal hö-
her als bei konventionellem Kerosin. Dafür können 
mit Hilfe von Biotreibstoff die CO2 Emissionen ge-
senkt werden. 

Generell ist Wien als Anbieter von Biotreibstoff 
prädestiniert. Die Nähe zu CEE und Brachland sind 
vorhanden, die OMV ist dem Flughafen sehr nahe 
und es sind auch verschiedenste Verkehrsmittel 
in der unmittelbareren Umgebung. Das könn-
te die Wettbewerbsfähigkeit des Hubs Wien und 
generell Österreichs Position bedeutend stärken. 
Dazu sollten auf österreichischer Ebene folgende 
Maßnahmen gesetzt werden: Eine gemeinsame 
Plattform für erneuerbare Energien, eine Aufnah-
me der Luftfahrt in die nationale Mobilitäts- und 
Treibstoffstrategie, Überwachung der CO2 Reduk-
tionsziele und eine Verstärkung der Forschung 
und Entwicklung bezüglich der Biotreibstoffe für 
die Luftfahrt.

fehle. Außerdem müssten die betroffenen Insti-
tutionen ihre Arbeitsmethoden reformieren und 
neue Fertigkeiten einführen.  Die fünf Säulen von 
SES (Technik, Legislative, Sicherheit, Flughafen 
und menschlicher Faktor) seien nicht integriert 
und auch nicht durchsetzbar. Die Luftfahrt-Infra-
struktur brauche generell mehr Anstrengungen 
und eine globale Lösung bezüglich wirtschaftlicher 
Maßnahmen, hielt Matschnigg abschließend fest.

Walter Reimann, Austrian Airlines, erwähnte noch 
deutlicher, dass die Biotreibstoffe unentbehrlich 
sind, um die IATA Ziele zu erreichen. Technische 
und operative Maßnahmen alleine werden definitiv 
nicht ausreichen. Es darf allerdings maximal 50% 
Biotreibstoff beigemischt werden (Schmiereffekt). 
Bei Raps, Palmöl und Jatrophal ist die Verfügbar-
keit ein Problem. Bei Holz, Stroh, Müll und Algen 
ist die Großproduktion in weiter Ferne. Bei Algen 

AUSTRO CONTROL 
SUCHT FLUGLOTSEN!
Sie haben Interesse an einem herausfordernden, abwechslungsreichen Beruf mit großer
Verantwortung und attraktiver Bezahlung? Dann bewerben Sie sich bei Austro Control!
Die Ausbildung zur Fluglotsin oder zum Fluglotsen dauert im Schnitt rund drei Jahre und wird 
direkt bei Austro Control absolviert. Bereits während der Ausbildung ist man als Trainee bei 
Austro Control angestellt und erhält ein Gehalt. 

Anforderungen:
• gutes räumliches Vorstellungsvermögen
• rasche Reaktionsfähigkeit
• Entscheidungsfreudigkeit
• Simultankapazität
• hervorragende Konzentrations- und Gedächtnisleistung
• hohe Teamfähigkeit

Voraussetzungen:
• Reifeprüfung
• bei männlichen Bewerbern abgeleisteter Präsenz- / Zivildienst
• gute Englischkenntnisse
• gutes Sehvermögen
• EU-Staatsbürgerschaft

Kontakt: 
Austro Control Akademie
Tel. 051703-1109, academy@austrocontrol.at, www.austrocontrol.at.

Algen könnten der Treibstoff 
der Zukunft sein
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fenen Stakeholdern umzusetzen. Die Forcierung 
der Elektromobilität erfordert das Engagement al-
ler in diesem Bereich tätigen Gebietskörperschaf-
ten, Unternehmen, Institutionen, Plattformen und 
Verbänden. Erfolgreich gestartete Aktivitäten und 
Initiativen, Forschungs- und Förderprogramme, 
Modellregionen und Leuchtturmprojekte liefern 
schon heute wertvolle Ergebnisse. Diese Dynamik 
soll mit dem Umsetzungsplan genutzt, verstärkt 
und ausgebaut werden. Der Umsetzungsplan soll 
als ein Impulsgeber und eine breite Umsetzungs-
plattform seitens des Bundes wirken, um innovati-
onsfreundliche Rahmenbedingungen in Österreich 
zu schaffen und Planungs- und Investitionssicher-
heit zu geben.

Der gemeinsame Weg!

Elektromobilität in und aus Österreich

E-MOBILITÄT

E-Mobilität hat in den letzten Jahren enorm an Be-
deutung gewonnen. Es ist ein Querschnittsthema 
der Bereiche Verkehr, Infrastruktur, Technologie, 
Energie und Umwelt und für Österreich ein zen-
trales Wirtschafts- und Standortthema. Elektro-
mobilität wird als vernetztes Mobilitätsystem von 
Bahn, E-Nutzfahrzeugen, E-Bussen und E-Pkw bis 
zu E-Scootern und E-Fahrrädern verstanden. Das 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und 
Technologie beschäftigt sich bereits seit geraumer 
Zeit mit Elektromobilität und sieht darin einen Lö-
sungsbaustein für ein modernes, umweltfreundli-
ches und effizientes Gesamtverkehrssystem. 

Im Jahr 2010 begann die Vorbereitung zu Er-
stellung des „Umsetzungsplan Elektromobilität in 
und aus Österreich“. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie koordinierte 
gemeinsam  mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft, Familie und Jugend und dem Bundesminis-
terium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft neun Arbeitskreise, in denen 
zweihundert ExpertInnen einen umfangreichen 
Maßnahmenkatalog für die Einführung von Elekt-
romobilität in Österreich erarbeitet haben. In einer 
gesamtheitlichen Betrachtung des Systems Elekt-
romobilität sollte ein gemeinsamer Weg beschrit-
ten werden, um die Potentiale der Elektromobilität 
für Österreich bestmöglich zu nutzen. 

Im Juli 2012 wurde der Umsetzungsplan von der 
Bundesregierung im Ministerrat verabschiedet. 
Die wesentlichen Aspekte  des Umsetzungsplans 
sind: technologische Entwicklung im Fahrzeugbau 
(Leichtbau, Antriebssysteme, Batterien), Lad-
einfrastruktur, Energie und Netze (Smart Grids), 
bedarfsgerechte E-Mobilitätsangebote (E-Car-
Sharing, Buchung und Ticketing), Verknüpfung 
mit dem Öffentlichen Verkehr, Unterstützung für 
frühe Anwender, internationale Standardisierun-
gen, Ausbildung in neuen Berufsfeldern und  Mo-
bilitätsausbildung sowie Bewusstseinsbildung. Die 
im Umsetzungsplan an die jeweils zuständigen Mi-
nisterien adressierten Maßnahmen sind 2012 und 
2013 zu initiieren und gemeinsam mit den betrof-

Elektromobilität  
in und aus Österreich

 
Der gemeinsame Weg!

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft,  
Umwelt und Wasserwirtschaft (BMLFUW)

Bundesministerium für Verkehr,  
Innovation und Technologie (BMVIT)

Bundesministerium für Wirtschaft,  
Familie und Jugend (BMWFJ)

Juni 2012

Umsetzungsplan
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„Neue Technologien und innovative organisatori-
sche Lösungen ermöglichen attraktive, bedarfsge-
rechte und leistbare Mobilität, dabei kommt es 
nicht zuletzt auf die intelligente Verknüpfung mit 
den mit öffentlichen Verkehrsmitteln an“, so In-
frastrukturministerin Bures. Sie geht davon aus, 
dass 2020 jedes fünfte neuzugelassene Fahrzeug 
teil- oder vollelektrifiziert sein wird.

Um Elektromobilität auf einer breiteren Anwen-
derbasis zu etablieren, muss sich jedoch auch das 
Mobilitätsverhalten der Menschen ändern.  Bei den 
Jungen ist es teilweise schon so weit, dass es be-
sonders im urbanen Bereich wichtiger wird mobil 
zu sein als ein Fahrzeug zu besitzen (lt. Fraun-
hofer-Studie). Noch ist die Distanz zu den neuen 
Technologien in der Bevölkerung recht groß auch 
aus Mangel an attraktiven Angeboten. Um sich auf 
den „Umstieg“ auf E-Mobilität einzulassen, bedarf 
es zunächst eines sanften „Einstiegs“. Nach dem 
Motto „Weg vom Besitzen, hin zum Nutzen“ sol-
len  der Öffentliche Verkehr und Individualverkehr 
zum Beispiel durch Sharing-Modelle für Elektro-
fahrzeuge und elektrifizierte kommunale und be-
triebliche Flotten intelligent integriert werden. Mit 
dem eCar-Sharing Ansatz wird Elektromobilität 
somit leistbar für jeden und zukünftig zur Selbst-
verständlichkeit in einem mobilen Alltag.

Download Umsetzungsplan: http://www.bm-
vit.gv.at/service/publikationen/verkehr/strasse/
elektromobilitaet/downloads/umsetzung.pdf

Autorin: Dr. Daphne Frankl-Templ, BMVIT

Das BMVIT sieht hier vor allem drei Handlungs-
felder, welche in seine Kernkompetenz fallen: 
Technologie und Forschung, Infrastrukturplanung, 
-finanzierung und -errichtung und Verkehrspoli-
tik und Verkehrsplanung. Neben der Fortführung 
wichtiger Förderprogramme wie die über den Kli-
ma- und Energiefonds abgewickelten  „Leuchttür-
me der Elektromobilität“ oder das Forschungs-
programm „Mobilität der Zukunft“ sind folgende 
Schwerpunkte geplant:

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation 
und Technologie investiert seit langem in die an-
gewandte Forschung und Entwicklung im Bereich 
innovativer Fahrzeugtechnologien.  Dabei fokus-
siert das BMVIT weiterhin auf die Entwicklung 
und Integration innovativer Technologien für E-
Fahrzeuge und E-Infrastrukturen im Verkehrssys-
tem. Wegbereiter dafür sind die bereits etablierten 
Leuchtturmprojekte EMPORA, CMO, E-LOG BIO 
FLEET, EMORAIL, SMILE und VECEPT. 

Darüber hinaus geht es verstärkt um ordnungspo-
litische Rahmenbedingungen zur Orientierung und 
Umsetzung einheitlicher nationaler Mindestanfor-
derungen bei Planung, Errichtung und Betrieb von 
E-Mobilitätslösungen. Europäische und internati-
onale Kooperationen für Technologieentwicklung, 
Bau- und Prüfvorschriften sowie Normung und 
Standardisierung werden begleitend dazu inten-
siviert. Die Umsetzungsmaßnahmen beinhalten 
dabei verstärkt Qualifizierungs-, Mobilitätsaus-
bildungs- und Bewusstseinsbildungsmaßnahmen 
von Kindern, Jugendlichen sowie allen Verkehrs-
teilnehmerInnen.

„Elektromobilität ist zugleich ein Technologie-, Wirtschafts- und 
Umweltthema. Durch eine gut abgestimmte Strategie können wir 
einen Mehrwert für Österreich erzielen. Die gemeinsame Strategie 
der Bundesregierung ist so ausgerichtet, dass alle Gebietskörper-
schaften, Forschungseinrichtungen, wirtschaftliche Konsortien und 
Unternehmen unmittelbar daran anschließen können.“

„Österreich hat eine starke und innovative Fahrzeugindustrie. Hier-
zulande werden gemessen an der Bevölkerungszahl mehr Motoren 
produziert als in Deutschland. Heimische Unternehmen sind her-
ausragend bei der Entwicklung und Produktion in den Bereichen 
Elektronik, Batterien, Antriebsstrang etc. Forschung und Entwick-
lung sichern diesen Vorsprung ab, wenn es darum geht, die Fahr-
zeugtechnologien auch auf alternative Antriebe auszurichten.“

Infrastrukturministerin Doris Bures 
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Erfolge wird die Elektromobilität für Österreich 
dann bringen, wenn konsequent und mutig ent-
lang von klaren Strategien gehandelt wird und 
konkrete Schritte gesetzt werden. Der zu Papier 
gebrachte und seitens der Bundesregierung ver-
abschiedete „Umsetzungsplan zur Elektromobili-
tät in und aus Österreich“ ist ein wichtiger erster 
Schritt dazu. Die im Umsetzungsplan skizzierten 
Maßnahmen gilt es rasch zu initiieren und wider-
spruchsfrei umzusetzen. Die im Rahmen des Er-
stellungsprozess etablierten Strukturen und Part-
nerschaften sind eine sehr gute Ausgangsbasis zur 
weiteren vertieften Ausarbeitung.

Die Austrian Mobile Power (AMP) als die E-Mobi-
litätsallianz Österreichs begrüßt diesen gemein-
samen Weg der Bundesregierung und unterstützt 
diesen auch weiterhin. Die AMP vernetzt bereits 

E-MOBILITÄT

Elektromobilität wird sich als der kraftvolle und 
leise Wegbegleiter zukünftiger Personen- und 
Gütermobilität in Österreich etablieren. Im Jahr 
2020 ist davon auszugehen, dass 20% der Neu-
zulassungen Hybrid- oder Batteriefahrzeuge auf 
Österreichs Straßen fahren und rund 90% davon 
im privaten Raum und geteilten Umgebungen mit 
Zugangsbeschränkung laden werden. Attraktive 
Elektromobilitäts-Angebote werden nicht nur Pi-
oniere sondern gerade geschäftliche und priva-
te NutzerInnen mit ihrer Alltagstauglichkeit und 
Nachhaltigkeit begeistern. Österreichische Unter-
nehmen forschen, entwickeln, testen, produzie-
ren und exportieren dafür schon heute innovative 
Produkte und Dienstleistung im Bereich der Elek-
tromobilität und tragen damit zur Sicherung und 
Zukunftsfähigkeit des Standorts und der Beschäf-
tigung in Österreich bei. 

Elektromobilität für Österreich
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treiberübergreifender Ladeangebote oder Mo-
bilitätsservices sind ein wesentlicher Schritt zur 
Nutzerakzeptanz und damit zur Verbreitung.

Die Erarbeitung einer antriebsneutralen Klassifi-
zierung umweltfreundlicher elektrifizierter Perso-
nenkraftwagen und Zustellfahrzeuge ist ebenfalls 
rasch gefragt, um nachfragefördernde Verwen-
dungsanreize in Österreich eindeutig und einheit-
lich zu regeln. 

Konsequenz, Mut und ein langer Atem seitens der 
Verwaltung und Politik, für Planbarkeit und Inves-
titionssicherheit von Akteuren in Österreich ist für 
die erfolgreiche Umsetzung der Elektromobilität 
die Grundvoraussetzung. Die intelligente Abstim-
mung von Förderungen und Verwaltungsvorschrif-
ten zur Generierung bundesweit einheitlicher und 
interoperabler Nachfrage nach Elektromobilität ist 
eine zentrale Herausforderung, der es sich zu stel-
len gilt.

heute österreichische Akteure branchenübergrei-
fend und schafft Chancen gemeinsam mehr zu 
bewegen. Mit gebündeltem und geteiltem Fach-
wissen generiert die AMP Ideen, zeigt neue Wege 
auf und treibt die Implementierung von Elektro-
mobilitätslösungen, -produkten und -services ak-
tiv voran. 

Aus Sicht der Austrian Mobile Power wird es in 
den kommenden Jahren der Markthochlaufphase 
erfolgskritisch sein nationalen und internationa-
len best-practice Erfahrungen zu analysieren und 
umsetzungsrelevante Eckpfeiler sowie Initiativen 
mit gesellschaftlichem Interesse für Österreich zu 
formulieren und zielstrebig zu realisieren. 

Von besonderer Relevanz dabei ist die Integration 
in regionale und nationale Verkehrsinfrastruktur- 
und Energieinfrastruktursysteme. Spezifikationen 
für die landesweite und grenzüberschreitend in-
teroperable Autorisierung und Verrechnung be-

Austrian Mobile Power:

Mit der gemeinsamen Kraft und Kompetenz österreichi-
scher Spitzenunternehmen führt die Austrian Mobile Po-
wer, als die Elektromobilitäts-Allianz Österreichs, die 
Implementierung der Elektromobilität voran. Mit einer 
neuen Struktur, einem neuen Präsidium und einem neu-
en Geschäftsführer startet Austrian Mobile Power in die 
zweite Jahreshälfte. Seit Sommer 2009 umfasst die Aus-
trian Mobile Power Spitzenrepräsentanten 34 führender 
österreichischer Unternehmen aus den Bereichen Fahr-
zeugtechnologie, Systemanbieter, Energieversorger, An-
wendertechnologien und Interessensvertretungen, die mit 
ihren zu entwickelnden Produkten, Lösungen und Dienst-
leistungen alle Modell- und Leuchtturmprojekte zur Elekt-
romobilität in Österreich mit vorantreiben. 

Kontakt:

DI Heimo Aichmaier
Geschäftsführer
Austrian Mobile Power 
Mariahilfer Strasse 103/4/66
1060 Wien
heimo.aichmaier@austrian-mobile-power.at
www.austrian-mobile-power.at
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Der EVARE Range Extender zeichne sich, so Bes-
te, “durch kompakteste Integration eines Ver-
brennungsmotors mit einem optimierten Genera-
tor-Starter-System, der Leistungselektronik und 
Steuerung, und der akustischen Kapselung aus.“ 
Der Rotationskolbenmotor – im Prinzip ein Wan-
kelmotor, der schon in den fünfziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts entwickelt worden ist - er-
laubt durch sein Konstruktionsprinzip höchste 
Leistungsdichten bei geringster akustischer Anre-
gung. 

Das System wird vollautomatisch aktiviert, sobald 
ein bestimmter Ladezustand der Batterie im elek-
trischen Betrieb unterschritten oder ein Betriebs-
modus für die maximale Fahrzeugreichweite vor-
gewählt wird und versorgt dann die Batterie mit 
elektrischer Energie. Das modulare AVL Range 
Extender System werde gegenwärtig im Flotten-
betrieb erprobt, berichtete Beste.

Mit Multimodalität und neuem Fahrzeugkonzept

Klimaneutral mobil:

Österreich soll ein Vorreiter - ein „Schaufenster“ – 
für E-Mobilität werden. Das hat sich der Klima- und 
Energiefonds zum Ziel gesetzt und unterstützt seit 
2008 einschlägige Forschung und Entwicklung. Die 
Projekte sollen „Erfahrungsquelle, Keimzelle und 
Multiplikator“ auf dem Weg zur Elektromobilität in 
Österreich werden. Ein „science brunch“ im Grazer 
Kunsthaus stand unter dem Motto „Klimaneutral 
mobil im 21. Jahrhundert – Multimobilität, neue 
Fahrzeugkonzepte und mehr“.

Der technologische Trend im Pkw-Bereich weist 
in die Richtung einer sukzessiven Elektrifizierung 
des Antriebsstrangs. Fahrzeughersteller und Zu-
lieferer suchen nach Lösungen für eine nachhalti-
gere Mobilität, Energieversorger entwickeln inno-
vative Infrastruktur- und Geschäftsmodelle. Auch 
das Verhalten der Anwender, Fahrprofile und die 
Entwicklung von Modellen zur Einbindung des Öf-
fentlichen Verkehrs in die Mobilitätskonzepte von 
morgen sind Forschungsinhalte.

Auf dem Weg zur Elektrifizierung des Pkw-Antriebs 
würden in den nächsten zehn bis 20 Jahren Elek-
tro- und Verbrennungsmotoren intelligent ver-
knüpft werden – in Form von Hybriden und durch 
Range Extender („Reichweitenverlängerer“). Frank 
Beste, Senior Program Manager Electric Vehicle 
and Range Extender bei der AVL List, präsentierte 
beim „science brunch“ das EVARE-Projekt mit dem 
Entwicklungsziel, „die Elektromobilität mit lokaler 
Emissionsfreiheit bei maximalem KundInnennut-
zen in bezahlbaren, ganzheitlichen Fahrzeugkon-
zepten zu vereinigen“.

Hierzu soll das aufwändige (und noch teure) elek-
trische Energiespeichersystem für den tatsächli-
chen täglichen Fahrbedarf – mehr als 80% aller 
Fahrzeuge im Stadtverkehr legen pro Tag weniger 
als 50 km zurück – optimiert werden. Der Ran-
ge Extender, ein durch einen Verbrennungsmotor 
angetriebener Generator, soll als „chemisch-elek-
trischer“ Energiewandler eine attraktive Gesam-
treichweite von mindestens 250 km bei moderaten 
Energiespeicherkosten, niedrigem Batteriegewicht 
und geringem Bauvolumen ermöglichen.

Da der Straßenverkehr einen nicht unbeträchtli-
chen Beitrag zu den CO2-Emissionen leistet, er-
höht sich der Druck auf Fahrzeughersteller und 
Zulieferer, an der Eindämmung der globalen Kli-
maerwärmung mitzuwirken. Diese Herausforde-
rung lässt sich nicht auf den Antrieb reduzieren 
sondern betrifft das gesamte Fahrzeugkonzept. 
Dass sich der Hebel auch beim Fahrzeuggewicht 
wirksam ansetzen lässt, demonstriert die Magna 
Steyr Fahrzeugtechnik mit dem Projekt „CULT - 
Car’s Ultra Light Technologies“.

„Das Projekt  hat sich zum Ziel gesetzt, ein Kon-
zept für ein A-Segmentfahrzeug mit halbierter 
CO2 Emission - 49g CO2 pro km statt 100g CO2 

pro km - zu erarbeiten, unter der Voraussetzung, 
dass das beschriebene Fahrzeug leistbar, baubar 
und verkaufbar sein muss“, erläuterte Projektlei-
ter Wolfgang Fritz bei der Fachtagung im Kunst-
haus Graz. (Zum A-Segment zählen Kleinstwagen, 
wie etwa der Smart oder der Fiat Panda). Die er-
forderlichen Technologien, vor allem der Einsatz 
unterschiedlicher Materialien wie etwa faserver-

E-MOBILITÄT

Halbierte CO2 Emissionen
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- zum Beispiel Bremsen - bei gleicher Funktions-
erfüllung benötigt. Angenehmer wirtschaftlicher 
Nebeneffekt: „Die Kostenminderung durch Funk-
tionsintegration und Downsizing/Sekundäreffekt-
nutzung kompensiert zum Teil die Mehrkosten 
durch die Materialsubstitution“ (Fritz).

Die Ergebnisse sind ermutigend: Mit dem ganz-
heitlichen Ansatz sei, so der Projektleiter, „ein 
Fahrzeugkonzept darstellbar, das eine deutliche 
Gewichtsreduktion von rund 300 Kilo bei modera-
ter Kostensteigerung ermöglicht.“ In Verbindung 
mit Maßnahmen beim Antrieb könnten die CO2-
Emissionen halbiert werden.

Die Batterie ist die „Achillesferse“ der Elektromo-
bilität: Ihre immer noch geringe Leistungs- und 
Energiedichte, eine beschränkte Lebensdauer, 
hohe Produktkosten und noch nicht vollständig 
gelöste Sicherheitsfragen liegen den Ingenieuren 
schwer im Magen. Peter Dämon, Projektleiter der 
„LIBS-Lithium Ionen Batteriesystem-Entwicklung“ 
bei Magna E-Car Systems, beschrieb die Heraus-
forderungen: „Die Leistungsdichte soll möglichst 

stärkte Kunststoffe und die hierfür notwendigen 
Verbindungstechnologien, sollen im Rahmen des 
Projekts gemeinsam mit industriellen und wissen-
schaftlichen Partnern entwickelt werden.

Im CULT-Projekt werden zwar alle Möglichkeiten 
zur Reduktion der CO2-Emissionnen bearbeitet - 
Leichtbau, Wirkungsgradverbesserung, Aerodyna-
mik, Rollwiderstand und Antrieb -, doch der Fokus 
liegt beim Leichtbau, da, so Fritz, „die Erreichung 
des Gewichtsziels für die Realisierung der anderen 
Potenziale Voraussetzung ist.“

Die Ingenieure setzen an drei Stellen an: Durch 
Funktionsintegration sollen bestimmte Bautei-
le mehrere Funktionen übernehmen und damit 
andere entbehrlich machen – zum Beispiel die 
Innenverkleidungen durch entsprechende Ge-
staltung des Rohbaues. Weiters sollen konventi-
onelle Werkstoffe durch Leichtbaumaterialien wie 
Kohlenstofffasern oder Magnesium ersetzt wer-
den. Und schließlich – das segelt unter der Flag-
ge „Downsizing/Sekundäreffektnutzung“ – folgert 
man nachvollziehbar, dass das Fahrzeug durch 
Gewichtseinsparung kleinere, leichtere und damit 
im Allgemeinen auch preiswertere Komponenten Material Concept 
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brauchsoptimal. Mithin: „Die Ermittlung günstiger 
Fahrstile für hybridelektrische Fahrzeuge ist kom-
plex“ und „der Einfluss des Fahrerverhaltens auf 
den Verbrauch dürfte bei Hybridfahrzeugen gerin-
ger als bei konventionellen Antrieben sein“, resü-
mierte Hausberger. Unbestritten sei jedoch, dass 
sanfte Verzögerungen und eine geringere Fahrdy-
namik vorteilhaft für die Batterielebensdauer sind. 
Und: „Die Batteriealterung ist für die Kosten von 
Hybrid- und Elektrofahrzeugen wichtig. Sie muss 
daher möglichst gut beherrscht werden“.

Elektrofahrzeuge eröffnen neue Perspektiven 
zur Entwicklung intermodaler Mobilitätsangebo-
te. Unter der Federführung der ÖBB und der iC 
consulenten Ziviltechniker Ges.m.b.H. läuft das 
Projekt „eMORAIL – Integrated eMobility Service 
for Public Transport“ – von der Themenstellung 
eine Premiere, denn „es gibt weltweit noch kein 
eMobility-Projekt, das die zwingende Verknüpfung 
von E-Fahrzeugen mit dem Öffentlichen Verkehr 
erprobt“, betonte Projektleiterin Nicole Stroj von 
der ÖBB Holding beim science brunch. Im Mittel-
punkt stehe nicht das Verkehrsmittel, sondern die 
Mobilitätsdienstleistung.

Das eMORAIL-Geschäftsmodell biete eine kosten-
günstige und umweltschonende Mobilitätslösung 
für Pendler mit einem (zur Verfügung stehenden) 

hoch sein, um mit einem Kfz-Antrieb vergleich-
bare Beschleunigungen mit dem Elektromotor zu 
ermöglichen. Die Energiedichte eines Batterie-
systems für Elektrofahrzeuge soll hoch sein, um 
Reichweiten von mehreren hundert Kilometern zu 
ermöglichen.“ Durch das Mitführen hoher Ener-
giedichten entstehe indes ein potenzielles Sicher-
heitsrisiko, das gelöst werden müsse. Zudem soll-
ten die Kosten eines Batteriesystems möglichst 
gering sein und die Lebensdauer „den üblichen 
automotiven Ansprüchen genügen.“

Forschungsgegenstand war die Entwicklung von 
Batteriesystemen bis zur Konzeptreife für den 
künftigen Einsatz in Hybrid-Nutzfahrzeugen so-
wie in Elektro-Pkw. Bei Nutzfahrzeugen konnte 
die Batterielebensdauer durch veränderte Zell-
eigenschaften und den inneren Zellaufbau von 
derzeit erwarteten 15.000 Betriebsstunden um 
etwa 30% erhöht werden; für den Einsatz in Pkw-
Elektrofahrzeugen gelang die Entwicklung eines 
Prototypen mit höherer Energiedichte, die durch 
prismatisch geformte Zellen und eine neuartige 
Zellchemie erreicht wurde.

Auf den Ergebnissen sollen weiterführende For-
schungsprojekte aufbauen, um „dem Fernziel, 
marktfähige Batteriesysteme für den Massen-
markt liefern zu können, so rasch wie möglich nä-
her zu kommen“ (Dämon).

Das LIBS-Projekt lieferte jedoch noch eine ande-
re, bemerkenswerte Erkenntnis zum „Eco-Drive“ 
– einem möglichst ökologischen und ökonomi-
schen Fahrstil. Während bei konventionellen Kfz 
der Fahrer einen erheblichen Einfluss auf Ver-
brauch und Emissionen hat – zum Beispiel durch 
Verzicht auf „Kavalierstarts“, durch frühes Hoch-
schalten und durch vorausschauendes Fahren, um 
abruptes Bremsen zu vermeiden -, ist „das güns-
tige Fahrerverhalten bei Hybridantrieben unklar“, 
erklärte Stefan Hausberger vom Institut für Ver-
brennungskraftmaschinen und Thermodynamik 
an der TU Graz. Das Fahrzeug wähle den Modus 
(elektrisch fahren, boosten, generieren) nach der 
Stellung des Gaspedals und anderen Parametern 
und je nach Situation sei ein anderer Modus ver-

Fahrstil und Batterielebens-
dauer

Integrierte Mobilitätsplattform

eBike + eCar + eRails = eMORAIL 

(Quelle: create mediadesign)  

eBike + eCar + eRails = eMORAIL
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tung oder Reparatur organisieren, für eine hohe 
Fahrzeugauslastung durch die Nutzung tagsüber 
– etwa für mobile soziale Dienste – sorgen und im 
Idealfall auch elektrischen Strom aus erneuerba-
ren Energien vor Ort, zum Beispiel aus Photovol-
taikanlagen, Wind- oder Kleinwasserkraftwerken, 
bereitstellen.

Voraussetzung für das Funktionieren von eMORAIL 
sei, so Stroj, „eine integrierte Mobilitätsplattform, 
die alle Kundenbedürfnisse abdeckt“. Hierzu zäh-
len die Ortung der benötigten Fahrzeuge bzw. der 
ÖV-Verbindungen, Informationen über die Verfüg-
barkeit, über Buchungszeiten und Reichweiten, 
ÖV-Informationen in Echtzeit und Informationen 
zur geplanten Fahrtstrecke mit den eFahrzeugen. 

Als „persönliche Mobilitätszentrale“ sollen Kunden 
zur Information, Buchung und Bezahlung unter-
schiedliche Endgeräte wie Smartphone, Notebook, 
PC oder einen Touchscreen (am Bahnhof) nutzen 
können.

eFahrzeug am Wohnort, einer Fahrt mit den ÖBB 
und einem eCarsharing-Angebot am Zielort, so-
dass die Zielgruppe ihre Alltagsmobilität ohne ei-
genen Pkw gestalten könne.

In einem ersten Pilotversuch wird diese integrier-
te Verkehrsdienstleistung in den beiden ländli-
chen Regionen Bucklige Welt (NÖ) und Naturpark 
Südsteirisches Weinland sowie ein intermodales 
eCarsharing- und eBike-Angebot in Wien und Graz 
erprobt.

Stroj sprach von einem „vielfältigen Nutzen“ für 
die beteiligten Gemeinden: Elektrofahrzeuge 
könnten dort eingesetzt werden, wo Öffentlicher 
Verkehr (ÖV) nur eingeschränkt angeboten werde 
– etwa in dünn besiedelten Gebieten und in den 
Nachtstunden. Andererseits würde durch Elektro-
fahrzeuge als Zubringer den Einzugsbereich von 
Haltestellen erweitert und damit der ÖV gefördert 
werden. Als Betreiber der eFahrzeuge könnten 
die Gemeinden ergänzende Services wie War-Das eMORAIL-Modell 

4_07.03.12 

Bahn 
zur Distanzüberwindung 

App/Plattform  
zur Info/Buchung/Bezahlung der 
integrierten Mobilitätsdienstleistung 

Elektrofahrzeuge  
für die erste/letzte Meile 

Das eMORAIL-Modell
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lyse der Bedürfnisse und Nutzungsmuster sei Vor-
aussetzung für die Entwicklung geeigneter techni-
scher und organisatorischer Lösungen. 

„Rein batterieelektrisch betriebene Fahrzeuge wer-
den in den nächsten Jahren genauso eingesetzt 
werden, wie Plug-In Hybride zur Überwindung von 
längeren Distanzen,“ erklärte die Projektleiterin. 
Die Mobilitätserfordernisse würden durch ein in-
tegriertes System aus Elektrofahrzeugen, öffent-
lichem Verkehr, Ladeinfrastruktur, Energieversor-
gung sowie Fuhrparkmanagement, Shared-Car 
Angeboten und Informationssystemen befriedigt 
werden: Die Kunden müssten „ihre Mobilitätsbe-
dürfnisse mit der Angebotspalette der Elektromo-
bilitäts-Dienstleistungen abgedeckt wissen.“

Dies setze voraus, dass bestehende Nutzungsbar-
rieren der Elektromobilitäts-Kunden identifiziert  
und technische sowie organisatorische Lösungs-
ansätze für die flächendeckende Einführung von 
Elektromobilität entwickelt werden. „Das Ergebnis 
dieser Anstrengungen wird eine nationale System-
lösung für Elektromobilität sein“, schloss Plunger.

Autor: Peter Kudlicza

Österreich habe sich im Rahmen des Kyoto-Pro-
tokolls zu einer Verringerung der Treibhausgas-
(THG-) Emissionen um 13 % bis 2012 verpflichtet. 
Von der Industrie, dem produzierenden Gewerbe 
und dem Verkehr als größte THG-Quellen sei der 
Verkehr am weitesten vom Kyoto-Ziel entfernt, 
betonte Eva-Maria Plunger vom Verbund als Ko-
ordinator des Projektes „emporA – E-Mobile Power 
Austria“. Dessen Ziel ist die Entwicklung und Um-
setzung einer integrierten Systemlösung für Elek-
tromobilität über die gesamte Wertschöpfungsket-
te von der Energiebereitstellung aus erneuerbaren 
Quellen über eine intelligente Ladeinfrastruktur 
und die Weiterentwicklung des Antriebsstranges 
im Fahrzeug bis zu Mobilitätsangeboten für die 
Kunden. An emporA arbeiten Partner aus der Au-
tomobilindustrie, dem Infrastrukturbereich, der 
Energiewirtschaft und der Wissenschaft mit.

Wenngleich die Entwicklungen der Batterietech-
nologie Fortschritte mache, „werden Elektrofahr-
zeuge in der näheren Zukunft nicht die Flexibili-
tät klassischer Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor 
aufweisen“, räumte Plunger ein. Die genaue Ana-Demonstrationsbetrieb 
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zum gesamten Straßennetz in Österreich – entwi-
ckelt mit Partnern wie Ö3 und den Ideen unserer 
KundInnen.

Egal ob Stau, Unfall oder Unwetter – die mehr als 
100 VerkehrsmanagerInnen der ASFINAG haben 
jeden Kilometer Autobahn und Schnellstraße rund 
um die Uhr im Blick. In den neun Verkehrsma-
nagement-Zentralen laufen alle Informationen 
zusammen: von den 4.200 Verkehrskameras, den 
tausenden Verkehrssensoren und Messgeräten. 
Über Anzeigen entlang der Strecke oder über Ra-
diosender werden die Autofahrer blitzschnell infor-
miert und gewarnt.

„Information ist das Um und Auf für mehr Sicher-
heit“, sagen die ASFINAG Vorstände Alois Schedl 
und Klaus Schierhackl, „über unsere Verkehrsinfo-
dienste profitieren davon auch unsere Kundinnen 
und Kunden – egal ob sie die Fahrt in den Urlaub 
planen, beruflich unterwegs sind oder nur ent-
spannt ins Wochenende kommen wollen.“

Gut informiert mit den ASFINAG Verkehrsin-
fodiensten:

Für Sie den Verkehr rund um die Uhr im Blick!

Hier können Sie kostenlos über Ihr Smartphone 
auch unterwegs alle Infos mit wenigen „Klicks“  
abrufen. Neu: Sie können damit auch Videomaut-
karten kaufen und kommen damit schneller durch 
die Sondermautstellen.

Entwickelt speziell für PendlerInnen – alle Infos 
auch für Windows 7, Windows Vista, Apple OSX 
und (ab 26. Oktober) auch für Windows 8. So kön-
nen Sie etwa im Büro schon bequem die Verkehrs-
situation auf Ihrem Heimweg prüfen.

Hier finden Sie auf der neusten Generation des 
ASFINAG Verkehrsinfoportals wirklich alle Infos 

Bezahlte Anzeige

maps.asfinag.at

Verkehrs-App „Unterwegs“
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Der ITS Weltkongress findet im Wechsel alle drei 
Jahre in Amerika, Asien und Europa statt und 
gastierte heuer zum ersten Mal in Wien. Der Kon-
gress wurde von ERTICO – ITS Europe in Zusam-
menarbeit mit ITS America und ITS Asia-Pacific 
zusammen mit dem BMVIT – Bundesministerium 
für Verkehr, Innovation und Technologie und Aus-
triaTech vom 22. bis 26. Oktober 2012 in Wien 
veranstaltet.

Von den insgesamt 23 technischen Demos fanden 
acht im täglichen Wiener Verkehr statt und un-
terstrichen damit das Bekenntnis zur Praxisreife 

von ITS. Bei 15 Projekten des Demoprogramms 
waren österreichische Unternehmen beteiligt. Die 
zentrale Organisation der Demonstrationen durch 
AustriaTech rief viel positives Echo hervor und 
verspricht zu einer neuen best-practice bei folgen-
den Kongressen zu werden. Bereits am ersten Tag 
nahmen knapp 550 BesucherInnen an den Demos 
teil, insgesamt waren es mehr als 2.500. 

Die Demonstrationen deckten fünf Kategorien ab: 
Cooperative Mobility, Elektromobilität, Öffentlicher 
Verkehr, Navigation & Sensorik und Network Ope-
rations. Hier einige Beispiele:

Cooperative Mobility: 

Während der etwa 30-minütigen Fahrt durch die 
Stadt teilt Ihnen Ihr Auto mit, wie lange die nächs-
te Ampel noch grün ist. Ein Display zeigt Ihnen 
den Weg zum nächstgelegenen Park & Ride-Platz, 
sagt wie viele Parkplätze noch frei sind und wann 
die nächsten U-Bahnen ins Stadtzentrum fahren. 
Auf der Stadtautobahn erhalten Sie die Informa-
tionen der Überkopf-Wegweiser direkt ins Auto. 
Während Sie auf einen bekannten Unfallschwer-
punkt zufahren, werden Sie vom Auto rechtzeitig 
gewarnt.  Und am Weg zurück lotst Sie Ihr Navi-

VERKEHRSTELEMATIK

10.000 Besucher informierten sich in Wien

19. ITS Weltkongress  

Der 19. ITS-Weltkongress hat eine knappe Woche 
lang die neuesten Entwicklungen auf dem Gebiet 
der Intelligenten Verkehrssysteme einem Fachpu-
blikum und am Public Day der breiten Öffentlich-
keit präsentiert. Mit insgesamt über 10.000 Teil-
nehmerInnen erreichte der 19. ITS-Weltkongress 
einen neuen Rekord bei den Besucherzahlen. 
Schon die Opening Ceremony am ersten Kon-
gresstag war mit 2.000 TeilnehmerInnen mehr als 
nur gut besucht. Der Public Day sorgte mit 2.500 
BesucherInnen für großen Ansturm auf die Aus-
stellung und für reges Interesse bei SchülerInnen. 
Über 900 Kinder und Jugendliche vom Volksschul-
alter bis zur Oberstufe ließen sich im Rahmen der 
geführten Touren durch das Kongressgelände alle 
Details zur Ausstellung und zum Demonstrations-
programm erklären.

Launch-Area Cooperative Mobility
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rungen, es warnt vor Stufen und es geleitet Sie 
zum nächstgelegenen Fahrstuhl. Auch hier wer-
den alle Informationen in Echtzeit angesagt. Bei 
der Demonstration von „ways4all“ am ITS Welt-
kongress führt Sie ein Guide mit eingeschränkter 
Sehfähigkeit durch die Stadt.

Navigation & Sensorik:

Mittels Navigationssystemen können die Trans-
portwege  gefährlicher Güter per Lkw in ganz Eu-
ropa verfolgt und begleitet werden. Derzeit sind 
schon rund 500 Lkw mit solchen Navigations- und 
Sensorsystemen ausgestattet. Am ITS Weltkon-
gress können Sie einen dieser Gefahrenguttrans-
porte auf seinem Weg durch Europa verfolgen.

Network Operations: 

Sie finden die allerletzte Lücke im Parkhaus, aber 
wenn Sie dort hineinfahren, können Sie die Sei-
tentüre Ihres Autos nicht mehr öffnen. Sie hätten 
zwar eingeparkt, sich aber auch eingesperrt. Bei 
der Präsentation zu „Network Operations“ erleben 
Sie, wie Ihr Auto selbsttätig einparkt. Und wenn es 
beim Wegfahren immer noch zu eng ist, rollt das 
Fahrzeug auch selbständig wieder aus der Parklü-
cke heraus. 

Erstmals fand auf dem Weltkongress in Öster-
reich mit dem Ministerial Round Table auch eine 
international hochkarätig besetzte politische Dis-
kussion statt: Neben dem Vizepräsidenten der 
EU-Kommission Siim Kallas und dem deutschen 
Verkehrsminister Peter Ramsauer nahmen zehn 
weitere internationale Minister, vier Vizeminis-
ter und zwei Staatssekretäre an den politischen 
Beratungen teil. Dabei wurde das grundsätzliche 
Bekenntnis abgegeben, die Umsetzung von ITS 
voranzutreiben.

Unter dem Motto „smarter on the way“ versam-
melte die Ausstellung des diesjährigen ITS Welt-
kongresses alle wichtigen Player im Bereich Intel-
ligente Verkehrssysteme. Die Ausstellung zeigte 
das enorme Potenzial, das durch die Implementie-
rung von ITS in den Alltag entsteht. Die Ausstel-

gationsgerät sicher durch eine Baustelle, in der in 
diesem Moment ein überbreites Baufahrzeug ma-
növriert. Für diese Demonstration arbeiten rund 
40 Unternehmen zusammen, darunter fast alle 
großen Autohersteller und die meisten führenden 
Anbieter von Infrastruktureinrichtungen wie Sig-
nalanlagen, Wechselverkehrszeichen oder Soft-
warekomponenten von Verkehrsleitzentralen. 

Elektromobilität: 

Größtes Problem von E-Fahrzeugen ist die be-
grenzte Batteriekapazität. Ihr künftiges Navigati-
onsgerät wird Ihnen daher nicht nur den kürzes-
ten Weg, sondern auch den energie-sparendsten 
anzeigen. Und wenn Sie es mit beinahe leerer Bat-
terie gerade noch ans Ziel geschafft haben, führt 
Ihr Navigationsgerät Sie zur nächsten Ladestati-
on. Reserviert und gebucht wurde die Ladestation 
bereits während Ihrer Reise. 

Öffentlicher Verkehr: 

Bei der Präsentation „ways4all“ werden sehbehin-
derte und blinde Menschen durch die Stadt geleitet 
und bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
unterstützt. Auf der Straße helfen GPS und Kom-
pass des Mobiltelefons bei der Orientierung. Ge-
sprochene Navigationshinweise weisen den Weg 
zur nächsten U-Bahnstation. Dort gibt ein Indoor-
Navigationssystem Hinweise zur Gehrichtung, es 
führt Sie bei Abzweigungen und Richtungsände-
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Fo
to

: 
A
us

tr
ia

Te
ch

Ministerial Round Table

Die Ausstellung



97

oder filmen durch Rauch hindurch. Navtech Radar 
(UK) zeigte ein automatisches Unfallerkennungs-
system, das auf Radartechnik basiert. PIPS Tech-
nology (UK) präsentierte ein Warnsystem, das 
LKW-Fahrer warnt, wenn sie auf ein zu niedriges 
Tunnelportal zufahren. Die Alpen-Adria University 
(Österreich) forscht neben anderen an einem Sen-
sorkonzept, mit dem der Zustand eines Fahrers 
(Schläfrigkeit, Affekt, Erschöpfung) anhand von 
Mimik und Stimme erkannt werden kann.

Kapsch TrafficCom, internationaler Anbieter von 
hochperformanten Intelligenten Verkehrssyste-
men mit Hauptquartier in Wien, präsentierte neue 
Lösungen für elektronische Mauteinhebung und 
Intelligente Verkehrssysteme, wie kooperative 
Systeme, Abwiegen in Bewegung oder Ereigniser-
kennung. Kapsch TrafficCom hat Referenzprojekte 
aus aller Welt vorgestellt und die internationale 
Kapsch Group präsentiert.

Die Robert Bosch GmbH lieferte unter anderem 
Bauteile für Autohersteller: Bosch zeigte Produk-
te, die Fahrzeug und Sensoren komplett vernet-
zen. Das ist die Ausgangsbasis, auf der intelligen-
te Assistenzsysteme aufsetzen: automatisches 
Bezahlen von Maut, automatische Notrufdienste, 
Parkplatzmanagement oder Flottenverwaltung 
zum Beispiel.

Wie der Umgang mit ITS kinderleicht und selbst-
verständlich sein kann, war am Stand von 

ler deckten alle Aspekte der Verkehrssysteme ab: 
Komplexe Informations- und Kommunikationssys-
teme, immer höher entwickelte Navigations- und 
Zahlsysteme bis zu Sicherheit, Ökologie und Elek-
tromobilität.

Der Österreich-Stand

Rund 50 heimische Unternehmen haben an einem 
Gemeinschaftsstand der ITS Austria Plattform ihre 
Produkte und Services vorgeführt: Die „multisen-
suelle Stele“ etwa, die Telereal gemeinsam mit 
den Wiener Linien vorstellte. Dabei handelt es sich 
um einen neuen Infopoint für hör-, seh- oder kör-
perbehinderte Menschen. IPTE präsentierte einen 
„virtuellen“ Wildzaun: An besonders gefährlichen 
Straßenabschnitten werden Wildwarner montiert. 
Sie erkennen ein herannahendes Fahrzeug und 
warnen Wildtiere mit effizienten Licht- und Ton-
folgen. 

Innovametall zeiget eine All-In-One-Infrastruk-
turlösung für Elektromobilität: Safetydock ist ein 
Schließfachsystem mit integrierter Ladestation. 
Die ITS Vienna Region zeigt ein intermodales Ver-
kehrssystem für Ostösterreich, das aktuelle Ver-
kehrsdaten in die Routenplanung einbezieht und 
auch Rad- und Fußwegrouten plant. Weitere Aus-
steller am ITS Austria-Stand waren unter anderem 
das BMVIT, AustriaTech, GSV, AIT, ÖBB, ASFINAG 
sowie Universitäten und Fachhochschulen.

Die Aussteller: Von Kleinunternehmen bis 
Global Player

Rund 300 Aussteller bauten in der Ausstellungs-
halle B der Messe Wien für vier Tage ihre Stände 
auf. Die Unternehmen und Organisationen kamen 
aus 28 Ländern – ein außergewöhnlicher interna-
tionaler Mix. Neben 18 europäischen Ländern wa-
ren in der Ausstellung Länder wie Japan, Korea, 
China oder die USA mit mehreren Unternehmen 
vertreten.

Die meisten ITS-Anwendungen benötigen verläss-
liche Sensoren, um solides Datenmaterial zu er-
zeugen. Eine Reihe von Unternehmen arbeitet da-
ran, Verkehrsdaten effektiv zu erfassen. Am Stand 
von FLIR (Belgien) war zu sehen, wie Wärmebild-
kameras die Verkehrsüberwachung verbessern. 
Diese Kameras „sehen“ auch in völliger Dunkelheit 
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heuer in der Praxis eingesetzt wird. Das System 
sammelt die Daten aller Verkehrsteilnehmer, ana-
lysiert die gewonnenen Informationen in Echtzeit 
und stellt die Resultate anschaulich für die Ver-
kehrsüberwachung zur Verfügung.

Die Parkraumbewirtschaftung der Zukunft ist in 
Downtown Los Angeles schon Realität geworden. 
In den Gehsteig eingebaute Sensoren erkennen, 
ob am Straßenrand ein Auto geparkt ist. Über ein 
lokales Funknetzwerk werden die Informationen 
gesammelt und in Echtzeit aufbereitet: Eine App 
am Mobiltelefon zeigt Autofahrern, wo in der Nähe 
Parkplätze frei sind und lässt sie Parkgebühren 
bezahlen. Wenn ein Auto länger geparkt ist als 
bezahlt wurde, wird das Betreiberunternehmen 
benachrichtigt, um entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen. Streetline (USA), Hersteller der Senso-
ren und der Applikationen, war beim ITS Weltkon-
gress in Wien vertreten.

BMW Group, Renault, PSA, Huawei Technologies 
oder das Qatar Mobility Innovations Center zäh-
len zu jenen Ausstellern, die heuer erstmals mit 
einem eigenen Stand präsent waren. Alle zusam-
men präsentieren auf etwa 16.000 Quadratmetern 
(160,000 sq. feet) Neuigkeiten aus dem Bereich 
Intelligenter Verkehrssysteme. Die Ausstellung 
war ab dem zweiten Tag des ITS Weltkongresses 
geöffnet (23. Oktober 2012). 

Das Verkehsministerium treibt die Entwicklung 
dieser Systeme durch gezielte Förderungen vor-
an, weil deren Einsatz mehrfachen Nutzen haben: 
„Sie bringen uns nicht nur schneller, sondern auch 
sicherer und umweltfreundlicher an unser Ziel“, 
erklärt das BMVIT.  Rund 100 Mio. Euro wurden in 
den letzten zehn Jahren in die Schlüsseltechnolo-
gien der Verkehrstelematik  investiert. 

Damit wurden außerdem wichtige Impulse für die 
Wirtschaft gesetzt und dazu beigetragen, dass 
eine starke heimische ITS-Industrie aufgebaut 
werden konnte. Das BMVIT ist überzeugt: „Das ist 
gut investiertes Geld. Wir schaffen ein umweltver-
trägliches, effizientes und sicheres Verkehrssys-
tem und stärken gleichzeitig die Innovationskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrstechnolo-
giesektors, eine Schlüsselbranche in Österreich.“

SWARCO zu sehen. Das österreichische Unter-
nehmen rüstete für die Messe ein Kinder-Bobby-
car technologisch auf und stattete es mit moder-
ner Car-2-Car-Kommunikation aus. Damit zeigte 
SWARCO, wie ITS situativ das Geschehen an einer 
Ampelkreuzung regeln kann und zum Beispiel Ein-
satzfahrzeugen automatisch Vorrang verschafft. 
Außerdem wurde demonstriert, wie intelligent ge-
steuerte LED-Straßenbeleuchtung der Marke FU-
TURLUX Straßen besser ausleuchtet und trotzdem 
Energie spart.

Siemens gab Einblick in die jüngsten Ergebnisse 
in den Bereichen kooperative Lichtsignale, GPS-
unterstützte Mautsysteme oder intermodales eTi-
cketing: Das elektronische Ticket ist Schlüssel 
zur Vernetzung verschiedener Verkehrsmittel. 
Siemens zeigte, wie einfach sich eine individuelle 
Reise mit einer „Smartcard“ abrechnen lässt, egal 
ob Bahnfahrt, Radanmietung oder Parken bezahlt 
werden.

Als ein Weltmarktführer bei Kommunikations-
diensten bietet Orange Business Services (Belgi-
en) innovative Machine-to-Machine (M2M) Kom-
munikationsdienste für Unternehmen an und 
verbindet deren Maschinen, Mitarbeiter und den 
Rest der Welt. Am Stand E51 konnte ein “smarter 
way of mobility” erlebt werden.

Der Elektronik-Hersteller NEC (Japan) zeigte ein 
neues Verkehrskontrollsystem, das in Japan seit 

Impression von der Kongressaustellung
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Kapsch TrafficCom

always one step ahead

Was verbindet Fahrzeug, 
Infrastruktur und Information?
Kooperative Lösungen von Kapsch TrafficCom. Kooperative Systeme auf Basis von Echtzeitkommunikation 
zwischen Fahrzeugen und Straßeninfrastruktur ermöglichen dynamische und zeitaktuelle Informationsdienste, 
welche unsere Straßen in Zukunft sicherer und unsere Fahrten komfortabler machen werden. Bereits heute 
von Kapsch. www.kapsch.net

Kapsch-AD-KTC-V2X-A4-01.indd   1 14/11/2012   10:42:46 a.m.
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lichkeiten entwickelt werden können. Dabei könn-
te es sich um Routing handeln, das auf spezielle 
Kundenansprüche zugeschnitten ist. Oder auch 
um zusätzliche integrierte Informationen mit 
Mehrwert (z.B. für Kultur, Tourismus, Einkaufen). 

GSV: Letztes Jahr wurde im GSV Jahrbuch Mobi-
lität erwähnt, dass AnachB.at mehr als 1 Million 
Routen pro Monat berechnet. Gibt es hier neue 
Entwicklungen?

Engleder: Im Wesentlichen befinden wir uns nach 
wie vor in diesem Bereich. Das hat vor allem zwei 
Gründe: erstens handelt es sich bei AnachB.at um 
ein regionales Service für die Länder Wien, Nie-
derösterreich und Burgenland. Für ein Einzugs-
gebiet dieser Größenordnung sind 1 Million Rou-
tenberechnungen pro Monat schon ein wirklich 
respektabler Wert, auch im internationalen Ver-
gleich. Der zweite Grund ist, dass wir nach wie vor 
den Schwerpunkt auf die weitere Verbesserung 
der Zuverlässigkeit und Aktualität der zugrunde-
liegenden Verkehrsinformation legen. Bei kurzfris-
tigen Ereignissen (Demonstrationen, Unfälle,...) 
muss die Aktualisierung der Verkehrslage noch 
spontaner erfolgen, damit die Verkehrsteilnehmer 
optimal informiert und geroutet werden können. 
Dabei geht es einerseits um aktuelle Daten, an-
dererseits aber auch um die Verbesserung der 
Software, die diese Daten verarbeitet und inter-
pretiert. Man muss aber auch sagen, dass wir im 
Vergleich zu anderen Anbietern durch die Vielzahl 
an Datenquellen bereits jetzt ein Top-Level an 
Servicequalität bieten.

GSV: Wie personalaufwändig ist eigentlich die Be-
treuung eines Services wie AnachB.at?

Engleder: Für AnachB.at hat ITS Vienna Region 
derzeit eine Betreuung von Montag bis Freitag ein-
gerichtet. In dieser Zeit wird auch laufend daran 
gearbeitet, das System zu verbessern. Das heißt 
natürlich nicht, dass Sie am Wochenende keine 
aktuellen Verkehrsinformationen bekommen, aber 
die manuelle Korrekturmöglichkeit ist hier nur ein-
geschränkt vorhanden. Eine 24/7 Betreuung be-
deutet für ein Service nur auf regionaler Ebene 

Von AnachB.at zur Verkehrsauskunft Österreich

GSV-Interview mit Bernhard Engleder

Anlässlich der Verleihung des Infrastrukturaward 
„Red Arrow“ an DI Bernhard Engleder, Lenkungs-
ausschussvorsitzender von ITS Vienna Region, 
sprachen wir mit ihm u.a. über AnachB.at und 
die Verkehrsauskunft Österreich. Im neu prä-
sentierten Infrastrukturreport 2013 ist ITS heuer 
erstmals ein eigenes Kapitel gewidmet, was die 
steigende Bedeutung der Branche deutlich unter-
streicht. 

GSV: Herr Engleder, wieso stehen Services wie 
AnachB.at eigentlich kostenlos zur Verfügung? 

Engleder: Bei der Gründung von ITS Vienna Re-
gion im Jahr 2007 herrschte noch häufig die Mei-
nung, dass mit Verkehrsinformation generell Busi-
ness Cases darstellbar sind. Wir haben uns aber 
entschieden, AnachB.at als kostenloses Service 
anzubieten, weil wir dieses Angebot auch als wirk-
sames Instrument zur Bewusstseinsbildung, zur 
Änderung des Verkehrsverhaltens und zur Umset-
zung von verkehrs-, umwelt- und raumentwick-
lungspolitischen Strategien verstehen. 

GSV: Das heißt, es gibt definitiv keine Einnahme-
möglichkeiten bei Verkehrsservices?

Engleder: Ich kann mir durchaus vorstellen, dass 
aufbauend auf den strategischen Basisservices, 
spezielle Zielgruppenservices mit Einnahmemög-

Schelling, Felderer, Engleder, Meyer, Ungar-Klein
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at soll die Verkehrsauskunft Österreich VAO als 
Grundlage haben.

GSV: Wenn mit GIP.at, GIP.gv.at und VAO große 
Projekte entstehen – werden auch die ITS Struktu-
ren in Österreich entsprechend angepasst?

Engleder: Hier ist vor allem in letzter Zeit bereits 
sehr viel passiert. Nach ITS Vienna Region haben 
die Länder Oberösterreich und Salzburg die zweite 
regionale ITS Organisation ITS Austria West ge-
gründet. Für die österreichweite Koordination gibt 
es die Plattform ITS Austria, in der alle wichtigen 
ITS Akteure in Österreich eingebunden sind. Öster-
reichweite ITS Projekte mit solchem Umfang und 
Qualitätsanspruch wären ohne die Involvierung von 
Betreibern wie etwa ASFINAG oder ÖBB, ohne Ver-
kehrsverbünde, ohne Verkehrsmeldungen etwa der 
Ö3 Verkehrsredaktion oder ohne die öffentlichen 
Stellen und ITS Organisationen auf Landes- und 
Bundesebene kaum machbar.

Das Interview führte für die GSV Bernhard Weiner

sehr hohe Kosten. Ich gehe aber davon aus, dass 
sich die Betreuungintensität der zukünftigen Ver-
kehrauskunft Österreich durch die vielen Partner 
weiter erhöhen lässt.

GSV: Sie haben die Verkehrsauskunft Österreich 
angesprochen – wie konkret ist dieses Projekt?

Engleder: Sehr konkret - es ist geplant, dass die 
Verkehrsauskunft Österreich VAO im Frühjahr 
2013 betriebsbereit ist. Grundlage ist das Projekt 
GIP.at, im Rahmen dessen ein österreichweites di-
gitales Verkehrsnetz für das gesamte Verkehrsge-
schehen entsteht. In GIP.gv.at werden Werkzeuge 
entwickelt, mit denen die GIP von verschiedenen 
Stellen laufend aktuell gehalten werden kann. 
Auf diesen beiden Projekten baut schließlich die 
Verkehrsauskunft Österreich VAO auf. Die große 
Herausforderung ist es derzeit, für GIP und VAO 
jenseits des aktuellen Projektstatus geeignete 
Betreiberstrukturen zu finden, die effizient sind 
und in denen sich die vielen Partner wiederfinden 
können. Auch die nächste Generation von AnachB.

www.AnachB.at - genau mein Weg in Wien, Niederösterreich und Burgenland

VERKEHRSTELEMATIK
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Größter Baukongress Europas

Betontag 2012
 

Vom 18. bis 20. April 2012 hatte die Österreichi-
sche Bautechnik Vereinigung (ÖBV) im Austria 
Center in Wien den BETONTAG organisiert. Der 
BETONTAG 2012 bot wieder eine aktuelle Leis-
tungsschau des Bauens mit 50 Fachvorträgen, 
über 90 Ausstellern und repräsentativer Exkur-
sion auf den Wiener Hauptbahnhof. Alfred Sebl, 
Vorstandsvorsitzender der ÖBV: „Mit dem neuen 
Namen Österreichische Bautechnik Vereinigung 
wollen wir uns für alle Fachleute aus dem gesam-
ten Bauwesen öffnen. Dies geht auch aus unseren 
50 Fachvorträgen, die von der Projektentwicklung 
und Ausführung, sowohl für Infrastrukturbau als 
auch Hochbau bis hin zur Umwelttechnik reichen, 
hervor.“

Festredner Dr. Georg Vavrovsky, Vorstand ÖBB-
Infrastruktur AG,: „Entscheidend wird sein, ob es 
uns zukünftig gelingen wird, junge, begeisterte 
Menschen für die Gestaltung unserer Infrastruktur 
zu gewinnen, die die Kompetenz und den Willen 
zu ganzheitlichem Denken und Handeln mitbrin-
gen“. In Ergänzung zu den neuesten technischen 
Innovationen, Projekt- und Ausführungshighlights 
sowohl für Infrastruktur als auch für Hochbau, 
präsentierten über 90 Unternehmungen ihre Leis-

tungen. Mit 200  Teilnehmern aus den befreundeten 
MOE-Ländern beweist der Veranstaltungsort einmal 
mehr, dass Wien das Herzstück Centropas ist und der 
Betontag somit seine Kompetenz als der Baukongress 
Zentraleuropas einmal mehr unterstreicht.

In der Infrastruktur-Projektvorschau werden die Neu- 
und Ausbauprogramme der maßgeblichen österrei-
chischen Infrastrukturerrichtungsgesellschaften, AS-
FINAG, ÖBB und Wiener Linien präsentiert: 

Über die aktuellen Projektentwicklungen bei der Ko-
ralmbahn berichtete Franz Bauer von der ÖBB In-
frastruktur AG: Mit der Koralmbahn entsteht auf 
130 Kilometern eine zweigleisige, elektrifizierte Neu-
baustrecke, die die Landeshauptstädte Graz und Kla-
genfurt zukünftig direkt miteinander verbindet und 
eine Verkürzung der Fahrzeit von derzeit rund drei 
auf eine Stunde ermöglicht. Die Erreichbarkeiten im 
Südosten Österreichs werden dadurch entscheidend 
verbessert und damit die Voraussetzungen für die 
Aufwertung dieses Wirtschaftsraumes geschaffen. 
Die Koralmbahn ist ein Schlüsselprojekt der neuen 
Südbahn und wesentlicher Bestandteil des „Baltisch-
Adriatischen-Korridors“. 

Aufgrund der Dimension dieses Projektes und sei-
ner unterschiedlichen regionalen Rahmenbedin-
gungen war ein abschnittsspezifisches Vorgehen im 
Planungs- und Realisierungsprozess erforderlich. In 
den bestandsnahen Projektabschnitten konnten be-
reits vier Jahre nach dem Planungsstart 1995 die 
Bauarbeiten aufgenommen werden, während für die 
Neubauabschnitte die Trassenauswahlverfahren und 
die UVP-Verfahren zu betreiben waren. Die bauliche 
Umsetzung der Koralmbahn hat derzeit bereits mehr 
als die Hälfte der Gesamtstrecke erfasst. Die Haupt-
bautätigkeiten in den nächsten Jahren konzentrieren 
sich auf die Errichtung des Koralmtunnels sowie auf 
den Strecken-, Brücken- und Tunnelbau im Kärntner 
Abschnitt der Koralmbahn. Sowohl im Brückenbau als 
auch im Tunnelbau stehen hier sehr spezifische tech-
nische Herausforderungen bevor. 

Alfred Sebl, Vorstandsvor-
sitzender der ÖBV
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BAU

Günter Steinbauer, Wiener Linien, berichtete über 
innovative Ideen im ÖV-Ausbau: Der ÖV-Ausbau 
in Wien steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit innovativen Ansätzen zur ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Nachhaltigkeit des Ver-
kehrs. Einerseits ist eine massive Senkung des 
ökologischen Fußabdrucks der Stadt Wien und 
somit des Ressourceneinsatzes und der Emissio-
nen gefordert. Andererseits gilt es den Energie-
verbrauch und die Betriebskosten so gering als 
möglich zu halten. Schließlich muss die Sicherheit 
der Fahrgäste gewährleistet sein. Mit einem neu-
en Konzept zum Brandschutz, neuen kompakteren 
Tunnelquerschnitten und einem Ansatz zur Ver-
besserung der Gesamtenergieeffizienz trägt der 
U-Bahnbau wesentlich zur Erreichung der Ziele 
der Stadt Wien aus dem Masterplan Verkehr bei 
und entschärft nebenbei noch die Verkehrsproble-
matik im Südkorridor. 

Die ASFINAG, vertreten durch Alexander Walcher,  

hat mit der Erstellung der Rahmenpläne 2012-
2017 aufgrund der Wirtschaftslage sämtliche Pro-
jekte auf deren Dringlichkeit und Wichtigkeit ge-
prüft, um dem langfristigen Ziel der Entschuldung 
der ASFINAG sowie dem Sparauftrag der öster-
reichischen Bundesregierung Rechnung zu tragen. 
Aufgrund dessen war es notwendig, bestimmte 
Projekte zu verschieben, auf ein wirtschaftlich und 
finanziell reduziertes Maß zu redimensionieren 
oder in andere Kompetenzen zu übertragen. Trotz 
Redimensionierung des Bauprogramms investiert 
die ASFINAG aber weiterhin rd. EUR 1 Mrd. pro 
Jahr in ihr Straßennetz, wobei Maßnahmen zur Er-
höhung der Verkehrssicherheit, zur Erhaltung des 
bestehenden Netzes sowie zum gesetzlich veran-
kerten Tunnelsicherheitsausbau Priorität haben. 
Das Investitionsvolumen des sechsjährigen Rah-
menplans in den Jahren 2012-2017 beträgt EUR 
6,8 Mrd. Bei den Neubaustrecken liegt der Schwer-
punkt in der Errichtung von Teilen europäischer 
Verbindungen, und zwar der S10, der A5 Nordau-
tobahn und der S7 Fürstenfeld-Schnellstraße. Der 
Baubeginn für diese Projekte wird innerhalb der 
nächsten zwei Jahre erfolgen. Im Bereich des Tun-
nelsicherheitsausbaus, bei dem ein zweiröhriger 

Ausstellung 

Fo
to

: 
öb

v

Innovation beim ÖV - Ausbau

ASFINAG Bauprogramm 2012



104

die moderne Verkehrsstation in Zukunft frequen-
tieren. Der visuelle Blickfang des riesigen Bahn-
hofes ist das gefaltete, rautenförmige Dach, das 
die zehn Bahnsteigkanten überspannt. Die rund 
25.000 m2 große, lichtdurchlässige Rauten-Kom-
position aus Glas und Stahl sorgt für eine helle 
und freundliche Atmosphäre. Auf den Ebenen un-
ter den Bahnsteigen laden auf 20.000 m2 Flächen 
über 100 Geschäfte und Gastronomiebetriebe zum 
Verweilen ein. Im Tiefgeschoß entsteht eine Ga-
rage für rund 630 Autos und am gesamten Bahn-
hofsareal werden Stellplätze für mehr als 1.100 
Fahrräder geschaffen. 

Ausbau vorgesehen ist, stellt die Pyhrn-Autobahn 
mit drei Tunnelprojekten (Tunnelkette Klaus, Bos-
rucktunnel und Gleinalmtunnel) einen Schwer-
punkt dar, der nicht nur im innerösterreichischen 
Verkehrsnetz eine wichtige Stellung, sondern eine 
weit darüber hinausgehende internationale Be-
deutung im europäischen Verkehrsnetz einnimmt. 
Der Schwerpunkt bei den Generalerneuerungen 
liegt hinsichtlich des Investitionsvolumens in den 
kommenden Jahren mit den Projekten „Knoten 
Prater“ und „Hochstraße Inzersdorf“ in Wien.

Auch Österreichs größte Baustelle – der Haupt-
bahnhof Wien wurde vorgestellt. „Das Gesamt-
projekt Hauptbahnhof Wien mit einer Größe von 
109 ha ist die für Wien derzeit bedeutendste In-
frastrukturmaßnahme“, sagte Wolfgang Dittrich 
von der ÖBB Infrastruktur AG. Der neue Durch-
gangsbahnhof wird die Stadt zu einem multimoda-
len Knotenpunkt des transeuropäischen Schienen-
netzes machen und für den internationalen und 
nationalen Bahnverkehr von großer Bedeutung 
sein. Der neue Bahnhof ermöglicht die reibungs-
lose Durchbindung transeuropäischer Eisenbahnli-
nien der Nord-Süd- und Ost-West-Achse. 145.000 
Besucher und bis zu 1.000 Züge täglich werden 

Unterweitersdorf -
Freistadt Nord

Schrick - Poysbrunn

Riegersdorf -
Dobersdorf

2. Röhren
Tunnelkette Klaus

2. Röhre Pfändertunnel 

2. Röhre 
Bosrucktunnel

Sicherheitsausbau
Perjentunnel

Sicherheitsausbau
Karawankentunnel

2. Röhre Glein-
almtunnel

A 26 Nord: 
Wird nicht realisiert. 

A 26 Süd: Späterer Bau-
beginn, Errichtung in Etap-
pen, finanzielle Beteiligung 
OÖ und Stadt Linz

S 31 Süd: Wird durch Land 
Burgenland realisiert. 

A 5 Nord: 1. Ausbaustufe 
Umfahrung DrasenhofenS 3 Hollabrunn - Guntersdorf: 

Errichtung mit 2+1 Querschnitt. 

S 36: Neustart Planungen. 

S 37: Vorerst nur Ausbau im 
Bereich Zwischenwässern.

Baden - 
Kottingbrunn

Meggenhofen - Weibern 
Ybbs - 
Amstetten Ost

Vorchdorf - SteyrermühlVorchdorf - Steyrermühl

Zöbern - 
Pinggau 

Stand: März 2012

ASFINAG Bauprogramm 2012

Knoten
Vösendorf

Knoten Eibesbrunn

Knoten Inzersdorf

Knoten
Korneuburg

Knoten
Schwechat

Knoten
Kaisermühlen

ASt
Hirschstetten

Hanssonkurve

Wien
Knoten Süßenbrunn

Knoten Raasdorf

A 23 Hirschstetten - Heidjöchl: 
Wird durch Stadt Wien realisiert. 

S 1 Tunnel Donau-Lobau: 
Späterer Baubeginn 2018.

A 24: Wird nicht realisiert. 

Projekte mit Baubeginn nach 2017

Projekte in Bau 2012 
Bestandsnetz 

Projekte mit Baubeginn bis 2017

Große Generalerneuerungen für mehr Verkehrssicherheit
Streichungen im Bundesstraßengesetz

Wien

Hauptbahnhof Wien
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In der Session der Süd-Ost- & Mittel-Ost Euro-
päischen Länder Session wurde auf ein neues 
Wahrzeichen Belgrads, nämlich die weltweit größ-
te einpylonige Schrägseilbrücke über die Save, 
eingegangen. Im Frühjahr 2008 erhielt ein Kon-
sortium von PORR, DSD und SCT unter Führung 
von PORR von der Stadt Belgrad einen Auftrag zur 
Planung und Ausführung. Die Inbetriebnahme des 
größten Brückenbauwerks auf dem Balkan erfolg-
te am 01.01.2012. Der Bau des nadelförmigen 
Pylons mit einer Höhe von 200 Metern war eine 
besondere Herausforderung. Er trägt über je 40 
Schrägseile das Hauptfeld mit 376 Metern Länge 
und das rückwärtige Feld mit 200 Metern Spann-
weite. Der Überbau ist außergewöhnliche 45 Me-
ter breit. Die Gesamtlänge der Brücke beträgt mit 
den Vorlandfeldern 967 Meter. Die Überbauten 
des Vorlandbereiches und der rückwärtigen Felder 
wurden als Spannbetonbauten im Taktschiebever-
fahren auf Hilfsstützen hergestellt. Das Hauptfeld 
wurde als Stahlüberbau ausgeführt und überquert 
im Freivorbau in 20 Meter Höhe die Save.

BAU

Schrägseilbrücke über 
die Save
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Fahrbahn muss optimal beschaffen sein. Damit der 
Reifen nicht zu schwingen beginnt, ist eine ebene 
Oberfläche nötig. Gleichzeitig braucht es Hohlräu-
me, in die die Luft verdrängt werden kann. Derzeit 
werden in Österreich Waschbetondecken einge-
setzt. Durch die Langlebigkeit von Betonstraßen 
bleiben auch die lärmmindernden Eigenschaften 
langfristig erhalten. 

Mit einer Recyclingquote von europaweit 70%, die 
bis 2020 erreicht werden soll, trägt die Abfallrah-
menrichtlinie der Wichtigkeit des Recyclings von 
Baustoffen Rechnung. Die Wiederverwendung von 
alten Betondecken ist in Österreich seit 20 Jahren 
Stand der Technik. In der Regel ist es möglich, 
das gesamte Material aus einer alten Betondecke 
in einer neuen Fahrbahn zu verwerten. Auf diese 
Weise kann die enorme Masse an Rohstoffen, die 
im Altbestand vorhanden ist, sinnvoll wiederver-
wendet werden.

DI Arno Piko, ASFINAG Baumanagement, erläuter-
te den Einsatz von Beton auf dem österreichischen 
Autobahn- und Schnellstraßennetz: 35% der Stre-
cken im Bestand sind mit einer Betondecke ausge-
stattet. Für die ASFINAG ist dabei eine hohe Qua-
lität in den Bereichen Griffigkeit, Lärmemission 
und Dauerhaftigkeit wesentlich. Studien aus Ja-
pan, USA, Kanada und Schweden zeigen einen um 
0,8 bis 6,7%  geringeren Kraftstoffverbrauch auf 
Betonstraßen im Vergleich zu Asphaltdecken (EU-
PAVE). Ursache ist die geringere Verformbarkeit 
der Betondecke. Das Rollgeräusch bei Asphaltde-
cken erreiche nur kurzfristig bessere Werte als die 
Betondecke (bei 100 km/h). Nach  zwei bis fünf 
Jahren unter Verkehr  sind die Werte gleich, nach 
längerer Liegerdauer ist der Asphalt sogar lauter.  
In der ASFINAG gibt es ein Entscheidungstool ob 
eine Asphalt oder Betonstraße herangezogen wird. 

High Tech Baupraxis für Betonstraßen

Österreichischer Betonstraßentag 2012
 

Innovative und nachhaltige Bauverfahren im Be-
tonstraßenbau waren die zentralen Themen des 
Österreichischen Betonstraßentages 2012, der am 
25. September im Haus der Industrie in Wien er-
folgreich über die Bühne gegangen ist. Nationale 
und internationale Experten referierten vor rund 
200 Gästen über aktuelle Projekte und künftige 
Herausforderungen im Betonstraßenbau. „Ange-
fangen vom hochrangigen Straßennetz über den 
urbanen Raum bis hin zu den ländlichen Bereichen 
begegnet uns die Betonbauweise überall, wo es 
um hohe Beanspruchung und lange Lebensdau-
er geht“, erklärte DI Dr. Johannes Steigenberger, 
Leiter des Forschungsinstituts der Vereinigung der 
österreichischen Zementindustrie (VÖZfi). Die An-
forderungen bei der Errichtung von Straßeninfra-
struktur sind vielfältig und erfordern innovativste 
und komplexe Lösungen.

Der Straßenverkehr ist in Österreich die Haupt-
lärmquelle, besonders wegen des Abrollgeräu-
sches, das auf die Fahrbahnoberfläche zurückzu-
führen ist. Die Oberflächentextur einer lärmarmen 

16.10.2012

Nachhaltigkeit
Rollwiderstand

Veröffentlichung von EUPAVE * vom Dez. 2011

•Studien aus Japan, USA, Kanada und Schweden zeigen einen 
geringeren Kraftstoffverbrauch auf Betonstraßen im Vergleich
zu Asphaltdecken

•Einsparungspotenzial beträgt je nach Studie 0,8 bis 6,7% 
•Ursache ist die geringere Verformbarkeit der Betondecke
•Im Schnitt über alle Fahrzeugkategorien ergibt sich laut

Kanadischer Studie eine Kraftstoffersparnis von 0,45 l/100 km
•Dies würde auf Europas gesamten Straßenverkehr hoch-

gerechnet bedeuten:
Einsparung von 846 Mio. Liter Diesel
Einsparung von 2,28 Mio. Tonnen CO2

Einsparung von ca. 1.269 Mio. €/Jahr

Nachhaltigkeit
Kosten

Entscheidungstool der ASFINAG 
zur Ermittlung der Kosteneffizienz zwischen Beton- und 
Asphaltkonstruktionen

Zusammenstellung der relevanten Daten
Verkehr
Klima
Verfügbarkeit Materialien und Baumethoden
Tragfähigkeit Unterbau
etc.

Oberbaualternativen (Draft Design)

Life‐Cycle‐Cost‐Analysis
Investitionskosten
Erhaltungskosten
Kosten infolge Nichtverfügbarkeit
Zustandsanforderungen und ‐entwicklung
Wirtschaftliche Beurteilung und Optimierung
etc.

Detaillierte Bemessung der Lösung(en)
Entscheidungstool der ASFINAG: Die integrierte Lebenszyklusbetrachtung ist essentiell
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Als erster Arbeitsgang erfolgt das Abfräsen einer 
dünnen Schicht der bestehenden, tragenden In-
nenschale. Dies ist erforderlich, da der Untergrund 
rau genug sein muss, damit sich die neue Schicht 
mit der alten entsprechend gut verbindet. Nach 
dem Fräsen werden eventuell noch vorhandene 
lose Teile mittels Hochdruckwasserstrahlen ent-
fernt. Anschließend wird auf die vorbereitete Ober-
fläche (siehe Abbildung 1) der Spritzmörtel aufge-
tragen und abgezogen (siehe Abbildung 2). Nach 

der Arbeit nicht allzu viel Zeit in Anspruch. Häufige 
und längere Tunnelsperren können so vermieden 
werden. Nach umfassenden Untersuchungen und 
Forschungen im Labor konnte diese Bauweise nun 
erstmals praxisnahe in einem Tunnel der steier-
märkischen Landesregierung getestet werden. 
Dafür wurde der Tunnel „Zigeunerbrücke“ im Ge-
säuse (B146) gewählt.

Tunnelbau: Neue Technologien für noch mehr 
Sicherheit im Straßenbau

Der Tunnelbau zählt mit Sicherheit zu den faszi-
nierendsten, aber gleichzeitig auch schwierigsten 
Aufgaben im Baubereich. Die Belastungen der 
Tunnelwände sind als sehr hoch einzustufen. Sie 
müssen dauerhaft dem Gebirgsdruck standhalten, 
Wasser am Eindringen in den Tunnelquerschnitt 
hindern, dem chemischen Angriff durch angrei-
fende Wässer widerstehen und wirtschaftlich zu 
bauen und zu unterhalten sein. Zusätzlich werden 
spezielle Oberflächeneigenschaften gefordert und 
sicherheitstechnische Aspekte in den Vordergrund 
gerückt. Beton erfüllt alle Anforderungen an den 
modernen Tunnelbau – und zwar für alle heute 
üblichen Bauweisen. Das Forschungsinstitut der 
österreichischen Zementindustrie (VÖZfi) arbei-
tet intensiv an neuen Technologien für noch mehr 
Sicherheit im Straßenverkehr. Zwei aktuelle For-
schungsprojekte behandeln die Eigenschaften der 
wesentlichen, für alle Benutzer sichtbaren Teile: 
die Helligkeit der Tunnelwände und die Griffigkeit 
der Fahrbahnoberfläche.

In Österreich werden derzeit bei Tunnelinnen-
schalen hauptsächlich Anstriche verwendet, um 
die geforderten Oberflächeneigenschaften wie 
Helligkeit, Reinigungsfähigkeit, glatte Oberflä-
che und Reflexion zu erreichen. Teilweise treten 
aber schon wenige Wochen nach Verkehrsfreiga-
be Schäden an den Anstrichsystemen auf, was 
zur Verminderung der Verkehrssicherheit und zu 
häufig auftretenden, kostspieligen Instandsetzun-
gen führt. Tunnelauskleidungen aus geschliffenem 
weißen Spritzbeton stellen hier eine effiziente Al-
ternative dar, da sie längere Sanierintervalle auf-
weisen und weniger Arbeitsschritte und dadurch 
auch weniger Kosten für die Erneuerung erfor-
dern. Im Vergleich zur herkömmlichen Beschich-
tung ist die Dauerhaftigkeit einer mineralischen 
Oberflächenschicht wie dem Spritzbeton um ein 
vielfaches höher. Im ungünstigsten Fall ist das Ab-
schleifen der Tunneloberfläche zur Herstellung des 
ursprünglichen Abnahmezustandes erforderlich. 
Das nimmt aufgrund der maschinellen Ausführung 

Abbildung 1: Vorbereitete 
Oberfläche

Abbildung 2: Auftrag und Abziehen
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einstellbar. Die Abbildungen 3a und 3b zeigen den 
Schleifvorgang und die geschliffene Oberfläche. 
Um einer schnellen Verschmutzung vorzubeugen 
bzw. eine möglichst gute Reinigungsfähigkeit zu 
erzielen, kann der geschliffene Spritzmörtel noch 
mit einer Oberflächenvergütung versehen werden.

Eindeutig für diese neue Bauweise spricht, dass 
der geschliffene weiße Spritzbeton alle relevanten 
Oberflächeneigenschaften (Widerstandsfähigkeit, 
Helligkeit und Reinigungsfähigkeit) erfüllt und 
seine Dauerhaftigkeit mit herkömmlichen Kon-
struktionsbetonen vergleichbar ist. Als weitere 
wesentliche Vorteile dieses Baustoffs sind die Re-
produzierbarkeit und eine geringe Empfindlichkeit 
gegenüber Temperaturschwankungen bzw. ein-
geschränkten Temperaturbereichen anzusehen. 
Insbesondere der Nachweis der Anforderung an 
eine Frost-Taumittel-Beständigkeit ist von großer 
Bedeutung. Dies konnte einerseits prüftechnisch 
im Labor als auch praxisnah am Bauwerk (keine 
Abplatzungen nach der Winterperiode sichtbar) 
belegt werden. Zusätzlich kann durch einen aus-
reichenden Fasergehalt und eine adäquate Faser-
verteilung ein Beitrag zur Erhöhung der Brandbe-
ständigkeit erzielt werden. Dies ermöglicht eine 
brandschutztechnische Ertüchtigung von Tunnel-
bauten im Zuge von Instandsetzungsarbeiten.

Erreichen der erforderlichen Festigkeit erfolgt der 
Schleifvorgang mittels einer von der Firma Junger 
speziell entwickelten Maschine: Der Schleifkopf 
hat eine Einsatzbreite von 500 mm und ist mit drei 
Schleiftellern bestückt, die unabhängig schwenk-
bar gelagert sind. Diese Anordnung ermöglicht 
es, die unterschiedlichen Oberflächengeometrien 
von Tunnelobjekten mit gewölbten Innenschalen 
gleichmäßig zu bearbeiten und eine glatte, kan-
tenfrei geschliffene Oberfläche herzustellen. Das 
Schleifen und die Schleifintensität sind individuell 

Für die Sicherheit im Straßenverkehr sind die 
Griffigkeit und damit die Oberflächenstruktur der 
Fahrbahnoberfläche wesentlich. Durch Einsatz der 
in Österreich entwickelten Waschbetonoberfläche 
für Betonstraßen können die Anforderungen hin-
sichtlich der hohen Griffigkeit generell eingehalten 
werden. 

Aus wiederholten Messungen der Griffigkeit zeig-
te sich, dass die günstigen Fahrbahneigenschaf-
ten der Waschbetonoberflächen auf Freistrecken 
über verhältnismäßig lange Zeiträume weitgehend 
konstant erhalten bleiben, während aus den glei-
chen Messungen eine Veränderung der Griffigkeit 
bzw. unterschiedliche Griffigkeit in Tunnelstrecken 
(auch unter Grünbrücken) zu beobachten ist. Dies 
gilt sowohl für Neubautunnelstrecken als auch für 
Tunnelstrecken, die bereits mehrere Jahre in Be-

Abbildung 3a: Schleifvorgang

Abbildung 3b: Geschliffene Oberfläche
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trieb sind. Dabei ist in der Regel ein Griffigkeits-
abfall im Tunnelbereich zu beobachten (vgl. Abbil-
dung 5). Um Aussagen über die Ursachen dieses 
Phänomens treffen zu können, wurden topogra-
fische und chemische Analysen der Fahrbahn-
oberfläche im bzw. außerhalb des Tunnelbereiches 
durchgeführt. (vgl. Abbildung 4).

Nach einer grundsätzlichen Datenerhebung bzw. 
Methodenevaluierung erfolgte als erster Schritt 
die labortechnische Ursachenforschung zur Er-
mittlung von griffigkeitsbeeinflussenden Faktoren. 
Im Rahmen dieser Versuche wurde untersucht, 
inwieweit sich griffigkeitsbeeinflussende Faktoren 
wie bautechnische Parameter, Feuchte, Nachbe-
handlung, Umweltbedingungen oder Verschmut-
zung auf die Fahrbahneigenschaften auswirken. 
Aufgrund dieser Untersuchungen konnten grund-
legende Zusammenhänge über den Einfluss von 

Abbildung 4: Probenahme zur Ursachenforschung

Abbildung 5: Typischer Griffigkeitsabfall im Bereich eines Verkehrstunnels
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Stellen mit hohem und niedrigem Griffigkeitsniveau 
im Tunnel bzw. in den angrenzenden Freistrecken 
durchgeführt werden. Aufgrund der direkten Ver-
knüpfung von Griffigkeitsdaten unterschiedlicher 
Messsysteme bzw. Griffigkeitsdaten mit Oberflä-
cheneigenschaften konnten Zusammenhänge zwi-
schen Griffigkeit und Oberflächenparametern bzw. 
den derzeit gültigen Anforderungen hergestellt 
werden (vgl. Abbildung 6).

Die durchgeführten Untersuchungen an den Tun-
nelbauwerken legten dar, dass Griffigkeitsmän-
gel nur in wenigen Fällen auf eine ungenügende 
Oberflächentextur zurückgeführt werden konnten. 
Durch lokale Analyse der Griffigkeit an den Ent-
nahmestellen mit dem SRT Pendel konnten zwar 
gute Zusammenhänge mit den Griffigkeitswerten, 
gemessen mit dem System RoadSTAR, gefunden 
werden, es wurden jedoch bei völlig identer Ober-
flächentextur völlig unterschiedliche Griffigkeitsni-
veaus im Tunnel und auf freier Strecke festgestellt.

Durch eingehende chemische Untersuchungen 
konnte aufgezeigt werden, dass ein grundsätz-
licher Zusammenhang zwischen vorwiegend im 
Tunnel nachgewiesenen Resten von Nachbehand-
lungsmitteln und Fahrbahngriffigkeit besteht. Es 
wurde festgestellt, dass darüber hinaus organische 
Verschmutzung als Auslöser für eine geringe Grif-
figkeit gesehen werden kann (vgl. Abbildung 7). 

Im Rahmen dieses Projektes war es weiters durch 
labortechnische Abbildung des Reibungssystems 
zwischen Fahrbahnoberfläche und Reifen mit Hilfe 
eines eigens adaptierten Tribometers möglich, die 
Auswirkung einer unterschiedlichen Oberflächen-
beschaffenheit reibungstechnisch zu simulieren.

Auf Basis dieser Erkenntnisse laufen derzeit weitere 
Untersuchungen zur Verbesserung des Griffigkeits-
niveaus durch eine geeignete und umweltgerechte 
Reinigungsprozedur. Ziel ist es, den Verkehrsteil-
nehmern in Zukunft auch in Tunnelbauwerken eine 
dauerhafte, sich auf hohem Griffigkeitsniveau be-
findliche Betondecke zur Verfügung zu stellen.

Autoren: Mag. (FH) DI Dr. Stefan Krispel und DI 
Dr. Martin Peyerl von der Vereinigung der österrei-
chischen Zementindustrie

Parametern wie Nachbehandlungsmittelmenge, 
Frostbeanspruchung, falsch gewählter Ausbürst-
zeitpunkt etc. auf die mit dem SRT Pendel gemes-
sene Griffigkeit aufgezeigt werden. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen erfolgte die 
praxisorientierte Untersuchung an je drei Tun-
nelbauwerken Neubau sowie drei Tunnelbauwer-
ken aus dem Betrieb. Als erster Schritt wurden 
Griffigkeitsmessungen mit dem System RoadS-
TAR durchgeführt. Auf Basis der Griffigkeitsdaten 
konnte die genaue Oberflächenanalyse und Ent-
nahme von Bohrkernen an besonders markanten 

Abbildung 7: Zusammenhang Griffigkeit und auf der Fahrbahnoberfläche vorhandene 
organische Elemente

Abbildung 6: Zusammenhang zwischen Griffigkeit gemessen mit System RoadSTAR und 
SRT Pendel
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Die Folder liegen bei allen GSV-Veranstaltungen 
auf. Gerne schicken wir Ihnen die gewünschten 
Fact Sheets auch per Post zu, wenn Sie uns Na-
men und Adresse per eMail (verkehrswesen@gsv.
co.at) oder Telefon (+43 713 62 96) zukommen 
lassen. Außerdem stehen die GSV Fact Sheets als 
PDF auf www.gsv.co.at zum Download bereit.

Auf www.gsv.co.at finden Sie aktuelle Berichte zu 
den GSV-Foren inklusive zugehöriger Fotos und 
Presseaussendungen. Auch die Jahrbücher der 
Vorjahre stehen zum Download bereit.

GSV FACT SHEETS

Die GSV Fact Sheets

Objektive Informationen zu spannenden Themen
 

• Im Bereich des Brandschutzes in Tunnels wird aufgrund 

der höheren Brandlast eine Änderung der Dimensionierung 

der Tunnellüftungsanlagen erforderlich sein. Schon heute 

kann ein brennender LKW einen Tunnel bis zur Einsturzge-

fahr beschädigen.

• Spezielle Stellplätze für Gigaliner sind derzeit nicht ver-

fügbar. Schleppkurven und Radien sind nicht auf Gigaliner 

abgestimmt. Sollte dies fahrzeugseitig lösbar sein (z.B. 

mitlenkende Achsen), könnte man eigene Gigaliner-Flä-

chen abmarkieren. Allerdings stünden diese Flächen dann 

dem anderen LKW Verkehr nicht mehr zur Verfügung. Zu-

sätzlich
er Platz müsste geschaffen und finanziert werden.  

• In der Praxis besteht die Gefahr der Überladung (in den 

Niederlanden wurden Gigaliner mit bis zu 90 Tonnen Ge-

samtgewicht gemessen).

• Durch die größere Masse erhöht sich die Unfallschwere 

und bei Überholvorgängen auf Landstraßen das Unfallrisik
o.

• Leitschienen sind derzeit nur für Fahrzeuge bis maximal 40 

Tonnen ausgelegt.

• Gigaliner werden als als kontraproduktives Signal für die 

angestrebte Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße 

auf die Schiene oder das Schiff gesehen.

• Befahren Gigaliner nur das hochrangige Straßennetz, sin
d 

beim Wechsel auf das niederrangige Netz zusätzlich
e Umla-

devorgänge erforderlich.

FACT-SHEET

GIGALINER

Gigaliner

Gigaliner ist e
in Synonym für EuroCombi, einem 

längeren und schwereren Lastkraftwagen. Die 

höchstzulässigen Abmessungen und Gewichte 

von konventionellen Lastkraftwagen im grenz-

überschreitenden Verkehr sind  in der EU Richt-

linie 96/53/EG festgesetzt. G
emäß der Richtlinie 

dürfen LKW-Kombinationen bis zu 18,75 Meter 

lang und 40 Tonnen respektive 44 Tonnen (bei 

Containern und Wechselaufbauten) schwer sein. 

Artikel 4 der Richtlinie erlaubt allerdings im inner-

www.gsv.co.at
Österreichische Gesellschaft für

Straßen- und Verkehrswesen

Leichtere Gigaliner?

Der leichtere Gigaliner soll wie der EuroCombi 25,25 Meter 

lang sein, jedoch ein maximales Gewicht von 44 Tonnen 

aufweisen. Das würde das Gewichtsproblem der Gigaliner 

entschärfen. Andere der oben genannten Probleme blieben 

allerdings bestehen.

Fazit der GSV

GIGALINER verursachen zusätzlich
e Investitionen in die Ver-

kehrsinfrastruktur, die bereits jetzt schwer zu finanzieren 

ist. Kurvenradien, Pannenbuchten, Leitschienen, Brücken, 

Tunnels und Abstellplätze müssten adaptiert werden. Laut 

einer Studie der ASFINAG, erstellt durch das KFV und di-

verser Planungsbüros, wären allein für die  österreichischen 

Autobahnen und Schnellstraßen Anpassungsinvestitionen in 

Höhe von  5,4 Milliarden Euro erforderlich. In einer volks-

wirtsch
aftlichen Gesamtrechnung scheinen derzeit die Nach-

teile des Einsatzes von Gigalinern gegenüber den Vorteilen 

zu überwiegen. Dies ist a
uch die offizielle Position des öster-

reichischen Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und 

Technologie (BMVIT).
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Internationalen Erfahrungen zeigen, dass österreichische 

Streumengen im Mittelfeld liegen. Trotz größerer Höhen-

lage des Netzes und tendenziell mehr Schneefalltagen 

verbraucht die ASFINAG nicht mehr Salz als andere Netz-

betreiber auf Autobahnen (Abbildung 3).

Über die ökonomische und ökologische Effizienz von 

Streusalz gibt es zahlreiche positive Studien. Die Frage 

ist nun, ob es fahrzeugfreundliche Streumittelalternati-

ven gibt. Seit ca. 5 Jahren werden von der ASFINAG Ver-

suche mit alternativen Streumitteln durchgeführt. Eine 

Alternative wäre Zuckermelasse (SAFECOTE), die die 

Korrosion um bis zu 82% reduziert. Diese Zuckermelasse 

wurde von der ASFINAG drei Jahre lang in Zusammenar-

beit mit der TU Wien getestet. Die Kosten/Wirkungsrech-

nung läßt allerdings derzeit einen wirtschaftlich vertret-

baren Einsatz nicht zu. Es gab auch Probleme mit den 

Geräten, die für die Aufbringung verwendet wurden. Von 

Seiten der Länder ist SAFECOTE von der Wirkung eben-

falls unbefriedigend und auch stark kostenerhöhend. Auf 

das Calciumchlorid kann bei tiefen Termperaturen derzeit 

nicht verzichtet werden. Generell will die ASFINAG die 

Ausbringung durch neuste Technologie (Thermostreuer, 

GPS Unterstützung) verringern. 

FACT SHEETSALZSTREUUNG

SalzstreuungSeit Beginn der „modernen Schneeräumung“ 

auf dem höherrangigen Straßennetz wird Auf-

tausalz verwendet. Mitte der 70er Jahre wurde 

begonnen, dem Auftausalz geringe Mengen an 

Calciumchlorid zuzufügen, um die Ausbringungs-

menge zu reduzieren und die Tauwirkung zu ver-

bessern. Was dieses Calciumchlorid für Auswir-

kungen hat und welche zusätzlichen Faktoren bei 

der Schneeräumung zu beachten sind finden Sie 

in diesem FACT SHEET.

www.gsv.co.at

Streumengen
Streumengenvergleich auf Autobahnen & Schnellstraßen (D,A,CH, Südtirol*)
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Verlässlichkeit auf allen Wegen                                                                                              

* Ergänzung durch ASFiNAG

Abbildung 3: Streumengenvergleich auf Autobahnen und Schnellstraßen 

in D, A, CH und Südtirol (Grafik und Quelle: ASFINAG)

Auch auf dem niederrangigen Straßennetz - das längen-

mäßig von weit größerer Bedeutung ist (ca. 98% des 

österreichischen Straßennetzes) - werden Auftausalze in 

der Form von Natriumchlorid forciert und die Splittstreu-

ung reduziert. Strengere Immissionsgrenzwerte für Par-

tikel und das allgemeine Interesse am Feinstaub zwingen 

Länder und Gemeinden dazu. 

Gibt es Alternativen ?
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Streumenge in Tonnen je Fahrstreifenkilometer und Jahr

Relevante Fakten, Pros und Cons zu aktuellen 
Fragen der Mobilität werden in handlichen Foldern 
publiziert und an Medien und betroffene Zielgrup-
pen verteilt. 

•	 DONAURAUMSTRATEGIE

•	 FEINSTAUB

•	 SALZSTREUUNG

•	 GIGALINER

Weitere Fact Sheets erscheinen laufend.

www.gsv.co.at

Feinstaubkonzentration bis zu 4,7 Prozent und ein anderes 

Mal einen Anstieg bis zu fünf Prozent. Ebenso uneinheitlich 

veränderten sich zeitgleich die Feinstaubwerte im etwa 30 

Kilometer entfernten Potsdam, wo es keine Umweltzone gibt. 

Hier schwankten die Werte dem Bericht zufolge zwischen mi-

nus 1,9 Prozent und plus 2,1 Prozent gegenüber dem Vor-

jahr. Auch die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) schrieb 

am 11.01.2012 über die steigenden Messwerte nach dem 

Fahrverbot. Diese sind nach Angaben des deutschen Umwelt-

bundesamtes 2010 und 2011 großteils wieder angestiegen 

(Abbildung 3). Die Umweltzone alleine wird also das Problem 

nicht lösen. Wobei die Umweltzone Anreize setzt, Fahrzeuge 

umzurüsten (Partikelfilter), da andernfalls eine Einfahrt in die 

Stadt nicht mehr möglich ist. Diese Maßnahme beschränkt 

sich jedoch nur auf die Stadt, außerhalb darf weiterhin ohne 

Partikelfilter gefahren werden und, wie bereits erwähnt, 

macht der Feinstaub nicht vor dem Schild Umweltzone Halt.

Das beschränkt natürlich die Wirksamkeit der Maßnahme. 

Laut der FAZ gab es für die steigende Feinstaubbelastung 

andere Ursachen, welche weit größeren Einfluss als der Ver-

kehr hatten wie z.B. Wind, Niederschlagsmengen und Härte 

der Winter.

FACT SHEET
FEINSTAUB

Feinstaub

Feinstaub ist ein „Dauerbrenner“ in den Medien: 

„Grenzwerte von Feinstaub wurden überschrit-

ten“. Dafür wird meistens der Verkehr als we-

sentlichster Verursacher gesehen. Darauf reagie-

ren dann manche Organisationen reflexartig mit 

der Forderung nach Umweltzonen, Fahrverbo-

ten oder Geschwindigkeitsreduktionen. Die GSV 

möchte die Fakten zum Thema präsentieren und 

Lösungen aufzeigen.

www.gsv.co.at

Fazit der GSV 

Selbstverständlich tritt auch die GSV für eine Senkung der 

Feinstaubbelastung in Österreich ein. Dafür müssen aber 

verursachergerechte Maßnahmen gesetzt werden. Einseiti-

ge Schuldzuweisungen lehnt die GSV strikt ab. Konkret ist 

die GSV für die Verstärkung folgender Maßnahmen:

• Anreize zur Verjüngung der Fahrzeugflotte

• Anreize zum Ersatz alter Ölheizungen bzw. generell 

dem Hausbrand

• Optimierter Streumitteleinsatz inklusive Anwendung 

neuer „Feinstaubkleber“ (EU-LIFE-Projekt CMA+)

• Anstrengungen zur Verminderung der Feinstaubver-

frachtung über Landes- oder Staatsgrenzen hinweg auf 

internationaler Ebene 

Österreichische Gesellschaft für

Straßen- und Verkehrswesen
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Abbildung 3: Feintaubbelastung in deutschen Großstädten (Grafik: FAZ)

Welche Fact Sheets sind 2012 
erschienen?

Wo kann ich die Fact Sheets
beziehen?

Was gibt es noch auf 
www.gsv.co.at?

In der Lenkungsgruppe wurden folgende Ziele definiert:
• Erhöhung des Güterverkehrs auf dem Fluss bis 2020 um   20 % (gegenüber 2010).
• Einführung eines effektiven Wasserstraßen-Infrastruktur-managements bis 2015.
• Behebung der Schiffbarkeits-Hindernisse unter Berück-sichtigung der spezifischen Charakteristika der einzelnen Abschnitte der Donau und ihrer schiffbaren Nebenflüsse.• Entwicklung effizienter multimodaler Terminals in den Häfen der Donau und ihrer schiffbaren Nebenflüsse, um die Binnenwasserstraßen bis 2020 mit Schiene und Straße zu verbinden.

• Einführung harmonisierter Binnenschifffahrts-Informati-onsdienste (RIS) bis 2015.
• Behebung des Mangels an qualifiziertem Personal und Harmonisierung von Ausbildungsstandards bis 2020.

Die Lenkungsgruppe trifft zweimal pro Jahr zusammen und soll die Umsetzung der Donauraumstrategie auf strategi-scher Ebene begleiten. Zur Koordination von konkreten Pro-jekten und zur Diskussion neuer Projektideen wurden fünf Arbeitsgruppen eingerichtet. Diese Arbeitsgruppen finden zweimal pro Jahr im Donauraum statt und werden von den Koordinatoren inhaltlich vorbereitet. 

FACT-SHEETDONAURAUM STRATEGIE

Strategie für den Donauraum
Die „Strategie der Europäischen Union für den Donauraum“ (kurz: Donauraumstrategie, EU-DRS) wurde im Rahmen einer breit angeleg-ten Einbindung aller 14 Donaustaaten neben der Ostsee-Strategie als zweite makroregionale Strategie der EU von der Generaldirektion „Re-gionalpolitik“ der Europäischen Kommission (DG REGIO) ausgearbeitet. Die GSV möchte die we-sentlichsten Inhalte und Ziele der Donauraum-strategie in diesem Fact Sheet näher vorstellen.

www.gsv.co.at

Österreichische Gesellschaft fürStraßen- und Verkehrswesen

Ziele für Bereich 1a
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Fazit der GSV
Die Donauraumstrategie bietet einen sehr guten Rahmen für 
die zukünftige Entwicklung der Binnenschiffahrt und ist für 
Europa von großer Bedeutung. Binnenschiffe entlasten Straße 
und Schiene. Der multimodale Transport mit verstärkter Ein-
bindung der Binnenschiffahrt ist die Zukunft. 

Der Weg zu den Zielen

Vorteile der Donauschifffahrt
• hohe Verfügbarkeit von 98,2% (1995 - 2010)• Gute Unfallbilanz im Vergleich zu Straße und Schiene• Hohe Transportkapazitäten: Ein Schubverband mit 3.700 Tonnen Zuladung entspricht 93 Waggons oder 148 LKW• Eignung für Sondertransporte (High & Heavy)• Geringste externe Kosten (Unfall-, Lärm-, Schadstoff- und Klimakosten) unter allen Verkehrsträgern: Ein Schiff verursacht weniger als 1/3 der externen Kosten eines LKW pro Tonnenkilometer

• Ausreichend freie Kapazitäten (Auslastung derzeit 10%)• Die Wasserstraße benötigt im Vergleich zu Straße und Schiene die geringsten Investitionen in die Infrastruktur
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Energieverbrauch steigt, Stromeitungen fehlen

Auswirkungen der Energiewende auf die österreichische Energiepolitik
 

Energiewende bedeutet eine deutliche Verände-
rung der Energiepolitik, ein Wechsel von einer 
nachfrageorientierten zu einer angebotsorientier-
ten Energiepolitik, ein Übergang von zentraler zu 
dezentraler Energieerzeugung, Energiesparmaß-
nahmen und höhere Effizienz. All das erfordert 
auch neue Strukturen des Stromtransports und 
der Verteilung von Elektroenergie. Hier gibt es 
aber europaweit (inklusive Österreich) Rückstän-
de. Um ein aktuelles Bild der Lage zu erhalten, be-
richtete der Vorstand der Energie-Control Austria, 
Mag. Martin Graf, über die Auswirkungen der Ener-
giewende auf die österreichische Energiepolitik im 
Rahmen des Vortragszyklus „Verkehrsinfrastruk-
tur“, veranstaltet von der Sparte Industrie der 
Wirtschaftskammer Österreich, der Vereinigung 
der Österreichischen Verladenden Wirtschaft, der 
Bundesvereinigung Logistik Österreich und der 
Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen Ge-
sellschaft (ÖVG). 

Österreich ist hinsichtlich der Erzeugung von 
Elektroenergie ein typisches Wasserkraftland mit 
thermischer Ergänzung. Wegen eines verringer-
ten Wasserdargebots im Winter bei gleichzeitigem 
größerem Strombedarf muss die Stromerzeugung 
aus Wasserkraft durch den Einsatz von Dampf-
kraftwerken ergänzt werden. Die nun vermehrt 
zum Einsatz kommenden Sonnen- und Windkraft-
werke schaffen zu diesem traditionellen Bild von 
Erzeugung und Verbrauch neue Disparitäten. Der 
Strom in Sonnen- und Windkraftwerken wird dann 
erzeugt, wenn die Sonne scheint und der Wind 
weht, und nicht exakt zu den Zeiten, zu denen 
der Strom verbraucht wird. Strom ist in direkter 
Manier nicht speicherbar: was erzeugt wird, muss 
umgehend auch verbraucht werden. Wenngleich 
Strom aus Wind- und Sonnenenergie dezentral 
erzeugt wird und der Verbrauch ja grundsätzlich 
ebenso dezentral erfolgt, entsteht zusammen mit 
der stoßweisen Erzeugung die Notwendigkeit zum 
Abtransport großer Strommengen. Nicht nur zu 

Normalverbrauchern muss abtransportiert wer-
den, sondern auch zu den Verbrauchern der zeit-
weise großen Überschussmengen, beispielsweise 
zu den Pumpspeicherkraftwerken in den Alpen. 
Damit werden – und zwar europaweit – neue, 
große Leitungskapazitäten benötigt, und das teils 
über große Distanzen. Ein Pumpspeicherkraftwerk 
speichert elektrische Energie durch Hinaufpumpen 
von Wasser. Dieses Wasser lässt man später wie-
der talwärts fließen und erzeugt dabei mittels Tur-
binen und Generatoren elektrischen Strom. 

Auch auf dem Strommarkt ist in den letzten Jahren 
ein Wandel eingetreten: wie in jedem reifen, ent-
wickelten Markt orientierte sich auch der Strom-
markt nach der Nachfrage. Die Lissabon -  Verträ-
ge von 1998 haben innerhalb der EU zur Öffnung 
der regionalen Märkte geführt. Damit entstand ein 
freier, durch regulierende Instanzen überwachter 
Markt. Die in einer freien Wirtschaft logische Aus-
richtung der Erzeugung nach den Verbrauchern 
wurde in der Sparte Elektroenergie in jüngster 
Vergangenheit in eine Angebotsorientierung um-
gedreht. Dies ist auf die massive Förderung der 
Stromerzeugung aus alternativen Energiequel-
len (Wind, Sonne, Biomasse) zurückzuführen. In 
manchen Staaten bzw. bei manchen Energiequel-
len ist die Förderung so hoch, dass Investoren 
durch garantierte Abnahmepreise über lange Zeit 
zu Renditen gelangen, die massiv Kapital anziehen 
und zur rasanten Vermehrung der Erzeugungsan-
lagen auf diesem Sektor führen. 

Das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von der 
Zunahme des Energieverbrauchs abzukoppeln, 
ist in praktisch allen Staaten der EU misslungen. 
Auch in Österreich ist dies so, wobei nach unse-
rer Verfassung die Versorgung mit Elektroenergie 
rechtlich Landessache ist und damit eine politische 
Aufsplitterung der Lenkung besteht. Es kommt da-
durch zu einem häufig unkoordinierten Vorgehen. 
Nach dem Ohm´schen Gesetz (Weg des gerings-
ten Widerstands) fließen die Strommengen in die 
nachbarlichen Netze nach Polen und den Nieder-
landen, was dort zu Überlastungen führt. Ande-

Stoßweise Erzeugung erfordert 
neue Leitungskapazitäten
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einige Schwierigkeiten: 17 EU-Länder erzeugen 
Atomstrom, der zu günstigen Preisen geführt hat 
(Frankreich hat z.B. 58 Reaktoren in Betrieb). Von 
den thermischen, mit fossilen Brennstoffen be-
heizten Kraftwerken sind die Gaskraftwerke die 
ökologisch besten mit den geringsten CO² - Emis-
sionen, aber wegen der Bindung des Gaspreises 
an den stark gestiegenen Preis von Rohöl unwirt-
schaftlich geworden. Die „dreckigen“ alten Braun-
kohlenkraftwerke in Ostdeutschland hingegen sind 
jetzt besonders wirtschaftlich. Daran ändert auch 
der Handel mit Emissionsrechten derzeit kaum et-
was. Wasserkraftwerke zu bauen ist umweltpoli-
tisch gesehen nicht immer einfach.

Das jahrzehntelange Strom-Exportland Österreich 
wurde 2002 zum strukturellen Importland, wo-
bei man, was physikalisch gar nicht möglich ist, 
den Import von Atomstrom gesetzlich verbieten 
möchte. Der gesamte Energieverbrauch in Öster-
reich betrug, gemessen als energetischer Endver-
brauch, 2010 insgesamt 1.119 Petajoule und war 
trotz der wirtschaftlichen Krise 2008 / 09 der bis-
her höchste Verbrauchswert überhaupt. Der An-
teil fossiler Energieträger (Öl, Kohle, Gas) beträgt 
58%. Die erneuerbaren Energieträger haben trotz 
Wasserkraft daran nur einen Anteil von 16%. Die 

rerseits fehlen die Hochspannungsleitungen zu 
den großen Verbrauchszentren in Süddeutschland 
bzw. zu den Pumpspeicherkraftwerken in den Al-
pen. Auch die EU erkennt die Brisanz dieser Situ-
ation und überlegt bereits konkret eine Richtlinie 
hinsichtlich des Leitungsausbaus.

Im Bereich Energieeffizienz ist die EU bereits tätig 
geworden: Österreich ist gemäß dem im Dezem-
ber 2008 verabschiedeten Energie- und Klimapa-
ket der EU dazu verpflichtet, die Energie-Effizienz 
um 20% zu erhöhen, den CO2-Ausstoß um 20% zu 
reduzieren (im Vergleich zu 2005) und den Anteil 
erneuerbarer Energie auf 20% zu erhöhen, und 
das bis zum Jahr 2020 (20/20/20 Ziele). Da die 
EU ihrem Ziel aber hinterherläuft, hat die Kommis-
sion im vergangenen Sommer eine Energieeffizi-
enzrichtlinie auf den Weg gebracht. Diese wurde 
unter dänischer Präsidentschaft beschlossen. Die 
EU-Energieeffizienzrichtlinie verpflichtet die Ener-
gieversorger ab 2014 jährlich 1,5% Energie einzu-
sparen und dafür entsprechende Maßnahmen zu 
treffen. 

Biomasse und Biogas sind laut Graf bzgl. des 
Einflusses auf den Marktpreis kritisch zu sehen. 
Auf europäischer Ebene gibt es allerdings noch 

ENERGIE

Auswirkungen der Energiewende 1013.06.2012

Status Quo in Österreich (III)
Energetischer Endverbrauch

Gesamtenergieverbrauchsentwicklung in Österreich 1990-2010
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- Anteil fossil (Kohle, Gas, Öl): 58 %
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Energieverbrauch steigt weiter
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die elektrolytische Erzeugung von Wasserstoff, der 
dann in beschränkten Anteilen dem Erdgas bei-
gemengt werden kann. Die Rohöl Aufsuchungs- 
AG im Besitz der EVN besitzt Erdgasspeicher im 
Grenzgebiet Oberösterreich / Bayern und überlegt 
dort eine derartige Anlage. Für alle diese Projekte 
sind jedoch potente Leitungen, insbesondere aus 
den deutschen Überschussgebieten im Norden, 
eine essentielle Voraussetzung. 

Auf österreichischem Gebiet fehlt die 380 KV 
– Leitung Salzburg – Kaprun, um deren Bewilli-
gung sich die Verbundgesellschaft seit vielen Jah-
ren intensiv bemüht. Sie soll einen Anschluss der 
Kraftwerksgruppe Kaprun mit dem kürzlich eröff-
neten Pumpspeicherkraftwerk Limberg II an das 
deutsche Hochspannungsnetz bringen. Ist diese 
Leitung einmal errichtet, kann die Verbundge-
sellschaft in Kaprun das Pumpspeicherkraftwerk 
Limberg III bauen. Innerhalb von Österreich ist 
hinsichtlich der Anbindung neuer und geplanter 
Windkraftwerke an das 380 KV-Netz ein neues 
Umspannwerk in Sarasdorf bei Bruck a. d. Leitha 
für das Windkraftaufkommen im Nordburgenland 
und diesem Teil Niederösterreichs geplant. Ebenso 
ist in Anbetracht der zusätzlichen Windkraft-Kapa-

österreichische Elektroenergie stammt zu 51% 
aus Wasserkraft, zu 35% aus Wärmekraft und zu 
3% aus Windkraft (11% stammen aus sonstiger 
Erzeugung, wie Biomasse, Hochofengas etc.). Die 
Ökostrommengen steigen tendenziell zwar an, der 
Anteil am gesamten Stromverbrauch bleibt in Ös-
terreich jedoch seit Jahren konstant, da zusätzli-
che Ökostrommengen vom Verbrauchswachstum 
kompensiert werden. 

Der Ausbau der Wasserkraftwerke findet gegen-
wärtig durch den Umbau bestehender Kraftwerke 
mit dem Ziel der Erreichung einer höheren Ener-
gieausbeute statt. Das eine oder andere neue 
Laufkraftwerk an der Salzach und der Mur kommt 
noch dazu, ein Innkraftwerk an der Grenze zur 
Schweiz steht vor der Genehmigung. Als Chance 
für Österreich ist die Errichtung von Pumpspei-
cherkraftwerken zur Veredelung (oft ausländi-
scher) Überschussenergie zu sehen. Potentiale 
für solche Pumpspeicherwerke liegen in Nordtirol, 
Osttirol, im Pinzgau und teils auch an der Donau 
(Mühlviertel). Eine weitere Möglichkeit zur Ver-
wertung von elektrischer Überschussenergie, ist 

Auswirkungen der Energiewende 1213.06.2012

Status Quo in Österreich (V)
Erzeugungs- und HS-Netz-Infrastruktur
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Erzeugungs- und Hochspannung-Netz-Infrastruktur

Überschussenergie nutzen!
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Auswirkungen der Energiewende 1313.06.2012

Status Quo in Österreich (VI)
HS-Masterplan
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Masterplanprojekte der Verbund Netztochter bis 2020

auch weg von den Spitzen verlagert werden. Fer-
ner könnten dezentrale, häusliche Kleinspeicher 
(Akkus) zur Lagerung von Überproduktion und ei-
ner Leitungsentlastung benützt werden, wenn die-
se Technologien auf breiter Ebene zur Anwendung 
kommen. Auch die Reduktion der Netzverluste ist 
ein Anliegen, wenngleich diese in Österreich mit 
4% relativ gering sind (verglichen mit mehr als 
7% in Osteuropa). Stromdiebstahl stellt in Öster-
reich kein Problem dar. 

Graf forderte Aktionen der Politik: Eine einheit-
liche Konzentration der Lenkungskompetenzen 
beim Bund, also weg von den Bundesländern. Auf 
europäischer Ebene ist ein einheitlicher ordnungs-
politischer Rahmen nötig, welcher auch die Förde-
rung erneuerbarer Energien harmonisiert und zu 
keiner ungesunden Überförderung führt. Für alles 
müsste aber ein marktwirtschaftliches Vorgehen 
sichergestellt sein. Zur E-Mobilität meinte Graf, 
dass zwar Potential vorhanden wäre, aber nicht 
in dem Ausmaß von 200.000 Fahrzeugen im Jahr 
2020. Er hat Bedenken bei der Finanzierung der 
Ladeinfrastruktur, Graf: „Wer soll das bezahlen?“ 

Autor: Dr. Karl Frohner

zitäten, die im Weinviertel entstehen sollen, eine 
entsprechende Anbindung über das Umspannwerk 
Bisamberg in Planung. Die Verstärkung der Do-
nauschiene vom Umspannwerk Ernsthofen bei 
Enns nach St. Peter bei Braunau am Inn wird we-
niger Probleme bereiten und es ermöglichen, ein 
großes Gaskraftwerk, das die OMV nächst ihrer 
Raffinerie in Burghausen an der Salzach in Bay-
ern erbauen will, in das österreichische Verbund-
netz wirkungsvoll einzubinden. Schließlich wird in 
Kärnten die Hochrüstung der Verbindung zwischen 
den Umspannwerken Obersielach bei Völkermarkt 
und Lienz in Osttirol auf die Spannungsebene von 
380 KV nötig. Gleiches kann von der Verbindung 
zwischen den Umspannwerken Zell am Ziller und 
Westtirol am Ausgang des Ötztals gesagt werden. 
Das primäre Problem dabei ist allerdings die Be-
schleunigung der Genehmigungsverfahren.

Künftigen Technologien, wie „smart meters“ („in-
telligente“ Strommesser) erlauben den Kunden 
den eigenen Verbrauch besser einzuschätzen und 
somit diesen zu reduzieren.  Mit einer entspre-
chenden Preisgestaltung könnte der Verbrauch 

ENERGIE

Verbrauch steuern
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ger: „Wir haben aber 1,65 Meter benötigt.“ Da die 
Wetterprognosen keine Besserung versprachen, 
musste schnell gehandelt werden, um den Monate 
im Voraus mit den Behörden fixierten Abfahrtster-
min des Weitertransportes aus Bratislava nicht zu 
gefährden. »Kommando zurück«, hieß es für den 
Schubverband, welcher sich bereits tagelang in 
Regensburg befand. Die Reise ging wieder zurück, 
von Regensburg nach Nürnberg. Dort wurden die 
Komponenten auf passende Tauchtiefe geleichtert.

Von Bratislava wurde die 80 Kilometer lange letzte 
Etappe schließlich über die Straße bewältigt. Bei 
17 Brückenbauwerken waren für die Überfahrt 
besondere Maßnahmen erforderlich, andernfalls 
hätten sie dem maximalen Gewicht je Fahrzeug 
von knapp 500 Tonnen nicht standgehalten. Für 
derartige Manöver kommt ein sogenanntes Brü-
ckenverschlittsystem zum Einsatz. Dabei werden 
mittels speziellem Trägersystem die auftretenden 
Kräfte in die Brückenpfeiler und den Brückenkopf 
abgeleitet und die Brücke somit belastungsfrei 
ohne Fahrzeug überquert. Für sieben Brücken 
mit Spannweiten bis 15 Meter kamen zwei mobi-
le Überfahrrampen zum Einsatz, welche innerhalb 

Spezielle Fälle brauchen gemeinsame Lösungen

ÖVG / IV / via donau: High & Heavy Transporte
 

„Die Güterströme müssen sichergestellt und die 
Donauschifffahrt gestärkt werden“ mit diesen 
Worten begann Peter Koren, Vize-Generalsekretär 
der Industriellenvereinigung seine Eröffnung. Ko-
ren betonte besonders die Massenleistungsfähig-
keit und die freien Transportkapazitäten der Do-
nau. Die IV hat dazu auch das Aktionspapier 2012 
„Stärkung der Donauschifffahrt“ herausgegeben. 

Nach Koren stellte Peter Stöttinger „High & Hea-
vy“ Transporte von Felbermayr vor. Als Praxisbei-
spiel führte Stöttinger das Gaskraftwerk Malzenice 
(Slowakei) an, wo z.B. ein 345 Tonnen schwerer 
Generator mit Abmessungen von 11,76 x 4,57 x 
5,01 Metern zu transportieren war. Für so einen 
Transport war der Wasserweg besonders geeignet. 
Wobei auch der Wasserweg bei solch schweren 
Transporten nicht unproblematisch ist: Ein tro-
ckener Herbst mit wenig Niederschlägen ließ den 
Donaupegel zwischen Straubing und Vilshofen auf 
teils nur 1,25 Meter Tauchtiefe sinken, Stöttin-

Abbildung 28: Transportweg zum Kraftwerk über den Verkehrsträger Wasser
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Erst das Zusammenspiel meh-
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solche Transporte möglich
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von zwei Stunden auf-, beziehungsweise abgebaut 
sind. Diese mobilen Überfahrrampen (Flyovers) 
sind jedoch nur für kürzere Brücken möglich. 

Der Transport sei quasi überschlagend vor sich 
gegangen: »Sobald wir eine Brücke überquert 
hatten, wurden die Systeme wieder abgebaut, zur 
nächsten Brücke transportiert und wieder aufge-
baut. Der Aufbau sei dabei mit 2 – 3 Tagen sehr 
zeitaufwendig. Zum eigentlichen Verschlitten über 
die Brücke wird die Last vorher vom Tieflader mit 
einem eigens konstruierten Hebeportal entladen, 
anschließend das Hebeportal samt hängender Last 
hydraulisch über die Brücke verschlittet und am 
anderen Ende der Brücke wieder auf dem Tieflader 
abgesetzt. Für diese Aktion werde pro Komponen-
te ein ganzer Tag benötigt. Ergänzend zur Einbin-
dung der Verkehrsträger Straße und Wasser wur-
de mit dem Transport eines 323 Tonnen schweren 
Trafos im Januar 2010 auch noch die Schiene 
eingesetzt. Stöttinger: „Erst das Zusammenspiel 
aller drei Verkehrsträger macht solche Transporte 
überhaupt möglich.“

LOGISTIK

Verschlittsystem, um die 
Brücke überqueren zu kön-
nen

Mathias Moser, Enercon GmbH, berichtete über die 
Herausforderungen bei der Logistik von Windener-
gieanlagen. 2011 wurden 19.000 Windanlagen in-
stalliert. 90% in Europa, 50% davon in Deutsch-
land. Vom Anfang bis zum Ende wird von Enercon 
die Logistik organisiert. Auch diese Transporte sind 
nicht unproblematisch, Moser: „95 % der Kompo-
nenten von Windenergieanlagen benötigen eine 
Ausnahmeregelung für den Straßentransport“.  Es 
werde aber auch per Schiff transportiert. 2011 
wurden 214 Binnenschiffe und 278 Seeschiffe ein-
gesetzt, 15 davon auf dem eigenen E – Ship (das 
E-Ship hat zusätzlich einen Antrieb mittels Flett-
ner-Rotoren, um Kraftstoffersparnisse zu erzielen) 
Auch die Bahntransporte haben sich bei Enercon 
verdreifacht. „Alle Komponenten nur per LKW zu 
transportieren, macht definitiv keinen Sinn“ sagte 
Moser. Die neuen Rotorblätter sind 50m lang. Auf 
der Schiene nach Österreich können diese nach 
Erkundigungen von Enercon bei der ÖBB nicht 
transportiert werden. Bei größeren Anlagen be-
trägt der Anteil der Logistikkosten 10%. Contai-
nertransporte sind nur für Kleinanlagen möglich. 

Herfried Leitner von Helogistics berichtete über 
die Erfahrungen aus 18 Monaten Tätigkeit als 
Transportdienstleister im High & Heavy Bereich. 
Von Constanta bis Budapest und wieder retour 
standen vier Container Bargen mit einer Kapazi-
tät von 144 Twenty-foot Equivalent Unit (TEU) im 
wöchentlichen Rhythmus zur Verfügung. High & 
Heavy konnte beigeladen werden. Seit Beginn des 
Services wurden 10.500 TEU und 4.500 Tonnen 
High & Heavy transportiert. Probleme gibt es vor 
allem bei der Infrastruktur: Häfen seien teilwei-
se sehr schlecht erreichbar und Krananlagen to-
tal veraltet (Osteuropa), und somit nicht fähig die 
geforderten Leistungen zu erbringen. Prinzipiell 
gibt es auch wenig Produktionsstandorte, wo High 
& Heavy benötigt wird. Leitner gibt noch zu be-
denken, dass die Straßengenehmigung für High & 

Bratislava: Ausrollen vom Schiff
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Das Schiff stellt für High & 
Heavy eine kostengünstige Al-
ternative dar
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holz Höhe 5 Meter). Für die RAIL CARGO ist High 
& Heavy definitiv wirtschaftlich. Die Vorarbeiten 
beim Sondertransport sind aber nicht unerheblich. 

Hasenbichler sprach nochmal die Problematik des 
Niederwassers an. „2011 war die größte Niedrig-
wasserperiode seit Jahren, außerdem gab es im 
Jänner 2012 17 Eistage“. Das alles hat natürlich 
die Binnenschifffahrt enorm getroffen. Wasser-
führungen können kaum beeinflusst werden. Es 
werden teilweise zu wenig Erhaltungsmaßnahmen 
durchgeführt: „Der Engpass Straubing – Vilshofen 
ist bis heute nicht abgeschlossen und die nächs-
ten zwei bis drei Jahre wird sich nichts tun. Mitt-
lerweile ist das ein politisches Thema“. Richtung 
Westen stellt dies natürlich einen beschränkenden 
Faktor dar. Im Südosten gibt es ebenfalls Seicht-
stellen und es fehle hier an politischem Willen. Auf 
österreichischer Ebene gibt es noch Bad Deutsch 
Altenburg (östlich von Wien) als Bottleneck. Den-
noch hat die Donau großes Potential für Sonder-
transporte und die Donauraumstrategie wird die 
Situation verbessern. Bewusstseinsbildende Maß-
nahmen seien allerdings erforderlich. Stöttinger 
stimmte dem zu: „Das Binnenschiff hat bei High 
& Heavy Kosten & Zeitvorteile“. 30 bis 60% aller 
Sondertransporte sind übrigens reiner Transitver-
kehr. 

Steindl lobte die Maßnahmen der via donau. Die 
Infrastruktur in Österreich ist gut. Ein 400 Tonnen 
Kran im Hafen sei aber aufgrund der hohen An-
schaffungskosten unrealistisch. „Mit Mobilkränen 
z.B. der Firma Felbermayr gibt es aber sowieso 
alle Möglichkeiten“. Die Hinterlandverbindungen 
müssen verbessert werden und die Bedarfsträger 
direkt im Hafen angesiedelt werden, dann wird der 
Hafen auch genutzt werden. Schon in Deutschland 
sollten Transporte aufs Schiff. Auch Steindl sieht in 
Südosteuropa fehlende Infrastruktur. 

Heavy ebenfalls nicht kostenlos ist und das Schiff 
somit eine echte Alternative in dem Bereich dar-
stellt. Leider wurde der Containerdienst von Helo-
gistics mit Ende März 2012 eingestellt.

Nach den 3 Praxisbeispielen folgte ein runder 
Tisch der Verkehrsträger mit Hartwig Hufnagl von 
der ASFINAG, Johann Barun von der Rail Cargo 
Austria, Christian Steindl vom Ennshafen, Harald 
Bollmann, Präsident der Spediteure und Logistiker,  
und Hans-Peter Hasenbichler von der via Donau.

20.000 bis 30.000 Sondertransportfahrten gibt 
es jedes Jahr auf Österreichs Autobahnen, be-
richtete Hufnagl. Ein Schwertransporter mit 200 
Tonnen bringe große Verkehrsbeeinträchtigungen 
mit sich. Bevor ein Sondertransport durchgeführt 
wird, ist ein Antrag zu stellen. Die ASFINAG führt 
dann eine technische und verkehrliche Prüfung 
durch. Sondertransporte über fünf Meter Breite 
sind prinzipiell nur in der Nacht möglich. Im Ext-
remfall werden Sondertransporte auch abgelehnt. 
Für die ASFINAG sind Sondertransporte jedenfalls 
kein einträgliches Geschäft, ein 25 Tonnen LKW 
und ein 160 Tonnen LKW zahle denselben Preis, 
bei ganz anderem Schadenausmaß. Viele Kosten 
die der Transport verursacht, werden nicht be-
rücksichtigt. 

Braun, Leiter für Sondertransporte und außerge-
wöhnliche Transporte bei der Rail Cargo Austria 
wies auf die Einschränkungen bei der Schiene hin. 
Sogar bei der höchsten Streckenklasse ist das Ge-
wicht auf 22,5 Tonnen je Achse limitiert. Es müsse 
also das Gewicht geschickt auf mehrere Achsen 
verteilt werden. Das High & Heavy Gut darf ma-
ximal 3150mm breit und 4650mm hoch sein. Bei 
Strecken ohne Oberleitung gibt es einzelne inno-
vative Lösungen bzgl. der Höhe (z.B. bei Schnitt-

Hufnagl, Steindl, Bollmann, Braun, Hasenbichler
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LOGISTIK

@@@dieser mann@@@
@@@bewegt 60 millionen@@@

@@@pakete in über@@@
@@@200 länder pro jahr.@@@

@@@helmut zaufall, logistik-team@@@

@@@dieser mann@@@
@@@bewegt 60 millionen@@@

@@@pakete in über@@@
@@@200 länder pro jahr.@@@

@@@helmut zaufall, logistik team@@@
Wer so viel leistet und immer sein Bestes gibt, darf stolz darauf

sein, als Nr. 1 zu gelten. Rund um die Uhr sorgen wir dafür, dass  
Pakete aus aller Welt schnell, pünktlich und sicher ihr Ziel erreichen.

Nutzen auch Sie die vielen Vorteile des stärksten Logistikpartners!
Nähere Infos unter post.at/logistik-team

Wenn’s wirklich wichtig ist, dann lieber mit der Post. 
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durch die Schwerpunktsetzung auf vier Themen-
felder (Personenmobilität, Gütermobilität, Fahr-
zeugtechnologie, Verkehrsinfrastruktur). 

Je nach Themenfeld gibt es unterschiedliche stra-
tegische Ziele. Lösungsbeiträge die in den The-
menfeldern initiiert werden, tragen unterschiedlich 
stark zu den strategischen Zielen bei (vergleiche 
Tabelle unten).

Gesellschaftspolitische Ziele:

•	 Nutzbarkeit und Zugänglichkeit des Ver-
kehrssystems erhöhen (barrierefrei, erreich-
bar, sicher, leistbar)

•	 Nachhaltige Mobilitätsformen und -muster 
verfolgen

•	 Qualität und Verfügbarkeit der Verkehrsinfra-
struktur sicherstellen

Mobilität und Umwelt im Einklang

BMVIT: Forschungsprogramm „Mobilität der Zukunft“
 

Wachsende Mobilitätsbedürfnisse bei gleichzeiti-
ger Ressourcenverknappung und begrenzten Ka-
pazitäten erfordern neue Lösungsansätze in der 
Forschungs-, Innovations- und Technologiepolitik. 
Das bmvit wird seine Förderungsaktivitäten für 
mobilitätsrelevante Forschung in den nächsten 
Jahren im Rahmen des neuen Programms Mobili-
tät der Zukunft fortsetzen bzw. neu ausrichten. Im 
Fokus des Programms steht die Sicherung der Mo-
bilität bei gleichzeitiger Minimierung der negativen 
Auswirkungen des Verkehrs. Mobilität der Zukunft 
initiiert dazu ganzheitliche Lösungsansätze für die 
Mobilität der Zukunft und trägt dabei zu einem In-
teressensausgleich zwischen Gesellschaft, Umwelt 
und Wirtschaft bei.

Das missionsorientierte Zukunftsprogramm ad-
ressiert strategische Herausforderungen auf den 
Zielebenen Gesellschaft, Umwelt und Wirtschaft 
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Wirkungsbeiträge der Themenfelder zu den strategischen Zielen

Strategische Ziele Personenmobilität Gütermobilität Fahrzeugtechnologie Verkehrsinfrastruktur

Nutzbarkeit und Zugänglichkeit ll l
Nachhaltige Mobilitätsformen ll
Qualität und Verfügbarkeit l l ll
Sicherstellung der Versorgung ll

Reduzierung von Emissionen und 
Immissionen l l ll

Reduzierung des Energie- und 
Ressourcenverbrauchs l ll ll l

Interessensausgleich Lebensraum Mensch 
Ökosystem ll

Wettbewerbsfähigkeit Verkehrssektor l ll ll l
Kompetenzführerschaft ll ll ll l
Internationaler Kooperationen l l l l

Legend:   ll prioritär
l wesentlich

geringfügigere / keine 

Themenfelder

Gesellschaft

Umwelt

Wirtschaft und 
Forschung

Je nach Themenfeld gibt es unterschiedliche strategische Ziele

Zielsetzungen



121

In den Ausschreibungen werden jeweils Schwer-
punkte mit spezifischen Forschungsthemen ge-
setzt, die mit den eingereichten Projekten adres-
siert werden müssen. Damit leistet jedes Projekt 
einen Wirkungsbeitrag, um zumindest einem Pro-
grammziel näher zu kommen. 

Die Herbstausschreibung 2012 ist den Themen-
feldern Gütermobilität, Fahrzeugtechnologien und 
Verkehrsinfrastruktur gewidmet. Projekte mit Be-
zug zum Themenfeld Personenmobilität können in 
der für Frühjahr 2013 geplanten Ausschreibung 
eingereicht werden.

•	 Laufzeit: 2012-2013 (-2020)

•	 Jährliches Budget: 14 bis 19 Millionen Euro

•	 Ausschreibungsrhythmus: 2x jährlich  
(Frühjahr / Herbst)

•	 Erste Ausschreibung: 17.10.2012 bis 
14.02.2013

•	 Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
gewährleisten

Umweltpolitische Ziele:

•	 Emissionen und Immissionen reduzieren

•	 Energie- und Ressourcenverbrauch verrin-
gern

•	 Interessensausgleich zwischen Verkehrsweg, 
Lebensraum Mensch und Ökosystem errei-
chen

Wirtschafts- und forschungspolitische Ziele:

•	 Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrssektors 
weiter stärken 

•	 Ausbau wissenschaftlich-technologischer 
Lösungskompetenzen und Erlangung von 
Kompetenzführerschaft im Mobilitätsbereich

•	 Aufbau und Forcierung internationaler Ko-
operationen

Jedes Projekt muss zumindest eine der angeführ-
ten Zielsetzungen in den Handlungsfeldern Ge-
sellschaft und Umwelt erfüllen, Wirkungsbeiträge 
generieren und diese im Antrag darstellen.

Das Programm Mobilität der Zukunft beinhaltet 
vier komplementäre Themenfelder, in denen je-
weils unterschiedliche Herausforderungen und 
Zielsetzungen adressiert werden. 

In den Themenfeldern Personenmobilität und 
Gütermobilität (Innovationsfelder) steht die An-
wendung von Technologien und Innovationen im 
organisatorischen und sozialen Kontext des Mo-
bilitätssystems im Vordergrund. Erkenntnisse 
aus diesen Innovationsfeldern sind wesentliche 
Voraussetzungen für Technologieentwicklungen 
in den Themenfeldern „Verkehrsinfrastruktur“ 
und „Fahrzeugtechnologien“ (Technologiefelder). 
Entstehende technologische Komponenten und 
Systeme können in den Innovationsfeldern in Mo-
bilitätsanwendungen überführt bzw.  integriert 
werden.

FORSCHUNG

Mobilität der Zukunft – Themenfelder (kurz) 

Personenmobilität 

Gütermobilität 

Verkehrs-
infrastruktur 

 
 

Güter 
 

Nutzer 

Fahrzeug-
technologien 

Menschen 
 
 

 

Themenfelder und ihr Zusammenwirken im Programm Mobilität der Zukunft
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Eckdaten des Programms
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rer Bauhöhe und damit reduziertem Materialein-
satz zu erzielen. „Unser Ansatz besteht darin, die 
auftretenden Schallfelder realitätsnah zu simu-
lieren,“ so Akustikexperte Manfred Haider. „Da-
mit lässt sich in der Folge abschätzen, wie sich 
Design, Material und Alterung auf die zentralen 
akustischen Eigenschaften der Lärmschutzwand 
und den Schallpegel in weiterer Entfernung aus-
wirken“. Im EU-Projekt QUIESST (QUIetening the 
Environment for a Sustainable Surface Transport) 
beschäftigt sich das Mobility Department mit die-
ser Fragestellung und leitet auch eines der sieben 
Work Packages.

Mit Simulationen zum optimalen Lärmschutz

Lärmschutzwände leisten einen wichtigen Beitrag zur Eindämmung des 
Verkehrslärms.
 

Die Europäische Lärmschutzrichtlinie sieht in den 
kommenden Jahren eine deutliche Lärmredukti-
on auf Straße und Schiene vor. „Dieses Ziel kann 
nur durch einen Maßnahmenmix in den Berei-
chen Schallemission, -ausbreitung und -immissi-
on erreicht werden“, erklärt dazu Peter Maurer, 
Verkehrsinfrastruktur-Experte am AIT Mobility 
Department. Sein Team beschäftigt sich unter 
anderem intensiv mit der Simulation der Wech-
selwirkung zwischen Fahrbahn und Reifen, um 
Schall bereits an der Quelle zu minimieren und 
die akustischen Eigenschaften, die Griffigkeit und 
den Rollwiderstand optimal aufeinander abzustim-
men. „Bei der nächsten Stufe, der Eindämmung 
der Schallausbreitung, nehmen Lärmschutzwände 
eine zentrale Rolle ein,“ so Maurer. „Am AIT ent-
wickeln wir Simulationsmethoden, um die akus-
tischen und strukturdynamischen Eigenschaften 
dieser Schallbarrieren bereits im Planungsstadium 
am Computer analysieren und  optimieren zu kön-
nen“.

Der einfachste Weg zu einem wirksamen Schall-
schutz wäre der Bau möglichst hoher Lärmschutz-
wände, was jedoch aus optischen, statischen und 
finanziellen Gründen meist keine Option ist. Ziel 
der Infrastrukturbetreiber ist es daher, durch neue 
Entwicklungen maximale Effizienz bei geringe-

Strengere Lärmschutzrichtlinien und höhere Zuggeschwindigkeiten stellen 
steigende Anforderungen an Lärmschutzwände entlang von Autobahnen, 
Schnellstraßen und Schienenstrecken. Am AIT Mobility Department arbeitet 
man daran, die akustische Wirksamkeit und Sicherheit dieser Schallbarri-
eren zu erhöhen und gleichzeitig die Kosten für Produktion und Erhaltung 
zu senken. Mit modernsten Simulationsmethoden wird untersucht, wie sich 
komplexe Designs und innovative Materialien sowie Alterungsphänomene auf 
die Schallfelder im Nah- und Fernfeld auswirken. Die Simulationsmodelle der 
aerodynamischen Belastung von Lärmschutzwänden an Eisenbahn-Hochleis-
tungsstrecken wurden im Sommer im Rahmen von Innovationsmessfahrten 
der ÖBB bei Zugsgeschwindigkeiten von  bis zu 330 km/h getestet. 

Möglichst hohe Lärmschutzwände sind meist keine Option

Vor allem in der Formgebung von Lärmschutzwän-
den sind laufend neue Entwicklungen zu beobach-

Peter Maurer, Head of Trans-
portation Infrastructure Tech-
nologies: „Die EU sieht mittelfris-

tig eine deutliche Lärmreduktion 

auf Straße und Schiene vor. Die-

ses Ziel kann nur durch einen 

Maßnahmenmix in den Bereichen 

Schallemision, -ausbreitung und 

-immission erreicht werden.
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tigen Input für die Immissionsberechnungen der 
Detaillärmschutzplanung zu liefern.
Die Simulationen umspannen dabei nicht nur grö-
ßere räumliche Distanzen, sondern auch längere 
Zeiträume. So können unter anderem Witterungs-
einflüsse oder strukturelle Schäden mit der Zeit 
zur Beeinträchtigung der akustischen Eigenschaf-
ten führen. Auf der Basis von In-situ-Messungen 
simulieren die Expertinnen und Experten diese 
Alterungsphänomene am Computer und erstellen 
daraus Prognosen des Langzeitverhaltens für eine 
maßgeschneiderte Erhaltungsplanung.

Die Herausforderung bei der Modellierung von 
Lärmschutzwänden besteht darin, trotz der not-
wendigen Abstraktionen den tatsächlich reali-
sierten Wänden möglichst nahe zu kommen. Das 
bedeutet, dass die Formgebung, die Oberflä-
chengestaltung und die eingesetzten Materialien 
möglichst realitätsnah im Modell abgebildet wer-
den müssen. Während geometrische Daten zur 
Formgebung und Oberflächengestaltung meist 
verfügbar sind oder erhoben werden können, sind 
die akustisch relevanten Materialeigenschaften 

Die dort auftretenden Schallfelder sind um einiges 
komplexer als bei annähernd senkrechten Wän-
den, und so lässt sich die Wirksamkeit dieser neu-
en Designs mit konventionellen Planungstools nur 
sehr schwer verifizieren. Dazu kommt, dass ne-
ben Aluminium, Holz und Holzbeton immer neue 
Materialien wie Kunststoffe oder Schäume auf den 
Markt drängen, deren akustische Eigenschaften 
noch unzureichend erfasst sind. Die AIT-Exper-
tinnen und –Experten entwickeln daher Simulati-
onsmethoden, um die optimale Kombination aus 
Formgebung und Material in einem ganzheitlichen 
Ansatz berechnen zu können.

Eine große Herausforderung für die Akustikerin-
nen und Akustiker ist die Tatsache, dass sich die 
Schallfelder unmittelbar bei der Lärmschutzwand 
deutlich von jenen unterscheiden, die in größerer 
Entfernung gemessen werden. „Das ist darauf zu-
rückzuführen, dass im Nahfeld und Fernfeld sehr 
unterschiedliche akustische Phänomene auftre-
ten“, so Haider. „Ein Verständnis dieses Zusam-
menhanges ist essenziell, um realistische Aussa-
gen über den Immissionspegel treffen zu können, 
der bei den Anrainern ankommt“. Das Mobility-
Team arbeitet daher daran, das gesamte Schall-
feld zu simulieren und damit einen aussagekräf-

ten. „Das geht von speziell geformten Aufsatz-
elementen bis hin zu gekrümmten Wänden, wie 
man sie etwa an der Donauufer-Autobahn oder bei 
Schwechat sieht“, so Haider.

In der Formgebung von Lärmschutzwänden sind laufend 
neue Entwicklungen zu beobachten

FORSCHUNG

Simulation eines typischerweise bei Lärmschutzwänden auftretenden Schallfeldes

Manfred Haider, Scientist, 
Transportation Infrastructure 
Technologies: „Unser Ansatz 

besteht darin, die auftretenden 

Schallfelder realitätsnah zu simu-

lieren. Damit lässt sich abschätzen, 

wie sich Design, Material und Al-

terung auf die akustischen Eigen-

schaften auswirken. 
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schienennetzes erfüllen zu können, sind bis 2024 
Investitionen in Höhe von rund 1,45 Milliarden 
Euro notwendig. Da Züge in Zukunft mit immer 
höherer Geschwindigkeit und Frequenz unterwegs 
sein werden, sind die geplanten und bestehen-
den Lärmschutzwände entlang der Gleise einer 
steigenden Belastung ausgesetzt. Die Größe der 
Beanspruchung ist von der Zugsform, Zugsge-
schwindigkeit und dem Abstand der Lärmschutz-
wand von der Gleisachse abhängig. Die Einwir-
kungen auf die Lärmschutzwände sind hochgradig 
dynamisch und erfolgen innerhalb eines Bruchteils 
einer Sekunde. „Bei der Vorbeifahrt eines Railjet 
mit 245 km/h entsteht durch die Druck- und Sog-
welle zum Beispiel ein Staudruck, der einer Stoß-
belastung von bis zu 50 kg/m² entspricht“, erläu-
tert Herbert Friedl vom Mobility Department. „Hat 
die Lärmschutzwand die gleiche Eigenfrequenz, 
kommen dynamische Überhöhungseffekte hinzu.“
 
Dadurch resultieren erhöhte dynamische Bean-
spruchungen auf das Lärmschutzwand-Gesamt-
system (Rammrohr, Steher und Kassetten), die 
das Ermüdungsverhalten nachhaltig beeinflussen. 
In Deutschland wurden bereits Schadensfälle ent-
lang von Hochgeschwindigkeitsstrecken regis-
triert. Aufgrund der Vielzahl komplexer dynami-
scher Effekte und hoher Sicherheitsanforderungen 
kommt es bei gängigen Bemessungsverfahren oft 
zu einer Überdimensionierung. Im Projekt Opti 
LSW entwickeln Friedl und sein Team daher ein 
optimiertes Bemessungsverfahren zur wirtschaft-
lichen und sicheren Planung von Lärmschutzwän-
den. Ein Prognosemodell soll in weiterer Folge 

oft nicht vorhanden oder zugänglich und müssen 
durch Anpassung der entsprechenden Modellpa-
rameter ermittelt werden. Um die Berechnungs-
zeiten für die Modellsimulation in Grenzen zu hal-
ten, muss die Größe des modellierten Bereiches 
begrenzt werden. Außerdem steigt der Berech-
nungsaufwand erheblich mit der Frequenzober-
grenze. Hier ist es wichtig, die richtige Balance zu 
finden, um dennoch relevante Aussagen aus der 
Simulation zu erhalten. 
Eine weitere Herausforderung ist nicht nur die 
Nachbildung der Lärmschutzwände selbst, sondern 
auch die Herstellung der Beziehung zu den derzeit 
verwendeten Messverfahren für die akustische Be-
urteilung von Lärmschutzwänden. Die Standard-
verfahren basieren auf Messungen in speziellen 
Hallräumen, während neuere in-situ Verfahren, 
wie sie in QUIESST untersucht werden,  auch die 
Messung vor Ort erlauben. Beide Typen von Ver-
fahren können nicht das gesamte Schallfeld abbil-
den, sodaß eine Überprüfung ihrer Aussagekraft 
eine Abbildung des Verfahrens in der Simulation 
erfordert. Jedenfalls sind die Schallschutzexperten 
des Mobility Departments mittlerweile in der Lage 
mit modernsten Simulationsmethoden zu untersu-
chen, wie sich komplexe Designs und innovative 
Materialien sowie Alterungsphänomene auf die 
Schallfelder im Nah- und Fernfeld auswirken. 

Um die von der EU geforderten Grenzwerte für 
Schallschutz entlang des österreichischen Haupt-

Anregungsform des gegengleichen Doppelimpulses. Bild links: Schematische Darstellung, Bild rechts: Tatsächlich gemessener Druckzeitverlauf (Railjet)
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kassetten und einer Höhe von 3,5 m ü. SOK. Die 
Gesamthöhe beträgt ab Rammrohroberkante 4,0.  
Der Schwingungserreger VICTORIA von AIT ist ein 
Reaktionsmassenerreger welcher durch seine Kon-
struktion verschieden Schwingrichtungen einneh-
men kann (vertikal, horizontal oder unter 45°).  
Die Reaktionskräfte der schwingenden Masse wird 
über eine Stabkette mit integrierter Kraftmessung 
direkt in den Lärmschutzwand Steher eingeleitet. 
Die Steuerung der Schwingungserregung erfolg-
te kraftgeregelt mit einer schwingenden Masse 
von 3600 kg um eine stabile Erregerkraft in das 
System aufzubringen. Durch den ständigen Ab-
gleich zwischen Messung und Simulation, dem so 

nem Reaktionsmassenerreger harmonisch angeregt. 
Die für die Versuchszwecke auf der NBS Wien – St. 
Pölten (Tullnerfeld) aufgestellte Lärmschutzwandsys-
tem besteht aus 8 HE-B 160 Stehern mit Aluminium-

FORSCHUNG

das Langzeitverhalten aus strukturdynamischer Sicht 
vorhersagen und so die Infrastrukturbetreiber im Life 
Cycle Management unterstützen.

In einem ersten Schritt führte das Team Eigenfre-
quenzmessungen an Lärmschutzwänden durch und 
erstellte daraus ein Computermodell des Gesamtsys-
tems, inklusive Steher, Fundierung und Wandkasset-
ten. Dieses Modell wurde in der Folge mit Messdaten 
von Zugsvorbeifahrten in Form eines Lastbilds gekop-
pelt, um die Auswirkungen der aerodynamischen Be-
lastungen auf die Lärmschutzwand am Computer zu 
simulieren. Ergänzende Dauerschwingversuche ga-
ben darüber hinaus Aufschluss über die Ermüdungs-
festigkeit bei dauerndem Lastwechsel, so dass nun 
auch das Langzeitverhalten in die Simulation einflie-
ßen kann. Für den Dauerschwingversuch wurde das 
Lärmschutzwand-Gesamtsystem punktuell mit ei-

Herbert Friedl:, Engineer, 
Transportation Infrastruc-
ture Technologies: „Im Pro-

jekt ‚Opti LSW‘ entwicklen wir 

ein optimiertes Bemessungs-

verfahren zur wirtschaftlichen 

und sicheren Planung von 

Lärmschutzwänden.“

FE-Modell des einzelnen LSW-Stehers mit Einbindung in das Rammrohr

Anordnung der Sensoren und Schwingerreger
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genannten „Model Updating“, wird das Prognose-
modell so weit optimiert, dass es eine realistische 
Abschätzung der Restlebensdauer bestehender 
Wände erlaubt.

Die Feuerprobe für das Bemessungsverfahren und 
das Prognosemodell erfolgte im Sommer an der 
neuen Hochleistungsstrecke Wien-St. Pölten. Vor 
der Inbetriebnahme des 44 km langen Teilstücks, 

das ab Dezember 2012 die Fahrzeit zwischen den 
beiden Städten auf 25 Minuten reduzieren wird, 
stellte die ÖBB die Strecke rund zwei Monate lang 
für umfangreiche Messkampagnen zur Verfügung. 
„Diese  Innovationsmessfahrten gaben uns die 
einzigartige Möglichkeit, unsere strukturdynami-
schen Modelle anhand von realen Zugsvorbeifahr-
ten zu überprüfen und die Simulationsergebnisse 
zu bestätigen“, so Friedl. 

Railjetfahrten bis 250 km/h standen auf dem Pro-
gramm, und auch Hochgeschwindigkeitsfahrten 
der Zugstype ICE wurden durchgeführt. Mit 336,4 
km/h stellte der ICE-S einen neuen Österreichi-
schen Geschwindigkeitsrekord auf. „Damit können 
wir über den Regelverkehr hinaus sicherstellen, 
dass wir mit unseren Modellen auch für die Zu-
kunft gerüstet sind“, ist der Experte zuversicht-
lich, dass das erarbeitete Know-how die Stellung 
Österreichs als Vorreiter in puncto Lärmschutz so-
wohl in der wissenschaftlichen Forschung als auch 
in der wirtschaftlichen Umsetzung weiter festi-
gen wird. Die Forschungsarbeiten im Bereich der 
strukturdynamischen Untersuchungen werden in 
Zusammenarbeit mit RED Bernard und ÖBB Infra-
struktur AG durchgeführt.

Autoren: Priv.- Doz. DI Dr. Peter Maurer, DI Her-
bert Friedl, DI Manfred Haider vom AIT

Zugsvorbeifahrt ICE-S an Lärmschutzwand - Messstelle

Grundfrequenz f = 4,88 Hz mit zugehöriger Schwingungsform 		  Verformung eines Stehers bei Zugsvorbeifahrt Railjet mit 245 km/h
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Verkehrsinfrastruktur - Dynamik

Die Schienenverkehrsinfrastruktur ist aufgrund 
höherer Frequenzen und Geschwindigkeiten im 
Zugsverkehr einer wachsenden dynamischen Be-
lastung ausgesetzt. Durch die Kombination von 
Schwingungsmessungen vor Ort mit mathemati-
schen Modellen können realitätsnahe Simulatio-
nen für Brücken, Straßen, Lärmschutzwände oder 
Gebäude erstellt und die unterschiedlichsten Sze-
narien simuliert werden.

Numerische Methoden in der Baudynamik

•	 Transiente Schwingungssimulationen
•	 Nichtlineare Berechnungen für Boden und Bau-

werk
•	 Simulation der Wellenausbreitung im Unter-

grund
•	 Entwicklung von Model-updating-Algorithmen
•	 Lösungen für Kontaktprobleme in der Fahrzeug-

Fahrbahn-Interaktion

Erschütterungsprognosen und Schwin-
gungsanalysen

•	 Analyse von Lärmschutzwänden bei dynami-
scher Lasteinwirkung

•	 Erschütterungsprognosen von Bauverfahren
•	 Prognosen von Schwingungsimmissionen durch 

Verkehrseinwirkung
•	 Immissionsprognosen von gewerblichen Er-

schütterungsquellen bzw. Prognosen dynami-
scher Interaktions- und Resonanzeffekte von 
Maschinenanlagen

•	 Vibrationsprüfungen mit elektrodynamischem 
Schwingungserreger

•	 Schock- und Schwingungsmessungen bei kli-
matisch veränderbaren Umweltbedingunge

•	 Experimentelle Modalanalysen von Bauwerken

Verkehrsinfrastruktur - Akustik

Infrastrukturbetreiber sind mit der Aufgabe kon-
frontiert, Straße und Schiene nicht nur sicher, 
energieeffizient und langlebig, sondern auch leise 
zu gestalten. AIT verfügt über jahrelanges Know-
how in Messung, Analyse und Modellierung, um 
diese Anforderungen mit Hilfe von Computersimu-
lationen in Einklang zu bringen. Die Simulations-
ergebnisse liefern Infrastrukturbetreibern schnell 
und kostengünstig wichtige Informationen für das 
Life Cycle Management und unterstützen in der 
Entwicklung innovativer Lärmschutzmaßnahmen.

Lärmemissionen und Lärmschutz

Lärmschutzwände:
•	 Messung und akustische Analyse von Lärm-

schutzwänden in Bezug auf Leistungsfähigkeit 
und Langzeitverhalten (Adrienne-Methode)

•	 Optimierung von Lärmschutzwänden hinsicht-
lich Geometrie, Oberfläche, Materialien und 
Positionierung mittels moderner Simulations-
verfahren

•	 Prognose der Wirksamkeit von Lärmschutz-
maßnahmen mit Hilfe von Schallfeld- und 
Schallausbreitungssimulationen

Weitere Dienstleistungen im Bereich Akustik
•	 Gutachten für den Bereich Lärmschutz nach 

§31a Eisenbahngesetz
•	 Akustische Untersuchungen im Rahmen der Ak-

kreditierung

Wechselwirkung Fahrzeug/Infrastruktur

Analyse der Wechselwirkungen zwischen 
Infrastruktur und Verkehr zur

•	 Erstellung optimierter Erhaltungsstrategien 
(Life Cycle Analysis, Asset Management) mit 
Infrastrukturbetreibern

•	 Unterstützung von Herstellern in der Entwick-
lung von neuartigen Fahrbahnbelägen, Inf-
rastrukturkonstruktionen und Reifen mit op-
timierten Eigenschaften (Verkehrssicherheit, 
Lärm- und Schadstoffemissionen)

FORSCHUNG
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die Zusammenarbeit mit dem AlT Mobility Depart-
ment? 

Die größte Herausforderung bei Projekten dieser- 
Art im Allgemeinen ist die Frage der zeitlichen 
Koordination. Sie spielt insbesondere dann eine 
wichtige Rolle, wenn es um die Installation von 
Messinstrumenten an einer bereits in Betrieb be-
findlichen Strecke geht. Die Zusammenarbeit mit 
AlT gestaltet sich in dieser Hinsicht immer sehr 
professionell und unkompliziert. Vor allem für die 
im Rahmen von Opti LSW geplanten Innovations-
messfahrten ist aufgrund des streng vorgegebe-
nen Zeitfensters ein koordiniertes Zusammenspiel 
aller Beteiligten eine zentrale Grundvoraussetzung 
für einen reibungslosen Ablauf und aussagekräfti-
ge Ergebnisse. 

Wo sehen Sie die größten Verbesserungspotenzia-
le und Ausbaumöglichkeiten von Lärmschutzwän-
den auf Hochgeschwindigkeitsstrecken zukünftig? 

Lärmschutzwände sind mittlerweile Teil unse-
rer Landschaft geworden und sollten sich daher 
gestalterisch in die Umgebung einfügen. Gleich-
zeitig müssen sie aber auch den Reisenden eine 
möglichst ungestörte Aussicht ermöglichen. Diese 
Aufgabe lässt sich nur mit innovativen Ansätzen 
lösen. Dazu zählt unter anderem der Einsatz von 
Membranen statt Lärmschutztunnels. die auch für 
die lokale Energiegewinnung genutzt werden kön-
nen.

Hannes Kari, ÖBB-Infrastruktur Bau AG, 
über den Einsatz von Lärmschutzwänden bei 
Hochgeschwindigkeitsstrecken im Schienen-
verkehr: 

Herr Kari, welche Rolle spielt das AlT Mobility De-
partment bei den Untersuchungen und Analysen 
von Lärmschutzwänden auf Hochgeschwindig-
keitsstrecken der ÖBB, und welches Know-how 
bringt es ein? 

In Zukunft werden immer mehr Züge mit immer- 
höherer Geschwindigkeit auf dem österreichischen 
Schienennetz unterwegs sein. Die Druck- und Sog-
welle dieser Hochgeschwindigkeitszüge führt zu 
einer stärkeren aerodynamischen Belastung der 
Infr-astruktur- entlang der Strecke. Wesentlicher 
Part des AlT Mobility Departments ist die Messung 
der Verformungen und Frequenzen von Lärm-
schutzwänden. um deren dynamische Beanspru-
chung infolge der Zugvorbeifahrten zu bestimmen. 
Das Know-how von AlT sowie die Messungen und 
Simulationen sind für uns eine wichtige Grundlage 
für die Bemessung und Erhaltungsplanung, damit 
wir sowohl optimalen Lärmschutz für die Anraine-
rinnen als auch größtmögliche Sicherheit im Bahn-
verkehr gewährleisten können. 

Was waren die größten gemeinsamen Herausfor-
derungen im Projekt Opti LSW? Wie bewerten Sie 
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Mitglieder der GSV 

GSV

Körperschaften und Organisationen

Arbeitskreis der Automobilimporteure (IV)
Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien

ÖAMTC
Schubertring 1-3, 1010 Wien

Vereinigung der Österreichischen Industrie
Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien

VÖZ – Vereinigung der Österr. Zementindustrie
Reisnerstraße 53, 1030 Wien

Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ)
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien

Bundesgremium Fahrzeughandel (WKÖ)
Wiedner Haupstraße 63, 1045 Wien

Ämter von Landesregierungen

Amt der Wiener Landesregierung
MA 28, Straßenverwaltung und Straßenbau
Lienfeldergasse 96, 1170 Wien

Amt der Niederösterr. Landesregierung
Landhausplatz 1, 3109 St. Pölten

Amt der Tiroler Landesregierung 
Herrengasse 11, 6020 Innsbruck 

Amt der Vorarlberger Landesregierung 
Montfortstraße 12, 6900 Bregenz

Amt der Burgenländischen Landesregierung
Freiheitsplatz 1, 7000 Eisenstadt

Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
Landhaus, 8010 Graz 

Verkehrsinfrastruktur- & Verkehrsbetriebe

ASFINAG - Autobahnen- und  Schnellstraßen-
Finanzierungs AG 
Rotenturmstraße 5-9, 1011 Wien

AUSTRO CONTROL - Österreichische Gesell-
schaft für Zivilluftfahrt
Schnirchgasse 11, 1030 Wien 

EHG Ennshafen GmbH
Donaustraße 3, 4470 Enns

Graz-Köflacher Bahn und Busbetrieb GmbH
Köflachergasse 35-41, 8020 Graz

NÖVOG Niederösterreichische Verkehrsorgani-
sationsgesellschaft mbH
Riemerpatz 1, 3100 St. Pölten

Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsgesell-
schaft mbH (SCHIG)
Lassallestraße 9b, 1020 Wien

Via donau – Österr. Wasserstraßen GmbH
Donau-City-Straße 1, 1220 Wien

Flughafen Wien AG
Postfach 1, 1300 Wien

Technologiegesellschaften

Austrian Institute of Technology (AIT)
Giefinggasse 2, 1210 Wien

AustriaTech
Donau-City-Straße 1, 1220 Wien

Consualia GmbH
Plankengasse 6/1/16, 1010 Wien

ITS-Vienna Region
Mariahilferstraße 77-79, 1061 Wien

TINA Vienna Urban Technologies & Strategies 
GmbH, Anschützgasse 1, 1150 Wien

Zivilingenieure / Verkehrsplaner

AXIS Ingenieurleistungen ZT GmbH 
Rainergasse 4, 1040 Wien

Ingenieurbüro NEUKIRCHEN ZV GmbH
Eßlinggasse 17, 1010 Wien

KLESTIL Ziviltechniker GmbH
Franz Siegelgasse 1, 2380 Perchtoldsdorf 

Alexander Fürdös
Stella Kadmon Weg 1, 1100 Wien
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Mitglieder der GSV 
Bauindustrie

ALPINE Bau GmbH 
Alte Bundesstraße 10, 5071 Salzburg

GRANIT GmbH Bauunternehmung
Feldgasse 14, 8010 Graz

HABAU Hoch- und Tiefbaugesellschaft m.b.H.
Greiner Straße 63, 4320 Perg

G. Hinteregger & Söhne Bauges.m.b.H.
Bergerbräuhofstraße 27, 5020 Salzburg

HOCHTIEF Construction Austria GmbH & Co KG
Amalienstraße 65, 1130 Wien

Leithäusl Gesellschaft m.b.H.
Neulinggasse 14, 1030 Wien

PORR Bau GmbH
Absberggasse 47, 1110 Wien

Swietelsky Bau GmbH
Edelbacherstraße 10, 4010 Linz

Traunfellner Anton Gesellschaft mbH
Erlaufpromenade 32-34, 3270 Scheibbs

Verkehrstelematik / Verkehrstechnik

Alpine-Energie Österreich GmbH
Oberlaaer Straße 276, 1230 Wien

Kapsch TrafficCom AG
Am Europlatz 2, 1120 Wien

Siemens AG Österreich 
Siemens Straße 90, 1210 Wien

SWARCO – Heoscont Straßenmarkierung GmbH
Münchendorferstr. 33, 2353 Guntramsdorf

Trafficpass Holding GmbH
Kärntner Ring 5-7/7, 1010 Wien

AMV Networks GmbH
Audio Mobil Straße 5, 5282 Ranshofen

Transportwirtschaft/Logistik

Industrie Logistik Linz GmbH Co KG
Stahlstraße 60, 4031 Linz

Medienunternehmen

ORF /Ö3 Verkehrsredaktion
Heiligenstädter Lände 27c, 1190 Wien

Manstein ZeitschriftensverlagsgmbH
Brunner Feldstraße 45, 2380 Perchtoldsdorf

IIR - Institute for International Research GmbH
Linke Wienzeile 234, 1150 Wien

Banken, Versicherungen und allgemeine 
Wirtschaftsbetriebe

Bank Austria UniCredit Group
Schottengasse 6, 1010 Wien

Raiffeisen Zentralbank Österreich AG 
Am Stadtpark 9, 1030 Wien

Swarovski D.& Co.
6112 Wattens in Tirol

UNIQA Versicherungs-AG
Praterstraße 1-7, 1020 Wien

müllerchur GmbH
Mooslackengasse 17, 1190 Wien

Energie- / Mineralölunternehmen

Shell Austria GmbH
Lobgrundstraße 3, 1220 Wien

Personenmitglieder
Dkfm. Hans Peter Halouska
DI Dr. Richard Schenz
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Order:  zement@zement-beton.co.at
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www.granit-bau.at

In allen 
Bauformen 
zuhause!

WIR BERATEN, PLANEN, BAUEN
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